


Kurzum I von  Horst  Peter 

,.Die Deutschen sorgen sich ums Klima - 
undfahrenAutoMtiteitdie FRam 6.12.2006. 
Es geht dabei um die Foigeniosigkeit für 

dasVerhaltenderMenschen,obwohlsiediegrund- 
sätzliche Bedrohung ihrer Lebensgrundlagen durch 
Kiimaveränderungdurchauszur Kenntnisgenom- 
men haben. Das zeigt die dort abgedruckte Um- 
fragezurSorgenskaladerDeutschen.Die Umwelt- 
bedrohungist hinterdersorgeumden Arbeitsplatz 
auf Platz zwei aufgestiegen und an Angst vor so- 
zialer Ungerechtigkeit vorbeigezogen. Aber es . . 
ändert sich nichtsam Lebensstil der Menschen. 

Kurzurn: Dieser Widerspruch zwischen Wissen 
und Handeln zeigt. dass gesellschaftliche Werte 
alsMaßstabdes Handelnsschlechte Karten haben, 
wenn sie mit den Normen des neoliberalen Men- 
schenbiids,dem Leitbild des Egoismus,in Konkur- 
renz treten. 

Die Folgen des Handelnszu bedenken wird 

?7 zum Wettbewerbshindernis: für den Wis- 
senschaftler und Forscher, den Ingenieur 

undSystementwickiehdenFondsmanager und den 
Unternehmer unddurch diegesamtegesellschaft- 
IicheSkala biszu den Menschen als Produzenten 
und Konsumenten,natürlichauchderPolitik.UIrich 
Beck hat diese Entwicklung als Weg zur ,,Organi- 
sierten Unverantwortlichkeit analysiert.Wir müs- 
senfragen nach Wegenausdiesem Wertevakuum 
und der Rolle der Politik zwischen Reformbereit- 

- schaft oder Anpassung an den gesellschaftlichen 
Hauptstrom.Endeder7oerJahre klagte HansJonas 
das Prinzip Verantwortung ein. Es könnte zum 

P Schlüsselwert für den anstehenden geselischaft- 
lichen Zukunftsdiskurswerden,wennesdieLinke 
dazu macht. 

Die Klimabedrohung und der Umgang der 
Parteien mit dieser paradigmatischen He- 
rausforderung ist das programmatische 

Bewährungsfeld für das Prinzip Verantwortung 
i n  der Politik. Die Partei, die das Prinzip Verant- 
wortung als oberen Grundwert definiert, hat im 
gegenwärtigen Wettbewerb um programmatische 
Neuorientierung die größten Chancen zur Mei- 
nungsführerschaftimZukunftsdiskurs.Ein Blickin 
den Programmentwurfder SPD weckt allerdings 
bisjetzt nicht die Hoffnung,dass die Bedeutung 
des PrinzipsVerantwortungfürdieZukunftsfähig- 
keit der Partei erkannt ist. 

Kurzum: Die Aufnahme eines vierten Grund- 
WertesVerantwortung für die Erde und den Frie- 
den auch für künftige Generationen würde die 
Diskussion über die Grundwerte in der SPD auf 
die Höhe der Zeit bringen. 

Dabei könnten sie doch nun die Leerstelle 
füllen,dievon BündnisgolDieGrünen hinterlassen 
wurde,seit sie sich dem gesellschaftlichen Haupt- 
strom derVermarktwirtschaftlichung unterworfen 
haben. rn - Kurzum: Es ist an der Zeit,die soziale und öko- 

logische Verantwortung programmatisch und 
politisch wieder zusammen zu führen. 
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Meinung 

Investivlöhne - mehr Schein als Sein 

Anmerkungen zur aktuellen Diskussion 

von Wol fgang Jü t tner  

. . 
Nun steht siewieder auf derTagesordnung: 
die Diskussion um Investivlöhne. Seit Be- 
stehen der Bundesrepublik wird dieses 

Thema in unregelmäßigen Abständen immerwie- 
der Gegenstand aktueller politischer Debatten. 
Diesmal warf Bundespräsident Horst Köhler den 
Ball ins Spiel. Erstaunlich ist. dass viele Akteure 
bereits jetzt Details und Bedenken vortragen.ob- 
wohleine klare Konzeptionfürdie Einführungvon 
Investivlöhnen noch längst nicht vorliegt. Auch 
in der Berliner Koalition scheintes kaum noch um 
das Pro und Contra, geschweige denn um Alter- 
nativen zu gehen. 

Zielsetzungen 

Mit  der Diskussion um die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für die Gewinn- und Kapi- 
talbeteiligungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer 
sollen verschiedene Ziele verfolgt werden: Zum 
einen soll mit dem Investivlohn über das Instru- 
ment derMitarbeiterbeteiligungeineVerbesserung 
derAltersvorsorge erreicht werden.Zum anderen 
soll die Eigenkapitalbasis der Unternehmen ge- 
stärkt werden.Minlsterpräsident Roland Kochsieht 
daher in dem Investivlohn gar eine patriotische 
Aufgabe,weildamit Kapital an Unternehmungen 
gebunden wird,das sich an der Schaffungvon Ar- 
beitsplätzen orientiert und auch loyalgegenüber 
dem Standort ist.Außerdem bietet laut IAB eine 
Gewinn-oder KapitaIbeteiligungArbeitnehmern 
AnreizefürmehrLeistung und einestärkereldenti- 
fikation mit dem Unternehmen. 

Im Hinblickaufdieungleiche Entwicklungvon 
Einkünften aus Vermögen und unselbständiger 
Beschäftigung i s t  eine zusätzliche Gewinn- und 
Kapitalbeteiligunggrundsätzlich sinnvoll. Es hängt 
allerdings viel von derAusgestaltungab.die der- 
zeit viele Fragenoffen Iässt und eine Realisierung 
eher fraglich erscheinen Iässt. 

Ergänzung oder Ersatz für tarifliche 
Löhne? 

Es besteht dieGefahr,dasszukünftigeLohn- 
Steigerungen teilweise in Investivlöhne 
umgewandelt werden.Die Gewerkschaften 

haben zu Recht darauf hingewiesen,denn Äuße- 
rungen unter anderem von Arbeitgebervertretern 
gehen in die Richtung.dassdie Beschäftigten mit 
einemTeil ihres Einkommens das unternehmeri- 
sche Risiko tragen sollen. Werden Investivlöhne 
tatsächlich Ersatzfür Lohnerhöhungen,wäredas 
kontraproduktiv-vorallem dann.wenn Lohnstei- 
gerungen zur Belebungder Binnennachfrage und 
zur Stabilisierungder sozialen Sicherungssysteme 
notwendig wären. Wie auch immer das Modell 
der Koalitionärein Berlin letztlich aussehen wird 
- Investivlöhne würden nach den herrschenden 
Gesetzmäßigkeiten derTarifverhandlungspolitik 
zumindest teilweise immer auf die Lohnentwick- 
lunganzurechnen sein.Realistisch betrachtetdreht 
sich die Debatte um Investivlöhne also eher um 
Lohnumwandlung als um Lohnerhöhung. 



Meinung 

Auch im Hinblick aufdie Ergänzungder Alters- 
versorgungist Skepsis angesagt: Die Mitarbeiter- 
kapitalbeteiligungdiktiertdem Arbeitnehmereine 
bestimmteVermögensanlage.ohne dessen eigent- 
liche Präferenzen zu berücksichtigen. Darüber 
hinaus wären in diesem FallTeileder Altersvorsor- 
ge auf Gedeih undverderb vom Wohlergehen des 
Unternehmensabhängig-Arbeitnehmer wären 
also auch über das Erwerbsleben hinaus davon 
betroffen. Ich halte das nicht für richtig und bin 
dafür,allgemeine Regelungen zur privaten Alters- 
vorsorge zu diskutieren und voranzutreiben. 

Staatliche Absicherung und Sozia- 
lisierungvon Unternehmensrisiken 

GeradewirSozialdemokraten weisen in der 
Debatte um Investivlöhne stets auf eine 
Absicherung von lnsoivenzrisiken hin. Es 

wäre nicht akzeptabel, wenn Mitarbeiterkapital- 
beteiligungen bei einer Unternehmensinsolvenz 
ohne Entschädigung wegfallen würden. Der Ge- 
setzgeber müsste eine gesetzliche Entschädi- 
gungsregel schaffen.Allerdingsführt eine derar- 
tige Regel dazu, dass der Staat im lnsoivenzfall 
Zahlungen an Arbeitnehmer leistet.dieeigentlich 
vom Unternehmen zu tragen sind. 

Konsequentwärees,wenn Unternehmen sich 
gegen diese Risiken selbst absichern müssten oder 
über einen separaten Fond investieren, der wie 
Pensionsfonds vor Insolvenz des Unternehmens 
geschützt ist. Dieser Weg schließt allerdings das 
Ziel- mit lnvestivlohn gleichzeitig die Eigenkapi- 
talbasisvom Unternehmen zu stärken -aus. 

- 
Wer profitiert von Investivlohn? 

Esistfraglich,obeineveränderteGesetzes- 
lage tatsächlich mehr Mitarbeiterbeteili- 
gung nach sich zieht. Praktisch funktioniert 

der Investivlohn nur beiAktiengesellschaften.Eine 
adäquate Plattform gerade für die Veräußerung 
von Anteilen klein- und mittelständischer Betriebe 
gibt es nicht.DieÄußerungen desSPD-Parteivor- 
sitzenden Kurt Beck, wonach das Modell sowohl - 
für klein- undmittelständische Betriebealsauch 
für große Kapitalgesellschaften gleichermaßen 
interessant sein muss,sind begrüßenswert.Doch 
stellt sich hier die Frage nachder tatsächlichen 
Umsetzbarkeit an einer weiteren Stelle. Gerade 
in klein- und mittelständischen Betrieben ist nicht 
jeder Unternehmer willens seinen Mitarbeitern 
durch Kapitaibeteiligungauch mehr Mitentschei- 
dungsrechteeinzuräumen. Undeinen Zwang zur 
Mitarbeiterbeteiligungsoll esfür Unternehmun- 
gen nicht geben. Es i s t  daher davon auszugehen, 
dass der lnvestivlohn wohl nur für eine kleine 
Gruppe von Arbeitnehmern relevant sein wird - 
wenn er denn überhaupt realisiert werden kann. 

Ich plädiere dafür, dass beim Thema lnvestiv- 
lohn wenigeraufNebenschauplätzen um Details 
gerungen wird, sondern vielmehr die dahinter 
stehenden Fragen diskutiertwerden.Lohnpolitik, 
Altersvorsorge und Mitbestimmung sind dabei 
diegenanntenStichworte.die unsweiter bringen. 
Die Diskussion um Investivlöhne ist wohl mehr 
Schein als Sein. rn 

il'wolfgangl"ttner. 
iitVarritzenderderniederrirh- 
rirrhen SPD~Landtagrfraktion 
und SPO-Spitrenkandidat für 
die Landtagrwahl2oaB. 

Foto.SPD Landtagr f rakt i~~ 
Niederiathren 
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1 Energiepolitik und Klimaschutz - Ohne Atomkraft 

1 von Frank Schwabe .M 

Nach jahrelangem Ringen hat sich die EU- 
Kommission endlich aufgemeinsame Stra- 
tegien zur zukünftigen Energiepolitik inner- 

- halbder Europäischen Union einigen können. In 
den nächstenJahren will man nun Fragenzu mehr 
Wettbewerb auf dem Strommarkt und Versor- 
gungsslcherheit sowie Minderung der Kohlen- 
dioxid-Emission auf internationaler Ebene beant- 
worten. Der Streit um Öl zwischen Russland und 
Weißrussland, der kurz zuvor veröffentlichte Kli- 
mabericht der EU-Kommission und nicht zuletzt 
der ungewöhnlich milde Winter alsVorbote des 
einsetzenden Klimawandels boten die perfekte 
Kulisse,um in diesem Zusammenhang nun endlich 
auch mal wiederdieAtomkraft insSpiel zu bringen. 
Weniger Abhängigkeit von Importen, keine CO2- 
Belastung und somit aus klimaschutzpolitischer 
Perspektiveeine Alternativezu fossilen Energieträ- 
gern - mit solchen Argumenten versuchen auch 
in Deutschland diealtbekannten Befürwortervon 
Atomstrom wieder Oberwasser zu gewinnen und 
lassen hierunddagernevergessen,warum man in 
Deutschlandgegen dieKernspaltungalszukunfts- 
trächtigen Energielieferanten entschieden hat. 

Die Kernspaltung i s t  nach wievor eine im 
höchsten Maße risikoreiche Energiequelle. 
Ein Unfall würde katastrophale Langzeit- 

folgen für mehrere Millionen Menschen haben. 
immer noch gänzlich ungeklärt ist die Frage nach 

wiederandem Punkt.an dem schnell Alternativen 
her müssen.Außerdem:mit Atomkraft kann man 
kein Auto tanken - auch hier spielen die Atom- 
befürworter mit einer diffusen Angst und Bildern, 
die sich seit der Ölkrise 1973 hartnäckig halten. 

Atomenergie sei in den nächsten Jahren 
wichtig.um den Übergang zu mehrerneu- 
erbarer Energie und höherer Energieeffi- 

zienzversorgungssicher zu gestalten-das Haupt- 
argument der Befürworter ist bei genauerem 
Hinsehen übrigensder stärkste Punkt gegen die 
Kernspaltung. Nur wenn wir heute den Druck in 
Richtung erneuerbare Energien, Energieeffizienz 
und alternative Kraftstoffe deutlich erhöhen.wer- 
den wir in Zukunftdie Energieversorgung haben, 
die wir brauchen. Durch Atomkraft bliebe eine 
Hintertür,die so schnell nicht mehr geschlossen 
wird. Oder glaubt jemand ernsthaft daran, dass 
ein heutegebautesKernkraftwerkini5Jahren wie- 
der vom Netz gehen wird? Nur wenn wir heute 
mit Nachdruck an der Weiterentwicklung und 
Weiterverbreitungvon Solarenergie,Windenergie. 
Biokraftstoffen sowie deutlich höherer Energie- 
effizienz arbeiten, dann wird Energie zukünftig 
sicher,sauberund berah1barwerden;und wirklich 
nurdanni 

einersicheren und nachhaltigen Entsorgungdes 
Atommülls unddieGefahrder Nutzungdes Urans 
für kriminelleund terroristischezwecke hat inden 
letzten Jahren zuaenommen.Auch Ar~umente.die 
für eine intensivere Nutzung der iomenergie F[ 
immer wieder gerne angebracht werden. können 
entkräftet werden. Genau wie beim Erdöl und D irank sihwabe. 

Md@ (SPOl. li! Sprecher der 
' W  Erdgas sind Deutschland und Europa auf Importe - ~ . .~enkfabrii" und ktimapoiiti- 

angewiesen. Die Uranvorkommen werden aktu- scher Beiilhterrtattetder 
sPD~@undeitagrfrakt#on", ec 

ellen Berechnungen zufolge nur noch 40 Jahre lebt N m  cartrop~~auxe~. 

ausreichen - spätestens dann befindet man sich ~ o t o :  privat 

rpwil2007 



Meinung B 

Linke Mehrheit als Chance 

M. von Swen Schulz 

Die Hoffnungaufeine,.linkeMehrheit"ist 
derzeit nicht groß. SPD, Bündnis 'go/Die 
Grünen und Linkspartei.PD5 im Bundestag 

sind weit davon entfernt,ihre rechnerischeMehr- 
heit nutzen zu können und zu wollen. Auch die 
Wahlen in Mecklenburg-Vorpommern und Berlin 
haben dem linken Projekt einen Dämpferverpasst. 
Während in Mecklenburg-Vorpommern die SPD 
verlor und die Linkspartei.PD5 hinzugewann, legte 
dieSPDin Berlin zu-dieLinkspartei.PDSist nach- 
gerade eingebrochen. lm hohen Norden i s t  dieSPD 
in dieGroße Koalition gegangenIn der Hauptstadt 
dagegen wagt rot-rot einen neuen Anlauf - wie 
knappdieMehrheitist.hat sich bereits beider Wahl 
des Regierenden Bürgermeisters Kiaus Wowereit 
gezeigt. 

Normalität hat sich eingestellt, was vor 
einigen Jahren nicht zuerwarten war.Die 
Linkspartei.PDS kann inder Regierungsver- 

antwortung gewinnen oder auch verlieren - je 
nach 5ituationvorOrt.EbensodieSPD ineiner rot- 
roten Koalition. Ein Wechsel ist möglich,aberauch 
Kontinuität. Rot-rot ist kein Skandal mehr. Die 
Neuauflage in Berlin ist kritisiert worden - aber 
eher für den Inhalt der Koalitionsvereinbarung, 
die doch so wenig Neues biete. Der Wechsel in 
Mecklenburg-Vorpommern istschlicht zur Kennt- 
nisgenommen worden-kein hörbares Aufatmen 
ging durch die Republik. Rot-rot i s t  - zumindest 
in Ostdeutschland-einevonvielen Koalitionsva- 
rianten.Normalität wird sich mit derzeit auch in 
der Bundespolitikdurchsetzen.Mit Sicherheit ist 
die Linkspartei.PD5 im Bundestag kaum zu ver- 
gleichenetwa mi t  der im Abgeordnetenhausvon 
Berlin. Die SPD-Bundestagsfraktion i s t  gut beraten. 
mitderLinkspartei.PDSsachlich umzugehen.Denn 
erstens vertritt sie Bürgerlnnen. deren Anliegen 
ernstzu nehmen sind.MitAusgrenzunggewinnen 
wirauch keineStimmen,sondern geben der Links- 
partei.PDSdieChance,sich weiterhin als mutige 

rpw ilzaai 

Retter der Entrechteten aufzuspielen. Die Nicht- 
Wahl von Lothar Bisky zum Vizepräsidenten des 
Bundestages war darum ein Fehler. Nur in der 
sachlichen Auseinandersetzung-gerneauch hart 
-können wir verlorenesTerrain zurückgewinnen. 
Und zweitenssind Koalitionsperspektivenfürdie 
SPD. letztlich für die Politik in Deutschland, von 
größter Bedeutung. In Berlin war die SPD lange 
Zeit in der Großen Koalition gefangen. Mi t  den 
Grünen reichte es nicht,die PD5 war tabu. Mit je- 
derWahiaisJuniorpartnerinderGroßen Koalition 
verlor die SPD. Mi t  der Öffnung zur PDS kam die 
Wende-derTabubruch war der Durchbruch für 
die SPD mit  Klaus Wowereit. 

Was machen wir im Bund,wenn dieMehr- 
heitsverhältnisse nach der nächsten Wahl 
in etwa so wie heute bleiben - vielleicht 

mit ein paar Prozentpunktenverlustfürdie Regie- 
rungsparteien? Die Große Koalition könnte von 
der Ausnahmezum Regelfall werden. Diegrößte 
Chance für das Aufbrechen dieser Lähmung hat 
offenbar dieJamaika-Koalition. Daran wird gear- 
beitet.Warum nicht an einer linken Alternative?! 

D 5wen rduli, 
Md0 (iPD).iit Mitgiiedim 
SPD-Landesvollfand Berlin. 

Foto:www.rpdfiaktion.de 
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CI Pro: 

>> Bonus für Arbeit"! 

von Ulr ich Walwei I .. irtvizc-Direktorder Instituts 
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der Gewerkrrhan~ranrnet. 
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DieBeschäftigungssituation wettbewerbs- Brücken für Existenz sichernde 
schwacher Arbeitnehmerist nach wievor Beschäftigung 
ungünstig. Deutschland hat relativ viele 

Langzeitarbeitslose; Geringqualifizierte finden 
nur schwer eine Beschäftigung. In den meisten 
Fällen ist derwiedereinstiegfür die Problemgrup- 
pen am Arbeitsmarkt zunächst nur über eine 
niedrig entlohnteTätigkeit zu realisieren.Zur Be- 
darfsdeckung ist dann oftmals eine zusätzliche 
Förderung über Kombilöhne oder Lohnkostenzu- 
schüsse nötigTrotz der Hartz-Reformen existiert 
kein ausreichender Markt für niedrig entlohnte, 
Existenzsichernde Beschäftigung. Hauptursachen 
hierfürsind institutionelleRegelungen.diesowohl 
das Angebot voll sozialversicherungspflichtiger 
Arbeitsplätze im Niedriglohnsegment verhindern, 
als auch die Aufnahme solcher Tatigkeiten unat- 
traktiv machenweiterführende Reformen müssen 
daher an beiden Marktseiten ansetzen. 

ImVordergrund unseresVorschlagszur Einfüh- 
rungeiner negativen Einkommensteuer steht eine 
Verbesserung der Rahmenbedingungen am un- 
teren Endeder Lohnskala.sodass mögiichstviele 
Menschen einer Existenz sichernden Beschäfti- 
gung nachgehen können und möglichst wenige 
Personen auf den BezugvonTransferleistungen 
angewiesen sind. Indem arbeitsmarktfernen Grund- 
sicherungsempfängern neue Perspektiven auf- 
gezeigt werden, trägt der Ansatz außerdem zur 
sozialen Inklusion bei.DerVorschlagsetzt an den 
wesentlichen HemmnissenfürdieWiedereinglie- 
derungwettbewerbsschwacher Arbeitnehmeran: 
der besonderen Belastung niedrigentlohnter Be- 
schäftigung durch Sozialabgaben,den Hinzuver- 
dienstregelungen im SGB II sowie der relativen 
Begünstigung atypischer Beschäftigungsforrnen. 

Hohe Sozialabgaben bremsen insbesondere 
bei einfachen Tätigkeiten den Beschäftigungs- 
aufoau.Wir schlagen daher eine gezielte Senkung 
der Sozialversicherungsbeiträge für Geringver- 
diener vor, die als negative Einkommensteuer 
ausgestaltetet werden könnte. SO würden Sing- 
les mi t  einem Bruttoeinkommen von 750 Euro 
bis 1300 Euro bei Bedürftigkeit einen Einkommens- 
zuschuss erhalten. 

Durch die Neuordnung der Hinzuverdienst- 
möglichkeiten sollen Brücken in eine Existenz 
sichernde Beschäftigung gebaut werden. Niedrige 
Zusatzverdienstewürden StärkeraufdieTransfer- 
leistung angerechnet, spezifische Vergünstigun- 
genfüratypischeErwerbsformenwiedieMini-Jobs 
abgebaut werden.Auf diese Weise würde einTeil 
der momentan in geringfügiger Beschäftigung 
ausgeübten Tätigkeiten in sozialversicherungs- 
pflichtige Jobs umgewandelt, und für ALG-II-Be- 
zieherwäreesattraktiverreine Existenzsichernde 
Beschäftigung aufzunehmen.Das i s t  sicher nurein 
Baustein, um der hohen Langzeitarbeitslosigkeit 
entgegenzuwirken. Wenn man aber schwer ver- 
mittelbare Personengruppen inden Arbeitsmarkt 
zurückführen und die Dauerhaftigkeit von Arbeits- 
losigkeit begrenzen will.sollte man die mit dem 
Vorschlagverbundenen Chancen nicht ungenutzt 
lassen. 
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DieSPDwill gering qualifizierten Langzeit- 
arbeitslosen helfen einen Job zu finden. 
Hörisichaufden ersten Blicknicht schlecht 

an. Allerdings müssten sie bereit sein zu noch 
niedrigeren Löhnen zu arbeiten.Der Niedriglohn- 
bereich - mit derzeit etwa sieben Millionen Be- 
schäftigen - soll ausgeweitet werden.Viele ar- 
beiten bereits heute für Hungerlöhne. Entgegen 
weitverbreiteten Annahmen hilftdie Bereitschaft 
zum Lohnverzicht den Geringqualifizierten aber 
kaum.ln wachsendem Maße werden auch einfache 
Tätigkeiten mit qualifizierten Bewerberinnen oder 
Bewerbern besetzt. Arbeitslosigkeit und Hartz IV 
zwingtmittlerweileauchgutQualifizierte,schlecht 
bezahlteJobsanzunehmen.Damitwerdengering 
Qualifizierte auch von den Arbeitsplätzen ver- 
drängt,für die sie geeignet wären. 

E Contra: 

P,  Bonus für Arbeit"! 

von Michae l  Schlecht . . 

D „Bonus für Arbeit1'(-geber) begünstigt 
Lohndumping 

- 

C+ Mirhlel Srhlerht 
irt Cheiwlkiwirt beimverdi 
Bundelvoritand in Berlin. 
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Mi t  dem Arbeitslosengeld II besteht bereits 
heuteein Kombilohnsystem. Etwa drei Millionen 
Menschen.die einer Erwerbstätigkeit nachgehen. 
haben Anspruch auf zusätzliche Leistungen des 
Arbeitslosengeld II.Schätzungsweise eine biszwei 
Millionen Menschen machen davon Gebrauch. 
Darunter sind mindestens 400.000 Vollzeitbe- 
schäftigte.lmmer mehr Unternehmer nutzen den 
Arbeitslosengeld Il-Kombilohn aus. um noch nied- 
rigereLöhnedurchzusetzen.Esgibt Unternehmer, 
dieverlangenvon ihren Beschäftigten Lohnverzicht. 
Anstatt 5.30 EuroproStunde in Zukunft nur noch 
4,gO Euro. Die Differenz könnten sie sich ja wei- 
testgehend über das Arbeitslosengeld iI wieder 
hereinholen,sagen sie ihren Beschäftigten. Unter 

dem Deckmantel von Arbeitslosengeld II kassieren 
Unternehmerstaatliche Subventionen! Außerdem 
werden Konk~rrenzbetriebe~die ihre Beschäftigten 
noch anständig bezahlen, unter Druck gesetzt 
werden. Auch dort heißt es dann schnell: Löhne 
runteroderEntlassungen.WennjetztdieSPDden 
Arbeitslosengeld Il-Kombilohn durch den Bofinger- 
Kombilohn ersetzen wiII,wird es sogar schlimmer. 
Musterrechungen zeigen,dassviele..Working-Poor" 
weniger Einkommen oder für das gleiche Geld 
erheblich längere Arbeitszeiten hätten! 

D Hungerlohn oder Mindestlohn? 

Die Bereitschaftsoll erhöhtwerden zu Armuts- 
löhnen zu arbeiten. Bofinger will bei 4.50 Euro 
eine untere Grenze einziehen. Die negative Ein- 
kommensteuer soll nicht bei den Beschäftigten 
verbleiben, sondern als Lohnsenkung beim Arbeit- 
geber ankommen. Das Ergebnis wäre eine staat- 
lich organisierte und subventionierte weitere 
Umverteilungzu Lastender Löhne und zugunsten 
der Gewinne. Zusätzliche Steuergelder würden 
verschleudert. 

Der einzig Erfolg versprechende Weg ist die 
Einführung eines bundeseinheitlichen gesetzli- 
chen Mindestlohnes von mindestens Z ~ O  Euro. 
Wie invielen anderen Ländern Europas.Sowürde 
dieöffentlicheSubventionierungvon Lohnsenkung, 
bzw. die Subventionierung von Unternehmern 
durch Arbeitslosengeld II beendet.Undvorallem: 
So erhalten die Beschäftigten wieder ein einiger- 
maßen menschwürdiges Einkommen. 
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spw:ImJanuar hat Deutschlanddie Präsident- 
schaft inder EU übernommen.Welche Erwartun- 
gen hat die Fraktion der europäischen Sozialisten 
daran? 

Der EU-Verfassungs- 

L0 
prozess braucht frischen Wind! 

.. 
- 

C .- - 
E 
3 I spw-Interview mit Martin Schulz 
I - 
e . 

Martin Schulr: Ernstens: Der Verfassungs- 
prozess braucht neuen Wind. Wir müssen 
alsdeutsche Ratspräsidentschaftdafür sor- 

gen,dass es zu einer Wiederbelebungder Debat- 
te kommt.0hne eine EU-Verfassung ist die neue 
EU der 27 weitgehend handlungsunfähig. Zwei- 
tens: Europa ist entwedersoziai oderes hat keine 
Akzeptanz. Deshalb wird von der deutschen Prä- 
sidentschaft erwartet, dass die sozialen Folgen 
der europäischen Gesetzgebung vor der Verab- 
schiedung überprüft werden. Drittens: Die EU 
muss beider Bewältigungdes Klimawandelseine 
Vorreiterrolle einnehmen. 

D Martin schul& 
Fraktionrvorritzendeidei 

: ~ ~ ~ ~ ~ ~ " ' t e n  

D Dar Gespraih führte fur 
SPW ~~i"h01d P."~~;CL 

spw:EU-Kommissar Piebalgs hatjetzt ein Kon- 
zept für einen neuen europäischen Energiemix 
vorlegen.Welchen Stellenwert wird das haben? 

Martin Schulzlch glaube,dassdie Energie- 
Versorgung eine der zentralen Fragen ist. 
Europa hat schon einmaleineidentitätsstif- 

tende Debatte über die Energiepolitikgehabt. Die 
Europäische Gemeinschaftfür Kohle und Stahl war 
der Kern der heutigen Union. Energiesicherheit 
heißt für uns auch Energieefiizienz uns Energie- 
reduzierung.Ende derVerschwendungswirtschaft. 
Wir setzen auferneuerbare Energie.Wir brauchen 
sparsamere A~tos~energiesparende Produktions- 
anlagen.Wir setzen auf Investitionen in neueTech- 
nologienfür sparsamere und effizientere Energie- 
nutzung. 

5pw:AnfangJanuarwurden Öllieferungen aus 
Russland unterbrochen.Wieist dasVerhältnisder 
EU zu Russland? 

Martin5chulz:DieRussischeFöderationspielt 
eine bedeutende Rolle in der Weltpolitik. 
Das dürfen wir nicht ignorieren. Russland 

besitzt große Energieressourcen und wirwerden 
mit Russland über ein neues partnerschaftliches 
Koaperationsabkommen verhandeln.Dazu gehört 
Vertrauen - und beide Seiten müssen sich so ver- 
halten,dass diesesvertrauen aufgebaut werden 
kann. Die Deutsche Ratspräsidentschafi ist auf 
einem guten Weg,diesesVertrauen herzustellen. 

spw:GünterVerheugen hat im letztenJahrdie 
Brüsseler Bürokratie heitig kritisiert und das Primat 
der Politik eingefordert.Teilst Du die Forderung 
nach Bürokratieabbu in der EU? 

Martin5chulz:Die EU i s t  bürokratisch,inder 
Tat. aber die Mitgliedsländer sind es nicht 
weniger. Als langjähriger Bürgermeister ei- 

ner mittelgroßen Kommune kann ich sagen.dass 
die Regelungen des Landes oderder Kreisbehörden, 
der BezirksverwaItungen,der Bundesverwaltung 
und ihrer nachgeordneten Behören und soweiter 
auch nicht geringer sind als in Brüssel. Wir brau- 
chen einen Bürokratieabbau überall.Dass in der 
EU die Exekutive-also die Kommission-stärker 
parlamentarisch kontrolliertwerden muss.ergibt 
sich daraus,dass imVerfassungsentwurf die Rolle 
des Pariamentsdeutlicher hervor gehoben worden 
ist. Deshalb: wer weniger Bürokratie und mehr 
Parlamentarismus will, braucht dieVerfassung. . 
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/ Öffentliche Aufgaben 

Einleitungzum Schwerpunkt 

von Sebastian Jobelius 

und Reinhold Rünker .. 

Die Frage, was als öffentliche Aufgabe be- 
trachtetwerden k a m u n d i n  welcherwei- 
se öffentliche Aufgaben erfüllt werden 

können und sollen. kann heute vor dem Hinter- 
grund vieler und unterschiedlicher Erfahrungen 
diskutiert werden. 

Erfahrungen und Positionen 
nach der Deregulierungs- und 
Privatisierungswelle 

Während der journalistische und wirt- 
schaftswissenschaftliche Mainstream da- 
bei noch in weitenTeilen von einer grund- 

sätzlichen Feindlichkeit gegenüber umfassenden 
Aufgabenzuweisungen an die öffentliche Hand 
geprägt ist,weist Hans Peter Bull in seinem Beitrag 

darauf hin,dass die Bevölkerungden Staat nach 
wie vor in der Verantwortung für die meisten 
Lebensbereichesieht.Entsprechend plädiert Bull 
auch für eine möglichst breite Definition öffent- 
licher Güter und kritisiert die Fokussierung auf 
den im neoliberalen Diskursskizzierten Minimal- 
staat.Der Kanon derjenigen Produkte und Dienst- 
leistungen,die wirksamer öffentlicher Regulierung 
unterworfen sind oder in öffentlicherverantwor- 
tung produziert oder erbracht werden. müsse 
vielmehr auch die sozialen und demokratischen 
Anforderungen berücksichtigen.Hoffnungmache 
in diesem Zusammenhang.dass im Bremer Ent- 
wurffürein neuesSPD-Grundsatzprograrnmder 
Frage,wiederZugangderMenschen zu den öffent- 
lichen Gütern gewährleistet werde. auch dann 
einen wichtiger Stellenwert beigemessen wird, 
wenn diesenicht mehrvondemStaat selbst,,her- 
gestellt" werden. 

Die Formulierungen im Entwurffürein neues 
SPD Grundsatzprogramm zum Bereichderöffent- 
IichenAufgaben trägtderTatsacheRechnung,dass 
die ErfüliungöffentlicherAufgaben auch im sozial- 
demokratischen Kontext pragmatisch unter der 
Fragestellung diskutiert wird,auf welchem Wege 
durch Kombinationöffentlicher Regulierungund 
privater Leistungserbringung die besten Ergeb- 
nisse erzielt werden können.Vom vollständigen 
Rückzug des Staates aus der regulatorischen Ver- 
antwortung über neue Formen der Regulierung 
bis hin zumverbleibder Leistungserbringung im 
Bereichderöffentlichen Handfinden sich so heute 
in Bund, Ländern und Kommunen vielfältige For- 
men im Umgang mi t  öffentlichen Aufgaben. 

O Aus der Not eineTugend machen? 

Dass den erfolgten Privatisierungen der 
letztenJahre in derpraxisjedoch nicht nicht 
nur ordnungspolitische Erwägungen zu 

Grunde liegen konnten, macht lngeborg Junge- 
Reyer in ihrem Beitrag deutlich.Sosei die Diskus- 
sion über Privatisierungsmaßnahmenvon Beginn 
an mi t  der schwierigen Haushaltslageverknüpfl 
gewesen. Dies hat zu der Situation geführt,dass 
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die landeseigene BEWAG an die ebenfalls im 
(schwedischen) Staatsbesitz befindlichevattenfall 
AG veräußert wurde und heute hochprofitabel 
einen bedeutenden Beitrag zum Gewinn des Ge- 
samtkonzerns beiträgt. Inwieweit die Gewinne 
jedoch wieder in Berlin investiert werden liegt 
heute nicht mehr im Einflussbereich der Berliner 
Politik. Heute liegt der Fokus der Berliner Politik 
daherauchzunehmendaufderVerknüpfungvon 
öffentlicher und privater Leistungserbringung. Das 
Fazit Junge-Reyers: Privatisierungsprozesseerfor- 
dern einen starken und intelligenten Staat, der 
über Kompetenzen am Markt verfügt.Wettbewerb 
ermöglicht und das öffentliche Interesse durch- 
setzen kann. 

Mit derveräußerung von BEWAG und GASAG 
lag das Land Berlin keinesfalls im Trend. So sind 
seit der Liberalisierung des Strommarkts anders 
alsvorhergesagt lediglich ioo  der zuvor800 Stadt- 
werkevon den heute vier großen Stromkonzernen 
übernommen worden. Am Beispiel des Energie- 
Sektors zeichnet Oliver Wagner vom Wuppertal 
Institut für Klima, Umwelt und Energie die Ent- 
wicklung einer nicht zu Ende gebrachten Liberali- 
sierungs- und Deregulierungspoiitik nach.Während 
sich die großen Stromkonzerne in Deutschland 
nurnoch wenig Konkurrenz machen und ihre ho- 
hen Rücklagen und Gewinne zur Betätigung auf 
dem internationalen Strommarkt nutzen, haben 
die Stadtwerke ihre Kapazitäten in den letzten 
Jahren ausgebaut und oft auf erneuerbare Ener- 
gien sowie Kraft-Wärme-Kopplung gesetzt. Sie 
sind damit ein gutes Beispiel für die Annahme, 
dass die Entwicklung hin zu Mischformen öffent- 
licher und privater Aufgabenwahrnehmung zu 
einer verstärkten Marktorientierung bei der Auf- 
gabenwahrnehmungundgleichzeitigerAufrecht- 
erhaitung politischer Steuerungsmögiichkeiten 
führen kann.Gleichwohl ist invieien Kommunen 
die Diskussion um die Privatisierung der Stadt- 
werkesowohl aus ideologischen Gründen alsauch 
aus finanzieller Not heraus voll im Gange. Hinzu 
kommen ~oi i t ische Attacken auf die wirtschafi- 
liche Betätigung der Gemeinden. 

U Politischer Gestaltungswille 

Selbst wenn der politische Wiile für eine 
starke Rolle des Staates bei der Erbringung 
von Leistungen imöffentlichen Interesseda 

ist. sind alsozunehmend auch rechtliche Hürden. 
dieeineroriginäröffentiichen Leistungserbringung 
im Wege stehen. Einen Überblick auf die Auseinan- 
dersetzungen indiesem Feldgibt Ulf-Birger Franz. 
Stichworte sind EU-Recht,der Sparkassen-Namens- 
schutz,veränderteAusschreibungsregelungen und 
einePolitikdesBundeskartellamts.daszunehmend - 
kommunale Unternehmen insVisier nimmt. Die 
Folgen des juristischen Drucks werden anhand von 
Beispielen ausverschiedenen Regionen skizziert. 
Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen bezieht 
der Münchener Oberbürgermeister Christian Ude 
Position füreine selbstbewusste und aktive Rolle 
deröffentiichen Hand beider ErbringungvonAuf- 
gaben mit starkem öffentlichem Interesse-auch 
aus wirtschaftlichen Erwägungen.50 gehören die 
Münchener Stadtwerke heutezu den größten Ge- 
werbesteuerzahlern undführen beachtlicheGewir- - 
nean dieStadt ab.Gleichzeitig macht erdeutlich, 
dass durch politische Interventionen der Spielraum 
für DienstleistungserbringunginöffentlicherVer- 
antwortungverteidigt werden muss und kann. 

Die Diskussion überöffentliche~ufgaben und 
Möglichkeiten kommunalen Handelns sollte vor 
dem Hintergrundderbeschriebenen Erfahrungen 
nicht nur defensiv geführt werden. Es zeigt sich, 
dass auch mit neuen Instrumenten unterverän- 
derten Bedingungen, ökonomische Prozesse po- 
litisch und demokratischgestaltet werden können. 
Beides, die Kritik an neoliberalen Angriffen auf 
öffentliche Leistungen und die Betrachtung neu- 
er Formen öffentlicher Aufgabenwahrnehmung, 
soll inderspwin den kommenden Ausgabenfort- 
geführt werden. 

- .- -. 
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Absage an den Staat? [ v o n  Hans Peter Bull 

F0to:ihrirtan Kiel 

Misstrauen gegenüber dem Staat hat in der 
SozialdemokratieTradition, und dafürgibt 
es gute Gründe wie das Sozialistengesetz 

und späterdie brutaleAusschaltungjeglicher0p- 
Position durch den NS-Staat. In der DDR,die sich 
in derTheorieauf sozialistischeWerte bezog. haben 
wir erneut die Perversion der Staatsgewalt erlebt. 
Können wir wirkiichvom Staat noch Unterstützung 
für die Ziele der sozialen Demokratie erwarten? 

Meine Antwort ist:Ja.Ohneden Staat geht es 
nicht. Ohne den Staat geht nichts. Die obrigkeit- 
liche, militaristischeTradition ist beendet.Heute 
müssen wir den Staat gegen ganz andere Kräfte 
verteidigen.Staatsablehnungentsteht heuteaus 
der interessegeleiteten Kritik an dem angeblich zu 
perfektenSoziaiieistungssystem und auseiner an- 
geblichen Politik-,Parteien- und Staatsverdrossen- 
heit der Menschen. Neoliberale Wirtschaftslehrer 
kleiden ihregrundsätzliche Ablehnungstaatlicher 
Einflussnahme in die allseits beliebte Bürokratie- 

kritik:amerikanische Staatstheoretiker predigen 
den ,.Minimalstaat". 

Dieverbreitete.,Politikverdrossenheit" beweist 
freilich auch.dass die Erwartungen an den Staat 
nach wie vor hoch sind - manchmal sogar uner- 
füllbar hoch. Die Menschen, die auf dem Gebiet 
des deutschen Staates leben,fordern von ihm nicht 
nur Schutzgegen Angriffeauf ihre Rechtsgüterund 
gegen äußere Feinde,sondern vor allem Sicherung 
ihrer Existenz-und darüber hinaus vielfach die 
Sicherung ihrer Existenzgrundiagen.aiso z.B.der 
Chancen.sich erfolgreich wirtschaftlich zu betäti- 
gen.DerStaat sollsozialeSicherheit produzieren, 
Schutzgegenallemöglichen Lebensrisikengewähr- 
leisten.Bildungsmöglichkeitenfürallegarantieren, 
unterentwickelte und notleidende Wirtschaits- 
zweigefördern und sogareinzeine Unternehmen 
vordem Ruin bewahren.Ersollseibstverständlich 
BSE- und Gammelfleisch-Skandaleverhindern und 
die Vogeigrippe eindämmen. Dass all diese AMi- 
vitäten viel Geld kosten, der Staat also Steuern 
braucht, i s t  selbstverständlich.wird abervon vielen 
ebenso verdrängt wie die Tatsache, dass damit 
,,Bürokratie"gefordert wird.Denn eine erfolgreiche 
Überwachung riskanterVorgänge ist ohneeinen 
..bürokratischen"Apparat nicht möglich-egal ob 
esum Lebensmittelproduktion und -distribution, 
um Epidemien und Seuchen oder spekulative 
Finanztransaktionengeht.Immerist.,Bürokratie" 
nötig. nämlich exakte Rechtsnormen und Einrich- 
tungen-diederen Einhaltung kontrollieren. 

Wenn wir uns seriös mit der notwendigen 
RolledesStaates beschäftigen woilen,müs- 
sen wiralsozunächstviel Ballast abwerfen 

und diegängigen Schlagworte ignorierenwir müs- 
senfragen.welcheAufgaben heuteund inZukunft 
vonden Individuen selbst undvongesellschaftlich- 
en Gruppen wahrgenommen werden können,ins- 
besonderewelche Aufgaben die Unternehmen der 
Wirtschaft zufriedenstellend erfüllen könnenSund 
andererseits in welchen Zusammenhängen nur 
diegemeinschaftliche Aufgabenerfüliung sinnvoll 
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und notwendig ist, also die lenkende oder über- 
wachendeTätigkeit des Staates (oderseineröffent- 
lich-rechtlichen Teilorganisationen), um einen ge- 
nerell zufriedenstellenden Zustand zu erreichen. 
..Zufriedenstellend" kann hier ÜbrigenseineMehr- 
zahl auch unterschiedlicher, ja konfligierender 
Ziele bedeuten.Zum Beispiel.obwir lieber billige 
oder lieber..nachhaltige",umweltgerechte,quali- 
tätvolle Produkte wollen. In der Sprache der öko- 
nomischen Staatstheorie handelt essich beiden 
Produkten. die wir nicht dem Markt überlassen 
wollen, um ,,öffentliche Güter". In den Leitsätzen 
für ein neues Grundsatzprogramm der SPD sind 
sie definiert als diejenigen, die ,,der Logik des 
Marktes entzogen und bedarfsorientiert ausge- 
richtet sein sollten". 

Die Diskussion konzentriert sich an dieser 
Stelle regelmäßig sogleich auf dievermeintlichen 
,,Kernaugabenr'des Staates,aIso Herstellungvon 
Sicherheit, Rechtsschutz, Schutz der wichtigsten 
individuellen und kollektiven Güter,Landesvertei- 
digung.Diplomatieundwenigesmehr.Dieanderen 
Aufgaben werden davon aIs..Gewährleistungsauf- 
gaben" abgesetzt, so dass sie als nachrangig er- 
scheinen. Aber wir sollten genauer hinsehen. Zu 
den Aufgaben eines sozialen Staates gehört we- 
sentlich mehr, als ein Minimum an Aufgaben in- 
tensivzu erfüllen und den Rest nur..zweitklassig" 
t u  betreiben. 

Vorallen anderen Überlegungen steht die 
fo1gendeGrundeinsicht:Wirsind allesamt 
von der EntwicklungderWirtschaft abhän- 

gig und damit von Einflüssen aus aller Welt. die 
nurbelweltweit koordiniertem HandelnaIlerStaa- 
ten und Staatengemeinschaften so gestaltet wer- 
den können, dass Fortschritt und Gerechtigkeit 
herrschen.Dieses koordiniertevorgehen ist bisher 
nicht erreichbar, mögen auch die UNO mit ihren 
Nebenorganisationen und die EU in diese Richtung 
wirken.Wenn wiraberderWirtschaftsentwicklung 
und ihren Folgen -Wohlstandsverlust und Arbeits- 
platzabbau - mehr oder weniger wehrlos ausge- 
setzt sind,muss der Nationalstaat oder diestaats- 
ähnliche Europäische Union für einen Ausgleich 
der Folgen sorgen. Der Staat muss das nötige,,so- 

ziale Netz" aufbauen und erhalten, damit nicht 
diejenigen,die ohneeigenesverschulden arbeits- 
und einkommenslos werden.ins Bodenlose fallen. 
Die Kosten des Sozialleistungssystems sind der 
Preis der ökonomischen Globalisierung und Rati- 
onalisierung.Nicht nurweil sonstsozialeUnruhen 
ausbrächen, sondern aus dem Grundprinzip der 
Solidarität heraus müssen dieGewinnerderWirt- 
schaftsentwicklungdenVerlierern etwas abgeben, 
und der Staat ist dazu berufen,diese Kompensa- 
tion über Steuern und andere Abgaben zu orga- 
nisieren. EinTeil der Kompensation mag auch über - 
private Vorsorge der Beschäftigten möglich sein - 
ein Feld profitabler Aktivitäten VonVersicherungen 
und anderen Finanzdienstleisternl-,aberes bleibt 
immerein ganzgroßer Bereich,indem nurdieals 
Staat handelnde Allgemeinheit diesen Ausgleich 
vornehmen kann.,.Marktradikalem kündigen diese 
Solidarität auf-obwohl auch sie darauf angewie- 
sen sein können. 

Die Entsolidarisierung beruht vermutlich bei 
manchen auf derVorstellung.jeder könne durch 
eigeneTüchtigkeit Erfolg haben. Ausgeblendet wird, 
wie viel in Wahrheit andere zu den Erfolgen des 
Einzelnen beitragen: Unverzichtbare Grundlage 
jeden Wirtschaften5 i s t  dievon derAllgemeinheit 
geschaffene Infrastruktur,ganzzu schweigenvon 
Subventionen und 5teuervergünstigungen.dieder 
Staat (manchmal unsinnigerweise) gewährt. 

Was ist in dieser Lage zu tun? In den ,,Leit- 
sätzen" heißt es (unter IV. 2.):,,Unsere Ge- 
sellschaft benötigt eine Übereinkunft 

darüber, welche öffentlichen Güter dem reinen 
Marktprinzipentzogen werden sollenU.Dasist in 
der Tat wünschenswert - obwohl wir in Gestalt 
derverfaswngim Grunde längst einesolche Über- 
einkunft besitzen.Andersformuliert, bedeutet der 
Satz,dass wireinen neuen,.GeselIschaftsvertragU 
abschließen sollten. Das Grundgesetz von 1949 
i s t  offensichtlich nicht konkret genug, um diese 
Abgrenzungverbindlichvorzunehmen.5eineAus- 
legung ist umstritten, und selbst wo seine Aussa- 
gen klar sind, wird es nicht befolgt. Die Leitsätze 
nennen als nicht marktfähige öffentliche Güter 
„an vordersterstelle Bildung,Gesundheit und Sicher- 

t 
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heit" und betonen, dass der Staat sie nicht selbst 
,.herstellen"muss.dassesvielmehrsinnvoller sein 
kann.wenner,.den ZugangderMenschen zu den 
öffentlichen Güterngewährleistet und Räumefür 
private Initiative öffnet". 

Damit wären wir wieder bei der Unterschei- 
dungvon,,Kern-" und,.Gewährleistungsaufgaben". 
Es ist zwar Voraussetzung für fast alle anderen 
Entwicklungen.dassdie,,Kernaufgaben"aufdem 
Gebietder inneren undäußerensicherheit erfüllt 
werden.alsoinsbesondereJustiz und Polizeifunk- 
tionieren, aber die übrigen Pflichten des Staates 
sind alles andereals unwichtig.SozialeSicherung, 
Gewährleistungvon Bildungschancen für allerja 
sogardiestaatliche Förderungvon Kunst und Kul- 
tur sind von zentraler Bedeutungfür das Zusam- 
menleben der Menschen. Einewesentlich größere 
Zahlvon Menschen ist in Schulen und Hochschu- 
len tätig als in Rathäusern und Ministerien. In 
diesem Beitragsoll nichtversucht werden,allein 
Betracht kommenden Aktivitäten unterder Frage 
zu erörtern,was staatlich sein soll und was priva- 
tisiert werden kann.Hierzu sei aufAusführungen 
an andererStelleverwiesen.[Zuerst in: Die Staats- 
aufgaben nach dem Grundgesetz.2.Auflage und 
Studienausgabe 1977; zuletzt in: Absage an den 
Staat?vorwärts buch 2005.1 Statt dessen soll die 
Problematik mi t  einigen Beispielen veranschau- 
licht werden. 

Aus Finantnot heraus haben Staat und 
Kommunen große Teile ihres Vermögens 
veräußert:Die Bundespost.zahlreicheStadt- 

werke und öffentliche Verkehrsbetriebe wurden 
privatisiert. die Energiekonzerne beherrschen in- 
zwischen den Strommarkt fast vollständig. Die 
Bundesbahn strebt mit Macht an die Börse, die 
Deutsche Flugsicherungsollte durch ein Bundes- 
gesetz dem Zugriff des internationalen Kapital- 
marktes anheim gegeben werden - nur der 
Bundespräsident hat diesen letzten Höhepunkt 
der Privatisierungswelle noch verhindert (und 
schon wollen einige deswegen die Verfassung 
ändern!). 

Dassdas früher in Behörden organisierte,,Fern- 
meldewesen" inein privatwirtschaftlich,wettbe- 
werblich handelndes Unternehmen umgewandelt 
worden ist. war sicher richtig. aber dass 2.8. die 
Deutsche Post aIs,,GlobaI Player"Transportunter- 
nehmen in den USA und in Asien aufkauft, ist 
keineswegszwingend.Die internationalen Dienst- 
leistungen gäbeesauchohnesolcheExpansionen 
(und gibt es bei nicht privatisierten Postunterneh- 
menanderer Länder).Was hat dieOma in Husum 
oder der Handwerksmeister in Rendsburgwirklich 
von der..Globalisierung"der Post? Dass dieDeut- 
sche Bahn ebenfalls dem Wettbewerb privater 
Bahngesellschafien ausgesetzt worden ist, kann 
den Reisenden nützlich sein;dassaber das Bahn- 
vermögen des Bundes mitsamt dem unersetzli- 
chen Schienennetz verkauft und den Launen der 
Börse ausgesetztwerden soll,leuchtet keineswegs 
ein.AlsGrundwirdderFinanzbedarfderBahnfür 
künftige Investitionen genannt;dasserangeblich 
nicht auf andere Weise befriedigt werden kann. 
ist ein Armutszeugnisfürdie Kreditwirtschaft. Ich 
haiteden Börsengangder BahnfüreineVerschleu- 
derungvonVolksvermögen und fürchte.dassdie 
Folgen ähnlich sein könnten wie bei der geschei- 
terten Eisenbahnprivatisierung in England. 

Geradezu skandalös ist der Fall der Deut- 
schen Fiugsicherung:Eine hoheitlicharbei- 
tende Einrichtung, die dem Schutz von 

Menschenleben dientwird kapitalprivatisiert,um 
,.neueGeschäftsfelder"zu eröffnen.Warum muss 
einesolche EinrichtungGewinneerarbeiten? Ent- 
scheidend ist,dass die Aufgabe mit höchster Ge- 
wissenhaftigkeit wahrgenommen wird. Im Falle 
der Privatisierung ist das nicht mehr gewährleis- 
tet. Sollte die Flugsicherung tatsächlich veräußert 
werden.so könnte nicht längerbehauptet werden, 
der Staat müsse auf seine,,Kernaugabenu redu- 
ziert werden-er hättedieseGrenzedann nämlich 
schon unterschritten. Wenn das so weitergeht, 
mussmanfürchten.dassdiegemeinsame0rgani- 
sation,diewir.,Staat"nennen,sich ineinevielzahl 
von mehr oder weniger profitablen Wirtschafts- 
unternehmen auflöst.Diesewürden mal gute und 
mal schlechte Leistungenerbringen,an der Börse 
gewinnen oderverlieren und im schlimmsten Fall 
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durch Missmanagement in Konkurs gehen oder 
mi t  öffentlichen Mitteln saniert werden müssen. 
Nichtein,,schlanker"Arbeiterbliebeals Staat übrig, 
sondern ein,,rnagerer":einige Behörden und Agen- 
turen für die Aufgaben. die kein Unternehmen 
ausführen möchte,und politischeOrgane,diesich 
über marginale Probleme streiten.Wie die allge- 
meinbildendenSchulen unddieallgemeinzugäng- 
lichen Hochschulenaussähen,wennder Staat sie 
nicht mehr finanzieren könnte, möchte ich nicht 
ausmalen.Feststeht nur:Esgibtweder in Deutsch- 
land noch anderswo genügend private Schulen 
und Hochschulen. die für alle Bildungsfähigen 
zugänglich sind. 

Wir haben allerdings auch Anlass zu der Hoff- E+ D~.Iu~. veter 6~11, ~ r ~ f e s ~ o r f " r  bffentl#<he~  echt an der 
UniveriitatHamburg.eiwaru.a BunderbeaunragtcrfurdenDaten- 

nung. dass es nicht ganz so schlimm kommen S C ~ U ~ Z  (7978.i983) und ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ t ~ ~  in ~ ~ h l ~ ~ ~ i ~ - ~ ~ l ~ ~ ~ ~ ~  1,988. 
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I Zwischen Wettbewerb 
1 und gesellschaftlicher 

Verantwortung 

Über die Perspektiven der 

kommunalen Energieversorgung 

von Oliver Wagner 

.W 

Die Liberalisierungspolitik der EU hat die 
Energiewirtschaft in Europa und Deutsch- 
land tiefgreifend verändert. Viele Wirt- 

schaftsexperten hatten der kommunalen Energie- 
wirtschaft nicht zugetraut. jenseits geschützter 

- Märkte bestehen zu können. 

Verkauf des Tafelsilbers oder 
Gewinnen eines strategischen 
Partners? 

Zwar kam es,vorallem indenerstenJahren 
nach der Liberalisierung, vor, dass einige 
Stadtwerke aus Sorgevor einem fremdbe- 

stimmtenTod,den.,selbstbestimmtenSuizid"wähI- 
ten,dasgroßeStadtwerkesterben bliebjedochaus. 
Allerdingsführten im Gefolgeder Marktöffnung 
strukturelle Wettbewerbsvorteile des Großkraft- 
werks- und Verbundsystems sowie das Finanzie- 
rungsprivileg aus den nuklearen Rückstellungen 
zu einer..Entkommunalisierungswelle" (Hennickel 
Müller2005.136)Die großen Kraftwerksbetreiber 
nutzten ihreRückstellungen,dieeigentlichfürden 
Rückbau der Kernkraftwerke gedacht waren, um 
ihreMarktmachtdurchZukauf kommunaler Unter- 
nehmenauszubauen.Teure,abererfolgloseMarke- 
tingkampagnen und der Aufbau neuervertriebs- 
Wege, die darauf zielten, mehr Endkunden zu 
gewinnen.führten nicht zu der erhoiften Wech- 

Foto i h r i t i a n  Kiel 

selbereitschaftderHaushaItskunden.DerKaufvon 
oderdie Beteiligung an Stadtwerken wurde somit 
fürdieVerbundwirtschaftzueiner.,Strategiedes 
Einkaufs von Vertriebswegen". 

Auch auf kommunaler Ebene wurde dem Ver- 
kauf des Tafelsilbers neben einer kurzfristigen 
Sanierung des Haushalts etwas Strategisches ab- 
gewonnen. Dort spricht man etwaseuphemistisch 
auch gerne vom ,.Gewinnen eines strategischen 
Partners",wohlauch,um unbeliebteundteilweise 
erfolgreichdurchgeführteBürgerbegehrengegen 
den Ausverkauf der kommunalen Unternehmen 
zuvermeiden.lnsgesamt gabes bei mehralsioo 
Stadtwerken einen Beteiligungswechsel, der zu 
einem maßgeblich gestiegenen Einflussder großen 
StromkonzerneaufdieörtlichenVerteiIunterneh- 
men führte (HennickeIMüller 2005,s 137). 

Fusionitis der großen Stromkonzerne 

Bemerkenswert ist allerdingsdie„FusionitisU 
auf Seiten derVerbundwirtschaft.Vor der 
Liberalisierunggabesin Deutschlandacht 

Verbundunternehmen. Zwischen 1998 und 2002 

fusionierten die Muitergesellschaften von Preus- 
senElektra (VEBA) und Bayernwerk (VIAG)zu E.ON. 
Das Essener RWE übernahm alsgrößterdeutscher 
StromversorgerdieVEWaus Dortmund.Beimsüd- 



Irn Fokus B B 

westdeutschen Stromversorger EnBW (1997 aus geblich Einfluss aufdieGestaltung bzw.Entwick 
der Fusionvon Badenwerk und Energie-Versorgung lungdes(anlegbaren)Strompreises nehmen.Nicht 
Schwaben hervorgegangen) erwarbderfranzösi- zuletzt um an der Strombörse höhere Erlöse zu 
sche Staatskonzern EDF 34.5% der Anteile. Der erzielen,wareineVerknappungdesStromangebots 
schwedische Staatskonzern Vattenfall zeichnete strategisches Ziel derverbundwirtschaft. 
die Mehrheit bei der Hamburger HEW und betei- 
ligtesich an BewagundVEAG.DieAnzah1 derauf 
Verbundebene in Deutschland tätigen Energie- Was hat nun die Liberalisierung der 
versorgungsunternehmen hat sich damit aufvier Energiewirtschaft gebracht? 
(E.ON. RWE, Vattenfall Europe. EnBW) halbiert. 
Folgende Landkarte derverbundwirtschaft zeigt 
die Veränderung der Netzzugehörigkeiten. 

Eine herausragende Rolle spielt die Verbund- 
wirtschaft nicht nur im Netzbereich.Vorallem bei 
der Stromerzeugung hat sie eine marktbeherr- 
schende Position. Dort verfügen dievierverbund- 
unternehmen über etwa 8o%,die beiden größten 
von ihnen (das Duopol RWE und E.ON) über etwa 
55% und RWEallein überetwa 3i%derErzeugungs- 
Kapazitäten (Stand 2002). Die gesamtedeutsche 
Erzeugungskapazität im Kernkraftwerksbereich 
wirdvon diesen Unternehmen gestellt.Aufgrund 
dieser Strukturmerkmalegelten sowohl das Duo- 
aisauch dasOligopol nach den Kriteriendes Bun- 
deskartellamtes (Konzentrationsfaktoren CR2 und 
CR3) als marktbeherrschende Akteure (Matthes 
et al2005,7).An derStromerzeugungin Deutsch- 
land hat das Oligopol dementsprechend einen 
marktbeherrschenden Anteil und kanndamit maß- 

Gerne wird Liberalisierung mit einer Ver- 
besserung der Marktzugangsmöglichkei- 
ten gleichgesetzt,die in der Folge zu mehr 

Wettbewerb(ern) führt. Die bisherigen Liberali- 
sierungsbestrebungen haben nachweislich zu 
einerVerstärkungder Marktmachtderviergroßen 
Energieunternehmen geführt, der Oligopolbii- 
dung durch die Verbundstufe. Zwar war unmit- 
telbar nach der Liberalisierungdasverhalten der 
Unternehmen untereinander vor allem durch ei- 
nen (oligopolistischen) Preiswettbewerbgekenn- 
zeichnet.Mittlerweisestellt sichdiesesverhalten 
aIlerdingseheraIs,.Übergangsphänomen"dar,mit - 
dem der drohende Marktzutritt anderer Akteure 
und ein Abwandern der Stadtwerke verhindert 
werden sollte (Monopolkommission 2004. S. 77). 
Mi t  dem Abbau der Überkapazitäten im Strom- 
erzeugungsbereich konnte ein nahezu gleichzei- 
tigernnstiegder Strornpreise beobachtet werden. 
der darauf schließen lässt, dass der kurzfristige 
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1 Preiswettbewerbeinem abgestimmtenverhalten 
zwischen den Oligopoimitgliedern gewichen ist. 
Esgeht umviel Geld,das benötigt wird. um inter- 
nationaleineRollespielen zu können und um nicht 
selberzum Übernahmekandidat aufden globalen 
Energiemärkten zu werden. 

Ungeachtet der oben beschriebenen Markt- 
konzentration hat die Freiheit der Kundinnen und 
Kunden,sich nun einen Energieversorgerfrei aus- 
wählen zu können-zu mehr Wettbewerb geführt. 
Nicht unberührt bliebdavondieArt undweiseder 
Erfüllung öffentlicherAufgaben.Vor allem eine 
Entwicklung hin zu Mischformen öffentlicher und 
privaterAufgabenwahrnehmunghat zueinerver- 
stärkten Marktorientierung bei der Aufgabener- 
füllung geführt. 

U Wofür brauchen wir noch Stadtwerke? 

Wenn die Bewältigung der Aufgabe. die 
Bevölkerung mit Energiezuversorgen,von 
privaten Aktiengesellschaften genau so gut 

und zuverlässig erledigt werden kann wie von öf- 
fentlichen Unternehmen, so stellt sich die Frage 
nach der Existenzberechtigungder kommunalen 
Energieversorgung. Wie entscheidend die Impie- 
mentierungeiner Nachhaltigkeitsstrategiefürdie 
kommunale Energiewirtschaft in diesem Zusam- 
menhangistwird deutlich.wenn man einen Blick 
auf den„öffentlichen Zweck" derwirtschaftlichen 
Betätigungwirft..,Nachhaltigkeit" kann eine Ant- 
wort auf die sich immer stärker stellende Frage 
nach der Zukunft eines auf öffentlichen Zweck 
verpflichteten Unternehmens der Kommunalwirt- 
schaftsein.Es wird zukünftig noch stärkerdarauf 
ankommen,die Existenzberechtigungder kommu- 
nalen Energiewirtschaft zu rechtfertigen,weil sich 
die ordnungspolitische Grundsatzfrage. welche 
wirtschaftlichen Bereicheailein der Privatwirtschaft 
vorbehalten sein sollten und welche Bereicheeine 
paralleleStrukturerlauben,immerst'arker stellen 
wird.Soeinigtesich kürzlichderArbeitsausschuss 
der CDUIFDP-Koalition in NRWaufeineÄnderung 
derGemeindeordnung.Danach wirddiewirtschaft- 
liche Betätigung der Kommunen künftig einge- 

schränkt.Städten sind dann nur noch solche Akti- 
vitäten erlaubt,dieder..Daseinsfürsorge der Bürger" 
dienen und„einen dringenden öffentlichen Zweck" 
darstellen.Bestehendestädtische Betriebeerhal- 
ten lediglich einen Bestandsschutz.SolcheÄnde- 
rungen an den Gemeindeordnungen sind nicht 
bloßeSemantik.vielmehrverdeutlichensieeinen 
politischenTrend zurordnungspolitisch gewollten 
Veränderung hin zu einer Gewährleistungskom- 
mune.ln der Gewährleistungskommune entledigt 
sichdie Kommunezwarnichtvöllig ihrer kommu- 
nalen Aufgabenverantwortung, beschränkt sich 
jedoch aufeineGewährieistungsverantwortung, 
indem sie die Erbringung öffentlicher Aufgaben 
delegiert bzw. privatisiert. 

Vor diesem Hintergrund ist auch die Forderung 
nach ,,Waffengleichheit" oder .,gleichen Spiel- 
regelnr'-zum Beispiel bei der Frage des,,Örtlich- 
keitsprinzips" - kommunaler und privater Unter- 
nehmen ein gefährliches Spiel. Denn käme es 
tatsächlich zu einer Angleichung des Ordnungs- 
rahmensöffentlich-rechtlicherlkommunaler und 
privater Unternehmen, könnte dies zukünftig zu 
einem noch gravierenderen Legitimationsprobiem 
der öffentlich-rechtlichen Unternehmen führen, 
die dem Gemeinwohl verpflichtet sind und nach 
dem Gemeindewirtschaftsrecht als Unterschei- 
dungsmerkmal einenöffentlichen Zweckerfüllen 
müssen. 

Um sich im Sinneeiner nachhaltigen Entwick- 
lung und einer Mehrung des Gemeinwohls posi- 
tivvonderVerbundwirtschaftabzuheben, haben 
mancheStadtwerke in den letztenJahren bereits 
zahlreicheMöglichkeiten genutzt.sich strategisch 
neu zu positionieren. lm Zuge eines grundlegen- 
den Strukturwandels haben esvielegeschafft. sich 
erfolgreich den Herausforderungen des wettbe- 
werblichen Umfeldeszu steilen und habendabei 
die Ziele einer nachhaltigen Energieversorgung 
nicht aus den Augen verloren: 

Durch Energiedienstleistungsangebote und 
Förderprogramme zur Einsparung von Strom 
und Wärme, können die Energierechnungen 
der Kundinnen und Kunden reduziert. 
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lokaleUmwelt-undvereinsaktivitäten können 
unterstützt, 
die Nutzung der örtlichen Potenziale regene- 
rativer Energien (z.B.Windkraft und Biomasse) 
kann verstärkt und 

Ci dieumweltfreundlichen Nah-und Fernwärme 
in Siedlungsbereichen kann ausgebaut wer- 
den, 
um nur einige Beispiele zu nennen. 

Während die Oligopolisten ihre Erzeugungs- 
kapazitäten abgebaut haben. haben vor allem 
Stadtwerke ihre EigenproduMionskapazitäten aus- 
gebaut.EineAufschIüsselungdesZubaus kleiner, 
meist kommunaler Stromproduzenten zeigt deut- 
lich, dass diese ausschließlich im Bereich derer- 
neuerbaren Energien bzw.der Kraft-Wärme-Kopp- 
lunginvestiert habewwährend E.ON.EnBW,RWE 
undVattenfallzwischen 2001 und zoo4vorallem 
in Braukohle betriebene Kraftwerke(i.4ooMega- 
watt) und Pumpspelcherkraftwerke (1.100 Mega- 
watt] investiert haben. Die kleineren Strompro- 
duzenten (Stadtwerke und unabhängige Produ- 
zenten) haben im gleichen Zeitraum beachtliche 
7.700 Megawatt an Nettostromerzeugungskapa- 
zität (6.5 %der Gesamtkapazität) neu installiert. 
Davon ist der größteTeil mit 7.400 Megawatt in 
Form von Windkrafianlagen entstanden.derRest 
verteilt sich auf i o o  Megawatt für Biomasseka- 
pazitäten und 2 0 0  Megawatt neue Gas und 
Dampf- (GuD) Heizkraftwerkskapazität (Pfeiffer, 
Jörg; 2005). 

Fazit: Mi t  Blick auf die skizzierte energie- 
politische Dominanzder Oligopolkonzerne 
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Die Diskussion um die Abgrenzungöffent- 
IicherAugaben und privatem Engagement 
ist zu einem zentralen und umstrittenen 

gesellschaftspolitischenThema geworden. Dabei 
geht es vor allem um folgende Fragen: Welche 
Folgen hat die Privatisierung öffentlichen Eigen- 
tumsfürdieGestaItungsfähigkeitderPolitikfWas 
bedeutet die öffentl iche~erantwortun~vordem 
Hintergrund von Privatisierung? 

In BerlinwardieDiskussionüberPrivatisierungs- 
Privatisierungs- maßnahmen von Beginn an verknüpft mit der 

schwierigen Haushaltslage. Das Erbeder geteilten 
diskussion stadt-verbunden mit überproportionalen Personal- 

kosten,teilungsbedingten Sonderiastenvorallem 
und öffentliche im  Wohnungsbau und die geerbte Infrastruktur- 

ausstattungfür zwei ,,Frontstädte"-zwangen das 
Verantwortung Land ab der Mitte der goer Jahre ZU drastischen 

Haushaltssanierungsmaßnahmen und zurveräu- 
ßerung von landeseigenen Unternehmungen. 

von  lngeborg  Junge-Reyer Heute ist z.B.die Bewag Aktiengesellschaft & Co. 
KG eine ioo-prozentige Tochter der Vattenfall 
Europe AC.Auch die im Besitz des Landes Berlin .. ist heuteein rein privates Unternehmen:lmJahre 
1998 verkaufte das Land Berlin seine Anteile an 
den städtischen Gaslieferant GASAG an Gaz de 
France und Bewag. lm Zuge der Bewag-Privatisie- 
rung teilen sich heute Gaz de France (31.575%). 
Vattenfall Europe AG (31.575%) und Thüga AG 
(36,854o)dieAnteile.lm Unterschied zu Bewagund 
GASAC wurden die BerlinerWasserbetriebeiggg 
nur teilprivatisiert. Die Berliner Wasserbetriebe 
(BWB),ein Unternehmender Berlinwasser Holding 
Aktiengesellschaft,sind eine Anstalt des öffentli- 
chen Rechts. Die Führungsgesellschaft der Berlin- 
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Wasser Gruppe ist die Berlinwasser Holding AG. 
HinterdieserGesellschaft stehen neben dem Land 
Berlin, das eine Mehrheitsbeteiligung von 50.1% 
hält, der deutsche Konzern RWE und der franzö- 
sischeWasserversorgerVeolia rnitjeweils24,95%. 
Im Gesetz zurTeilprivatisierungder Berliner Was- 
ser-Betriebeerfolgteeine Reihevon Festschreibun- 
gen zu Gunsten der Stadt, den Kunden und Be- 
schäftigen,umstritten sind allerdingszunehmend 
Fragen der Unternehmensrendite und der Tarif- 
gestaltung. 

Gleichwohlsprechen gewichtigeGründegegen 
einen Ausverkauf des öffentlichen Wohnungsbe- 
standes. Notwendiger Stadtumbau ist eine Auf- 
gabe, die die Handlungsfähigkeit einzelner und 
privaterAkteureoft übersteigt. Der demografische 
Wandel erfordert eine Anpassung an veränderte 
Bedürfnisse und Nachfragen.Es ist damit zu rech- 
nen.dasssich die Situation einkommensschwacher 
Bevölkerungsgruppen am Wohnungsmarkt ange- 
sichts fortdauernder Arbeitslosigkeit und wach- 
sender lntegrationsprobleme weiter verschärft. 
Wohnungspolitik musssich dabei mi t  den Folgen 
einer zunehmenden räumlichen Trennung von 

Wohnungsbaugesellschaften Haushalten unterschiedlicher ~ i n k o m m e n ~ ~ r u ~ -  
verkaufen oder nicht verkaufen? pen,sozialerZusammensetzung und Integrations- 

Einen Sonderfall stellen die Berliner Woh- 
nungsbaugesellschaften dar. Das Land 
Berlin verkaufte zooqdie Gemeinnützige 

Siedlungs- und Wohnungsbaugesellschaft (GSW) 
an die US-Fondsgesellschaft Cerberus und den 
Whitehall-Fondsder US-InvestrnentbankColdman 
& Sachs.Heute besitzt und bewirtschaftet die GSW 
über65.oooWohnungen in fast allen Stadtbezirken 
außer Marzahn, Hellersdorf,Tempelhof und Neu- 
kölln. Ebenso wurde die landeseigene GEHAG 
verkauft. Gegenwärtig befinden sich noch etwa 
z70.000 Wohnungen in öffentlichem Besitz. Inder 
Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und Die 
Linke.PDSwurdefestgelegt.einen Bestand indieser 
GröRenordnungaIs unabdingbares Instrument der 
Daseinsvorsorge zu erhalten. Blockverkäufe an In- 
vestmentgesellschaften werden ausgeschlossen. 

Gleichwohl gibt es eine intensive öffentliche 
Debatte. zumal Berlin gegenwärtig einen bisher 
nicht gekannten Boomaufdem immobilienmarkt 
erlebt. Für Viele stellt sich dieverlockende Frage. 
inwieweit sich Berlin nichtdem DresdnerBeispiel 
anschlieRen sollte und m i t  dem Verkauf der vor- 
handenen öffentlichen Wohnungen einenTeil des 
Schuidenbergesvon über 60Milliarden Euroabzu- 
tragen, der auf der Stadt lastet. Die Antwort ist 
nichteinfach,zumal nach dem Urteildes Bundes- 
verfassungsgerichtsvom 19.10.2006 Berlin keine 
Sanierungshilfen von Bund und Ländernerwarten 
kann. 

rpw ?I2007 

stufen auseinandersetzen. Ohne konsequente 
Gegenmaßnahmen entmischen und verändern 
sich ganzeStadtgebiete.Vor diesem Hintergrund 
ergeben sich besondere Aufgaben der kommuna- 
le Wohnungswirtschaft, um die strategische Aus- 
richtungdes Unternehmens mit stadtpolitischen 
Zielen zu koordinieren. Wohnungsbaugesellschaf- 
ten irnöffentlichen Besitzsind deshalbunverzicht- - 
bare instrumente zur zukünftigen Steuerung des 
Wohnungsmarktes. 

Jenseitsdieser Überlegungen muss befürchtet 
werden.dass die Geschäfte mi t  den Wohnungen 
mittelfristig zu einer schwierigen Lage auf dem 
Wohnungsmarkt führen können. Die internatio- 
nalen lnvestorengruppen,diederzeit das Immobi- 
liengeschäft bestimmen, sind an Renditen ori- 
entiert, die sich aus der Bewirtschaftung der 
Wohnungen selbst nicht ergeben. Die Folgen liegen 
auf der Hand: Schneller Weiterverkauf,,,Rosinen- 
pickerei", Abbau des Bewirtschaftungspersonals. 
Absenkung der Kosten -so  bei der Pflege und 
Instandhaltung. Inwieweit eine solche Entwick- 
lung das Mietniveau mi t  beeinflusst, ist dabei 
noch nicht berücksichtigt. 

t 
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PPP-Projekte - 
was geht und was geht nicht? 

Neben der Privatisierungspielen in der De- 
batte seit einigenJahren unterschiedliche 
Formen des Public-private Partnership eine 

Rolle. Die Palette der Themen reicht heute vom 
Betriebvon Freibädern oderwasserwerken bis zur 
Übertragungvon hoheitlichen Aufgaben wievon 
Polizeiaufgaben auf spezialisierte privateSchutz- 
dienste. Auchfür Berlin hat die Diskussion umein 
neues Verhältnis von staatlichen Aufgaben und 
privatem Engagementeine grundsätzliche Bedeu- 
tung. war die Stadt in Ost wie in West doch über 
Jahrzehnte eine ,.Festungr' des rein staatlich do- 
minierten Wirtschaftens und Bauens. Bisher be- 
schränken sich allerdings die Erfahrungen auf 
einzelne Projekte,dieallerdingsdurchausnützlich 
fürdieDebatteumden Nutzen von PPP-Projekten 
sein können. 

Beispiel ?:Tiefgarage Bebelplatz 

Seit Mittedergoer hat das Land Berlin kon- 
krete Schritte eingeleitet. um mit privater 
Finanzierungden Bau,den Betriebunddie 

BewirtschaftungeinerTiefgarage im Bereich der 
Deutschen Staatsoper zu ermöglichen. Auf der 
Seitedes privaten Unternehmens lagen die Berech- 
tigung und Verpflichtung, eine zweigeschossige 
Tiefgarage mit Ca. 450 Stellplätzen zu errichten, 
zu betreiben und zu unterhalten. Hinzu kam,auf 
seine KosteneinendirektenZugangzur Deutschen 
Staatsoperzu errichten.Darüber hinaus wurde der 
Erhalt des Denkmalsfür die Bücherverbrennung 
auf dem Bebelplatzvereinbart. 

Das Land Berlin verpflichtete sich,die in diesem 
Gebiet vorhandenen 385 Parkplätze aufzugeben. 
um die Rentabilität derTiefgaragezu gewährleisten. 
DieseVerpflichtung lag sehr wohl auch im Inter- 
esse Beriins, weil dadurch das Umfeld der histo- 
rischen Bauten entlastet werden konnte und die 
Voraussetzungen für die Umgestaltungdes Forum 
Fredericianum geschaffen wurden. Darüber hinaus . 
wurden vom Land Berlin insgesamt 20 Mio Euro 

für Arbeiten aufdem Bebelplatzselbst aufgewandt. 
Das Beispiel Bebelplatz ist ein gelungenes Beispiel 
fürdieseForm der Kooperation,weii sich hier das 
öffentliche interesse an einer Neugestaitungeines 
zentralen Ortes in der historischen Mitte mi t  dem 
ökonomischen Interesseeines privaten Unterneh- 
men verbindet. 

0 z. Beispiel: Beseitigung des 
Autotunnels am Breitscheidplatz 

DieVerfüllung und Beseitigungdes in den 
7oerJahren gebauten Autotunnels am Breit- 
scheidplatz wurde in gemeinsamerfinanzi- 

eller Verantwortung vom Land Berlin m i t  den an- 
liegenden Investoren durchgeführt.Dieses Projekt 
ist gerade deshalb bemerkenswert,weil hier keine 
1nfrastrukturentsteht.derenVerwertung sich mo- 
netär bemessen lässt. Die win-winJituation be- 
ziehtsichaufdieAufwertungderstädtebaulichen 
Situation des Breitscheidplatzes,die im Interesse 
des Landes Berlin liegt, um diesen wichtigen in- 
nerstädtischen Platz wieder attraktiv herzurichten. 
DieMaßnahmelieggleichermaßen im Interesse 
der Investoren.dievon der Aufwertung der städte- 
baulichen Situation unmittelbar orofitieren. 

3. Beispiel: Privatisierung von 
Lichtsignalanlagen 

Hier wird eine hoheitliche Aufgabe - die 
VerantwortungdesStaatesfürdieVerkehrs- 
sicherungspflicht - mit  der Übertragung 

technischer Fragen an einen privaten Träger ver- 
knüpft.Ziel dieses Projektes ist.dieAufwendungen 
für den Betrieb und die lnstandhaltungzu mindern. 
Darüber hinausgeht es in diesem Projekt um die 
Modernisierung von insgesamt etwa 600 tech- 
nisch veralteter Ampelanlagen. In der Ausschrei- 
bung waren die Bewerber aufgefordert worden, 
die möglichst schnelleModernisierungder alten 
Ampelanlagen zu einem festgelegten Budget zu 
gewährleisten. Die Schaltung der Ampeln selbst 
verbleibt in der Organisation des Lande5,d.h. in 
derVerantwortung derverkehrslenkung Berlin. 
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Gibt es „Regelnn für 
Privatisierungsverfahren? 

Esgibt keineeinfache Antwort aufdie Fra- 
ge, wo die Grenze zwischen öffentlicher 
Verantwortungund privatem Engagement 

verläuft.Schon gar nicht gibt es ein verlässliches 
Regelwerk. Die Erfahrungen zeigen, dass es sehr 
stark auf den konkreten Einzelfall ankommt, ob 
sich Privatisierungsmaßnahmen positiv oder ne- 
gativaufdieGesellschaftauswirken.Dasiiegtzum 
einenanden unterschiedlichen rechtlichen Bedin- 
gungen und zum anderen an dem Zusammenspiel 
der Akteure auf staatlicher Seite wie auf privater 
Seite. Dennoch kann man einige grundsätzliche 
Überlegungen anstellen, die die Richtung einer 
weitergehenden Diskussion begleiten können: 

Privatisierung ist kein verlässliches Instrument 
der Kostenreduzierung. Es gibt zwar Beispiele für 
erfolgreiche Privatisierungen aus Sicht des Staa- 
tes,eineaIlgemeinedirekte Korrelationzwischen 
Effizienz und Erfolg von Unternehmen und den 
Eigentumsverhältnissen ist nicht nachweisbar. 

Auch die unterschiedlichen Formen von Public- 
Private Partnership sind keine echten Finanzie- 
rungsinstrumentefürfehlendeodererwünschte 
(aber nicht bezahlbare) öffentliche Infrastruktur. 
Kaum kalkulierbare Finanzierungszeiträumen 
schränken öffentliche Haushalteerheblich in ihrer 
HandIungsmöglichkeitein,weiIsielangfristigAus- 
gaben binden.Siesinddarüber hinaus mit hohem 
Risiko behaftet, weil sehr häufig die Eigentums- 
verhältnisse auf der Seite der privaten Partner 
wechseln. 

Privatisierungsprozesse erfordern einen star- 
ken und intelligenten Staat. Die Begleitung von 
Privatisierungsprozessen und die Steuerungvon 
übertragenen Aufgabenbereichen brauchen einen 
starken Staat: Privatisierung braucht gleichzeitig 
Regulierung. Der Staat muss sich daher Rahmen- 
kompetenzen erhalten und konkretisieren. um 
notfalls das Versagen eines Unternehmens auf- 
fangen zu können. 

Wer privatisieren will, muss sich professionali- 
sieren: Hierzu gehört die Bildungvon Kompetenz- 
Strukturen in derVerwaltung und in den Parlamen- 
ten wiedieEinbindungvonexternem Wissen über 
,,Hochleistungsbüros". 

Das Vorhandensein von Wettbewerb ist eine 
entscheidendeVoraussetzung für den Erfolg von 
Privatisierung. Monopolistische Strukturen, d.h. 
dieAkkumulationvon Marktmacht,setztWettbe- 
werbsmechanismen außer Kraft und führt in der 
Regel zu Preissteigerungen oder auch Qualitäts- 
einbußen. Insbesondere ist deshalb die Privatisie- 
rungvon einigen netzgebundenen Dienstleistun- 
gen problematisch.Das Wettbewerbsprinzip muss - .  
mindestens durch periodische Neuausschreibung 
und damit auch Überprüfung von Leistungen 
gewährleistet werden. 

DieDemokratiedarf keinen Schaden nehmen. 
Dafür ist es neben derTransparenzvon Entschei- 
dungen erforderli~h~dass Entscheidungen rückhol- 
bar sind, dass der Staat sich Eingriffsmöglichkei- 
ten sichert,dasses eine periodische Überprüfung 
und Neuvergabevon Leistungen gibt,die hoheit- 
lich beim Staat liegen. 

Problematisch bleibt,dass Bürgerund Bürgerin- 
nen sich bei manchen Modellen der Privatisierung 
in entscheidenden Bereichen (Kalkulationen,z.B. 
Abschreibungenfürzukünftige Investitionen) nicht 
mehr im Rahmen ihrer demokratischen Möglich- 
keiten an den Staat wenden können. Privatisie- 
rungsmodellesind daher immer auch ein Aushand- 
lungsprozess und erfordern ein Gesamtkonzept. 
in dem sich die Interessen aller Beteiligten wieder 
finden. 

D ~ngeboig Junge-Reyer [SPDI Irr Beilner Senatarin für Stadtent- 
wicklung. 
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Am Anfang des Jahres 2007diskutiert die 
Öffentlichkeit in Deutschland lebhaft die 
Frage,wiedie Marktmacht der großen Ener- 

giemonopole unddasdamit verbundenepreisdik- 
tat durch die Unternehmen gebrochen werden 
kann.15 Jahre nach Beginn dergroßen Deregulie- 
rungs-und Privatisierungswelle.diefürmehrWett- 
bewerbund günstigere Preisesorgensollte.folgt 
nun der Offenbarungseid. Das Stück ist ein Lehr- 
stück. Insbesondere die Privatisierung von regio- 
nalen Energieversorgern und Stadtwerken und 
diedamitverbundeneVeräußerungder bisdahin 
öffentlich kontrollierten Netze hat verheerende 
Folgen gehabt. Allein RWE und e.on sind heute 
an 210 regionalen Versorgern in Deutschland be- 
teiligt. Diese Beteiligungen sind Vertriebskanäie 
für dieKraftwerkskapazit'aten der großen Energie- 
konzerne.Auf diese Weise kontrollieren RWE,e.on. 
Vattenfail und EnBW heute über 80% des deut- 
schen Strommarktes(sieheauchden Beitragvon 
Oliver Wagner). Dass sich diese Entwicklung in 

Der öffentliche 
Sektor als ,,Wettbe- 
werbsverzerrung" 

Kommunale Unternehmen 

müssen sich nicht nur gegen 

Wettbewerber behaupten 

v o n  Ulf-Birger Franz 

anderen Branchen wiederholt,ist durchaus mög- 
lich. Denn ein beachtlicher Teil der öffentlichen 
Daseinsvorsorge steht zum Verkauf oder wurde 
bereitsveräußert.Wenigerallerdingsausordnungs- 
politischen Überlegungen. sondern aus purer 
Finanznot der öffentlichen Hand.Allein die Kom- 
munen haben im Jahr 2005 Vermögen im Wert 
von 5.7 Mrd. Euro privatisiert.Vorn Jahr zoo3 auf 
das Jahr 2004 sind 61.000 Arbeitsplätze von der 
kommunalen in die Privatwirtschaft gewechselt 
(vgl.Schmid 2006).DasLand Berlin hat innerhalb 
von zehn Jahren 200.000 Wohnungen verkauft, 
Dresden vor kurzem den gesamten kommunalen 
Wohnungsbestand mit insgesamt 1oo.000 Mie- 
tern.DieListe ließesich fast unendlichverlängern, 
dazu kommen umfangreicheprivatisierungenvon 
Landes- und Bundesvermögen. 
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Das Prinzip „Privat vor Öffentlich" Ziel der europäischen Wettbewerbshüter ist 

ein verschärfter Wettbewerb um die Erbringung 
Der Rückgang kommunalen Einflussesauf öffentlicher Dienstleistungen undeine Ausweitung 
die Daseinsvorsorge ist zwar in erster Linie der Ausschreibungspflichtfür Kommunen.ln mög- 
finanzpolitisch bedingt,fürvieieallerdings lichstvielenFällensollen private AnbieterzumZuge 

auch ordnungspolitisch höchstwillkommen und kommen.Das„Halle-Urteilmdes Europäischen Ge- 
wird mittlerweile umfassend rechtlich flankiert. richtshofs (EUCH) aus dem Januarzoog verlangt 

BisweitindieSozialdemokratiehineinexistiertdie z.B.eineöffentlicheAusschreibungfürdieVergabe 
Vorstellung,diePrivatwirtschaftseiperseleistungs- an ein kommunalesTochterunternehmen. wenn 
fähigerund kostengünstigerals kommunaleUnter- an diesem private Minderheitsgesellschafter be- 
nehmen.Entsprechend wird der Privatwirtschaft teiligt sind.Dieserschwert öffentlich-privateKoo- 
im kommunalen WirtschaftsrechtfastallerBundes- perationsformen und bedeutet inder Konsequenz, 
Iänderganz offiziell dervorrang vor wirtschaftli- dass Kommunen, die eine Wirtschaftsförderge- 
chenAktivitätenderKommuneneingeräumt.Als sellschaft mit Beteiligung ihrer Sparkasse oder 
SubsidiaritätsprinzipwerdendiegesetzlichenVor- eineStadtmarketinggesellschaftunterEinschluss 
Schriften bezeichnet,diederöffentliche Handver- des lokalen Einzelhandels gründen, Aufträge an 
bietendortwirtschaftlichaktivzuwerden,wodies diese Tochtergesellschaften eigentlich im Wett- 
ein privater lnvestorgenausogut kann.Mitande- bewerb ausschreiben müssten. 
ren Worten: Dort wo sich Geld verdienen lässt. 
haben private AnbieterVorrang unddürfen kommu- Die wettbewerbsorientierte Ausrichtung der 
nale Unternehmen nicht konkurrieren. Die Kom- EU-Kommission zieht sich auch durch andere Be- 
munen sollen sich auf verlustbringende Dienst- reiche und folgt der einheitlichen Logik, dass es 
leistungen konzentrieren, an denen Private kein (fast) keinewettbewerbsfreien Räumegeben darf 
Interesse haben.lm RahmendesBestandsschutzes Ein öffentlicher und gemeinnütziger Sektorexis- 

sind allerdings bestehende Aktivitäten und Betei- tiert in dieser Denkweise nicht. Noch gelingt es 
ligungen von diesen Regelungen ausgenommen. allerdings politisch.dieVorstöße der EU-Wettbe- 

werbshüterabzuschwächen.Auch das Europäische 
In diesem Zusammenhang werden auch die Parlament hat das ,.Recht auf Eigenproduktion" 

FinanzierungsquerverbündederKommunen,die durch die Kommunen betont (14.1.2004).DerVer- 
einwesentlicherBausteinderkommunalen Infra- such der Kommission, den Schutz des Namen 
struktursind,in Fragegestellt (vgl.Kerstingzoo6). ,,Sparkasse" als öffentlich-rechtiicher Institution 
Bisherwird beispielsweiseein wesentlicherTeildes abzuschaffen, konnte abgewehrt werden. 
(defizitären)öffentlichen Nahverkehrsin Deutsch- 
landdurchdieGewinnederStadtwerkequerfinan- Die Strategie, den öffentlichen Sektor den 
ziert.Wenn diese Finanzquelle wegfallen würde, Regeln der Privatwirtschaft zu unterwerfen, hat 
wären massive Einschnitte in das Angebot die mittlerweileauchdasBundeskartellamterreicht. 
logische Folge.Das Prinzipder Quersubventionie- Die Behörde hat im letztenJahrein Fusionskontroll- 
rung ist eine der wesentlichen Voraussetzungen verfahren gegen das Klinikum der Region Hanno- 
für die Aufrechterhaltung einer attraktiven und verangestrengt,das im Zuge einer kommunalen 
preiswerten öffentlichen Infrastruktur insbeson- Gebietsreformdurch Landesgesetzausden Kran- 
derein den Großstädten.Werdenden Kommunen kenhäusern der Landeshauptstadt und des Land- 
gewinnbringende Aktivitäten untersagt, stehen kreises Hannoverentstanden ist.Zwarwurdedie 
anschließend sofort die mi t  Zuschussbedarf auf ,,Fusion" gestattet. da im Raum Hannover keine 
dem Prüfstand.Wasfürjeden kommunalpolitisch marktbeherrschende Stellung eintrete, das Amt 
Interessierten eine banale Erkenntnis ist, ist für bekräftige in der Entscheidungjedoch dieeigene 
die Europäische Kommission allerdingseine Wett- Zuständigkeitfürdie kartellrechtiiche Überprüfung 
bewerbsverzerrung. kommunalerGebietsneugliederungen (vgl.Bundes- 
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1 kartellamt 2006). Die Logik ist perfidewerden zwei 
Nachbarkreisezusammengelegt.dann fusionieren 
ihreTochterunternehmen.Handeltessich beispiels- 
weise umeine ländliche Regionohneprivatewett- 
bewerber für die Kreiskrankenhäuser, dann ent- 
steht eine marktbeherrschendeStellungaufdiesem 
Markt (bisher haben indieserSichtweisedie Nach- 
barkreise konkurriert) und dasKartellamt könnte 
aIsAuflagefürdie„Fusion"dieVeräußerung min- 
destenseinesderKrankenhäuseraneinen privaten 

Drittenverlangen.Würden sich große private Klinik- 
/ konzerne wie Asklepius oder Rhön Kliniken auf 

dieseweise weiterausbreiten können.dann wäre 
das eine Perversion des Auftrags des Bundeskar- 

I 
tellamts.Eswird Zeit,dass der Bundesgesetzgeber 
dem einen Riegel vorschiebt. 

Der Kampf um dasTafelsilber 

Die bisherigen Privatisierungen kommuna- 
ler Unternehmen haben in vielen Fällen die 
Erwartungen nicht erfüllen können. Kurz- 

fristigen Einnahmen stehen zumeist dauerhafte 
Einnahmeausfälie gegenüber und versprochene 
Standards werden oftmals nicht eingehalten.Sind 
eigene Unternehmen und das entsprechende 
Know-how allerdings einmal ausder Hand gege- 
ben,dann sind Kommunen abhängigvon privaten 
Anbietern und deren Leistungsangebot. 

Dass dennoch Kommunen diesen Weg beschrei- 
ten, hat mitdenVerheißungendesgroßen Geldes 
zu tun.Durch Privatisierungenentstehen kurzfris- 
tiggroßefinanzielleHandlungsspielräumefürdie 
Amtsinhaber, die die Realisierung spektakulärer 
Prestigeprojekteermögiichen. Mi t  den negativen 
Folgen der Privatisierungen können sich danndie 
Nachfolger herumschlagen.Bei den Privatisierun- 
gen geht es fast immer um die Veräußerung an 
große multinationale Konzerne,diesich nicht nur 
bürgerschaftlichem Einfluss entziehen, sondern 
darüber hinaus eine Marktmacht aufbauen. So 
wird der Bürgervom Kunden zurGeisel.dieohne 
Alternativeist undabhängigvon Angeboten und 
Preisen von Monopolunternehmen. 

Die Attraktivität öffentlicher Unternehmen und 
Infrastrukturfürdielnvestorenergibt sichgerade 
aus dieser Monopolstellung. Kommunale Unter- 
nehmengenießen inder Regelein positiveslmage, 
haben einen hohen Marktanteil und eine starke 
Identifikation der Kunden. Diese Sonderstellung 
macht sieso wertvoll-und dieTatsache.dass sie 
zumeist grundlegende und lebensnotwendige 
Dienstleistungenfürdas FunMionierendesGemein- 
Wesens anbieten,die auch im Zuge des Struktur- 
wandelsnicht überfiüssigwerden.Krankenhäuser, 
Wohnungen, Wasser und Abwasser, ÖPNV und 
Abfallentsorgung werden immer gebraucht. 

nalpolitische,,Beratungs- und Betreuungsstruktur" 
der im Bereich der Daseinsvorsorge tätigen Kon- 
zerne nicht unterschätzt werden.Kaumein Groß- 
unternehmen, das in diesem Bereich aktiv ist, 
kommt ohneehemaligeSpitzenpolitikerverschie- 
dener Couleur aus, die auf Entscheidungsträger 
angesetzt werden. Florian Gerster ist für Fortress 
aktiv,Friedhelm MerzfürApellas und RAG,Lothar 
Späthfür Merril Lynch.0ffensichtlichfüralleSeiten 
ein lukratives Geschäft. 

Oftmalsverwundert es,warum sich Privatisie- 
rungen inden Kommunen durchsetzen lassen und 
sich die politischVerantwortlichen umgarnen las- 
sen.ln diesemZusammenhangsolltedie kommu- 
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Kommuna le  Un te rnehmen  werden 
sich im Wet tbewerb  behaup ten  

Mittlerweile haben sich schlechte Erfahrun- 
gen mit Privatisierungen herumgesprochen 
und einige Kommunen versuchen,dasSteu- 

er noch einmal herumzureißen.Die5tadtPotsdam 
hat ihren lokalen Wasserversorgerzurückgekauft, 
zahlreiche (auch sehr kleine) Kommunen gründen 
neue Stadtwerke und erwerben die lokalen Gas- 
und Stromnetze.DerWert kommunaler Unterneh- 
menwird häufig erst bewusst,wenn es zu spät ist. 
Und sosinddieVorteilestarker kommunaler Unter- 
nehmen inden letzten Jahren auch wiederstärker 
ins Bewusstseinder Entscheidungsträgergedrun- 
gen.lm Zugedesallgemeinen Rückgangs privater 
Sponsoringmittei steigt die Bedeutungderöffent- 
lichen Unternehmen (z.B.der Sparkassen)für die 
Unterstützungvon Kultur und Sport vor 0rt.lhre 
wirtschaftlicheBedeutung ist aufGrundderschwa- 
chen Wirtschaftsstrukturen insbesondere in Ost- 
deutschland groß,sie sindein wichtiger Beschäf- 
tigungsfaktor und bildenimGegensatzzu Privaten 
weiterhinvorbildlich aus.Kommunale Unterneh- 
men beauftragen häufig lokale Zulieferer, inves- 
tieren nachhaltig und mit langfristigen Interesse 
am Standort.Sie habeneinesozialeundauchstäd- 
tebaulicheVerantwortung.die man bei Privatun- 
ternehmen nurganz selten finden wird. 

ZurVeränderung des Blickwinkels haben in den 
letztenJahren auch die bislangverschleierten Mehr- 
kosten der Privatisierungen beigetragen. Auftrags- 
vergaben an Privateerfordern hohe Kontroll- und 
Transaktionskosten für Beratung.Ausschreibung 
und Leistungskontrolle. In vielen Verwaltungen 
fehlt die Kompetenz,die komplexen Vertragswer- 
kezu gestalten und zu überwachen und Kommu- 
nen machen die Erfahrung.dass sich die Berater- 
honorare summieren (vgl. Rügemer 2006,S.154ff.). 
Das gleiche gilt auch für Public Private Partner- 
ships (PPP),die in Einzelfällen sinnvoll sein können, 
aber in ihren Wirkungen langeZeit überschätzt 
wurden. 

Kommunale Unternehmen haben eine gute 
Perspektive,wenn sie lokalverankertsind und sich 

auf 1hreStärken.insbesonderedie hoheldentifika- 
tionder Bevölkerung mi t  den Unternehmen,stüt- 
Zen. Damit sich kommunale Unternehmen nicht 
verselbstständigen, müssen die politisch Verant- 
wortlichen klareTransparenz- undVerhaltensmaß- 
stäbe definieren. Es werden auch weiter neue 
kieine Unternehmenentstehen.u.a.durch die Re- 
kommunalisierung der Daseinsvorsorge in Iänd- 
lichen Regionen.in denen private Anbieter nur zu 
völlig überhöhten Kosten aktivwerden.Nicht nur 
dort wird darüber hinaus der Aufbau genossen- 
schaftlicher Strukturen und bürgerschaftiicher 
Initiativen an Bedeutung gewinnen. 

Fast allegrößeren Kommunen in Deutschland 
erzielen mit ihren Beteiligungsunternehmen trotz 
Gemeinwohlorientierung und starker sozialer Ver- 
pflichtungen unterdemstrich Gewinne.Soschlecht 
können die kommunalen Unternehmen alsonicht 
aufgestellt sein. 

i- Ulf-Birger Fiinr, Hannover, Leiter der Beteiiigungrßanagementr 
der Region HannomrMitgied im SPD~Beiirhvoritand Hannover 
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spw: Welche Bedeutung haben kommunale O Städte dürfen nicht zu Reklamations- 
Unternehmen für eine Stadt wie München? abteilungen verkommen 

I 

Chri5tianUde:Gesunde kommunale Unter- 
nehmen sind für die Städte von unschätz- 
barem Wert. Die Münchner Stadtwerke 

beispielsweise gewähren nicht nurversorgungs- 
Sicherheit bei Strom. Gas und Fernwärme. sie 

! bietenauch allerbeste Wasserqualität zum güns- 

I tigsten Preis,eine attraktive Bäderiandschaft,die 
ihresgleichensucht undeinenöffentlichen Person- 

I 
ennahverkehr,dessen Angebot ständig bisaufden 
heutigen Tag weiter ausgeweitet und verbessert 

1 wird. 

- 
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Daneben zahlen sie eine Konzessionsabgabe 
von beachtlichem Umfang an die Stadt,führen 
Gewinne ab und gehören zu den besten Gewerbe- 
steuerzahlern. Andere Unternehmen sind zwar 
nicht so lukrativ für die Stadt, aber genauso be- 
deutsam, beispielsweise die Wohnungsbaugesell- 
schaften,diedas wichtigste wohnungspolitixhe 
Instrument der Stadt darstellen und kräftig mit- 
helfen.denWohnungsmangel zu bekämpfen und 
einkommensschwache Bevölkerungsgruppen mit 
Wohnraum zuversorgen.ln den städtischen Kran- 
kenhäusern kann die Stadt ihre Gesundheitspo- 
litik realisieren, in den städtischen Altenheimen 
ihre Aitenpolitik, In derVolkshochschule ihrevor- 
Stellungen von Erwachsenenbildung. 

Die Privatisierung 
kommunaler Betriebe 
ist  kein Patenzrezept! 

Interview mit Christian Ude 

B. 

Wenn den Städten diese Instrumente zur Ge- 
staitungderStadtpolitikausden Händengewun- 
den werden,verkommen sie zu Reklamationsab- 
teilungen internationaler Konzerne,dieirgendwo 
fern der Heimat ihreVersorgungs-oderverkehrs- 
unternehmen.ihre Krankenhäuser und Altenhei- 
meund Bildungseinrichtungen steuern.Der Funk- 
tionsverlust der Städte ist atemberaubend.wenn 
sie sukzessive ihre kommunalen Unternehmen 
verlieren. 

spw:Können nicht private Unternehmenviele 
Leistungen genauso gut erbringen? Was macht 
die Qualität der kommunalen Wirtschaft aus? 

Christian Ude: Natürlich sind private Unter- 
nehmen nichtgrundsätzlichschlechteri Aber 
auch nicht grundsätzlich besser! Für eine 

kleinere Stadt ist es durchaus eine offene Frage, 
ob sie den Busverkehrselberorganisieren soll oder 
lieber eine Privatfirma damit beauftragt.Aberwo 
dieStädte ÜberGenerationen hinwegzum Beispiel 
Verkehrsbetriebeaufgebaut haben,empfindeich 
esalsskandalös,wenn diese Unternehmen plötz- 
lich ihren Wert verlören. weil die Städte zur Aus- 
schreibungihrerverkehrsleistungen gezwungen 
werden,wodann immerprivateBilliganbieterauf 
ihrem niedrigeren Lohnniveau den Zuschlagerhal- 
ten müssen. Deshalb haben wir, die Städte und 
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Gemeinden,dafürgekämpft,dassdieeuropäische 
Verkehrsrichtlinie die Marktöffnung nicht zwin- 
gend verlangt, sondern den Städten unter be- 
stimmten Bedingungen das Recht belässt, den 
ÖPNV selbst durchzuführen. Hier war die Unter- 
stützung von BundesverkehrsministerWolfgang 
Tiefensee sehr wertvoll. 

spw:Viele kommunale Unternehmen sind in- 
transparent oder habenden Hang,sichzuverselb- 
ständigen. Brauchen wir eine neue kommunale 
Unternehmenskultur oder einen Corporate Gove- 
manceCodex,wie ihn sich z.B.dieStadt Stuttgart 
gegeben hat? 

Christian Ude: Sicherlich ist bei vielen öffent- 
lichen Unternehmen noch mehrTransparenz 
und vor allem mehr Effizienz erforderlich. 

Viele haben in Zeitendes Monopols Fettangesetzt 
odernoch immereinobrigkeitlichesVerhältniszum 
Kunden.Vieie Kritikan öffentlichen Unternehmen 
istaber ausgesprochen scheinheilig unddientdem 
Zweckssie im Wettbewerb mi t  privaten Anbietern 
zu benachteiligen oder ihnen Fesseln anzulegen. 
Wodie private Konkurrenz ihre Kalkulationen als 
Betriebsgeheimnis hüten kann,dürfen konkurrie- 
rende öffentliche Unternehmen nicht gezwungen 
werden,.die Hosen herunter zu lassen'. 

Kommunale Betriebe brauchen 
Bewegungsspielräume 

Und wenn private Unternehmen sogar welt- 
weit agieren,ist es ein lächerlicher Anachronismus, 
wenn öffentliche Unternehmen immer wieder 
daran gehindertwerden sollen,auch nurdiecren- 
ze zur Nachbargemeinde zu überschreiten. Kom- 
munale Zusammenarbeit ist eine Form kommu- 
naler Selbstverwaltung und muss von europäi- 
schem Recht respektiert werden! 

Und noch ein Wort zur,,Verselbständigung".Die 
selben Kritiker,diegestern dieTrägheit und Lang- 
samkeit politisch geführter Unternehmen beklagt 
haben,beklagen heutescheinheiiig,dassderStadt- 
rat nicht mehr jede Preisentscheidung selbsttrifft. 

In jeder Aktiengesellschaft der Welt ist es so,dass 
derVorstandfürdasoperativeGeschäft zuständig 
ist unddie Eigentümer und Aufsichtsräte nur über 
große Investitionen sowie Grundsätze der Ge- 
schäftspolitik und dieMitgliedschaft imvorstand 
entscheiden. Wir sollten der Versuchung wider- 
stehen,imWettbewerb stehende Unternehmen, 
die blitzschnell auf Marktveränderungen reagieren 
müssen,wiederan die Kandare politischer Gremi- 
en zu nehmen und alle Fragen der Geschäftspo- 
litik einem parteipolitischen Streit auszusetzen. 

Kommunale Betriebe dienen 
der Gesellschaft 

spw:Wie beurteilen SieStrategien wie in Braun- 
schweig und Dresden, übergroße Privatisierungs- 
wellen kommunaler Unternehmen finanzielle 
Handlungsspielräume zu gewinnen? 

Christian Ude:AlsVerfechterder kommuna- 
len Selbstverwaltungsage ich natürlich: Das 
mussjede Kommuneselbstentscheiden.in 

größter Finanznot steht ein Stadtrat tatsächlich 
nur noch vor der Frage, welche kommunale Auf- 
gabeervernachlässigen muss.Da kann natürlich 
die Neuinvestition in die Kinderbetreuung wichti- 
gersein aIsdieErhaltungeinesWohnungsbestan- 
des. Aber ich werde richtig grantig, wenn diever- 
äußerung kommunaler Betriebeals Patentrezept 
gepriesen wird, sich gleichsam mit  einem Feder- 
strich aller finanzieller Probleme zu entledigen. 

Wer seine Stadtwerke verkauft hat,hat keinen 
Einfluss mehr auf die Energiepolitik vor Ort oder 
auf die sozialen Standards im Nahverkehr und 
muss auch für alle Zelten auf Gewinnausschüt- 
tungen verzichten.Wer seine kommunalen Woh- 
nungen verkauft hat, besitzt keine Möglichkeit 
mehr,seiberenergiesparende Bauweisen oder neue 
Formen desZusammenlebensaiter Menschenzu 
organisieren und voranzubringen. Nicht nur in 
Städten mit Wohnungsnot wieMünchen, sondern . 
gerade in Städten mit großen Leerständen wie 
im Osten und vielen strukturschwachen Gebieten 
ist esvorteilhaft. wenn sich ganze Siedlungen in 

t 
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einer Hand befinden, die mit der Stadt bei der 
großen Aufgabe des Stadtumbaus eng und ver- 
trauensvoll zusammenarbeiten.WennWohnungs- 
bestände erst einmal mehrmals aufgeteilt und 
weiterverkauft werden. ist eine sinnvolle Steue- 
rungstadtentwicklungspolitischer Prozesse nicht 
mehr möglich. 

spw:ist dieschrittweise Privatisierungder kom- 
munalen Sparkassen nur noch eine Frageder Zeit? 

Christian Ude: In der Tat geben die deut- 
schen Geschäftsbanken und ausländische 
Großbanken keine Ruhe, weil ihnen das 

öffentlich-rechtliche Sparkassenwesen ein Dorn 
im Auge ist. Oie privaten Banken haben in den 
letzten Jahren verheerende Fehler gemacht und 
viele Chancen verschlafen.vom Scheckkartenge- 
schäft über die Autofinanzierung bis zur Pflege 
..kleiner Privatkundene,die man in Zeiten des In- 
vestmentbankingsarrogant ausden Schalterhal- 
lenvertrieben hat.Jetzt ist man neidisch,welches 
Vertrauen das öffentlich-rechtliche Sparkassen- 
Wesen beider Bevölkerungsmehrheitgenießt und 
welche Bedeutung das KontofürJedermann.die 
Repräsentanz in der Fläche, die Förderung des 
Handwerks und des Mittelstands und vieler Exis- 
tenzgründer plötzlich haben und welche Wert- 
schätzung das soziale, kulturelle und sportliche 
Engagement der Sparkassen in sämtlichen Kom- 
munen der Republik erfahren. 

Der aktuelle Angriff der europäischen Ebene 
istabgewehrt, hiersinddie Kommunalen Spitzen- 
verbändesehr zufrieden mit dem Engagementder 
Bundesregierung.von Bundesfinanzminister Peer 
Steinbrück bis zur Kanzlerin Angela Merkel.Aber 
es werden weitere Attacken derprivatenGeschäfts- 
bankenfolgen,da bin ich sicher.Es mussden Spar- 
kassen und vor allem den Kommunalen Spitzen- 
verbänden gelingen, die Bevölkerung zu mobi- 
lisieren. wenn der nächste Angriff erfolgt. Die 
Menschen wollen neben dem großen Angebot 
privater Geschäftsbanken. das ja völlig unbehin- 
dert existiert.auch ein öffentlich-rechtliches Spar- 
kassenwesen. Und sie wollen dieGewissheit:Wo 
Sparkasse draufsteht, ist auch Sparkasse drin. 

Den Wet tbewerb  annehmen  - 
ohne Profitdruck 

spw: Wie müssen sich kommunale Unterneh- 
menfür dieZukunftaufstellen,um gegen private 
überregionale Anbieter bestehen zu können? 

Christian Ude:Sie müssen die Zukunft meis- 
tern! Und das heißt konkret: Sie müssen 
moderner und effizienterwerden und kun- 

denorientiert arbeiten.Auch ihre Kostenstruktur 
muss wettbewerbsfähig sein. Dies bedeutet. so 
schmerzhaft das auch für die Betroffenen ist: 
Städtische Busfahrer können nichterheblich mehr 
verdienen als Kollegen bei Privatunternehmen 
aufgrund gültigerTarifverträge.Dasselbegiltfür 
Klinikpersonai.Woauch immer die Personalkosten 
den größten Brocken darstellen, können öffentli- 
che Unternehmen nicht 30 oder gar 40% mehr 
für die gleiche Leistung ausgeben wie ihre priva- 
teKonkurrenz.Sonst sindsiewegvom Fenster und 
die Arbeitsplätze ganzverioren. Natürlich müssen 
siesich aber dennoch bemühen,immersozialere 
Arbeitgeberzu sein alsdie private Konkurrenz. Dies 
kann sich 2.0. in der Zahl der Ausbildungsplätze 
äußern oder im Verzicht auf betriebsbedingte 
Kündigungen und inderstrikten Ablehnungvon 
Sozialdumping,dasinvielen Privatbereichenvöllig 
unbemerkt stattfindet. Die kommunalen Unter- 
nehmen können dieses kieine Wunder, Wettbe- 
werbsfähigkeitundsozialesVerhaltenund Kunden- 
Orientierung zu vereinen. durchaus zustande 
bringen,da sie keinem Zwangder Profitmaximie- 
rungais höchstes Unternehmensziel unterworfen 
sind. Die Städte sind mit einer bescheidenen 
Eigenkapitalverzinsung zufrieden, sofern über- 
haupt Gewinne erwirtschaftet werden können 
wie im Energiebereich. 

spw:Wieist Ihre PrognosefürdieZukunft?Wie 
wird die kommunale Unternehmenslandschaftin 
zehn Jahren aussehen? 

Christian Ude:lch rechnemitvielenverkäu- 
fen ausGründender Finanznot.Bei Kliniken 
und Entsorgungsunternehmen ist diesder- 

zeit voll im Gange, bei Wohnungsunternehmen 
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wird dies allerdings häufig von der Bürgerschaft 
gestoppt. Bald wird es ein Erwachen mit Schrecken 
geben:VieleStädtewerden sehen,dass ihnen nach 
der Verkaufswelle die Haushaltsprobleme erhal- 
ten bleiben,diewichtigsten lnstrumentederstadt- 
politik aber für alle Zukunft verloren gegangen 
sind. 

Wosich kommunaleUnternehmen rechtzeitig 
fit für die Zukunft und den Wettbewerb machen, 
werden sie die Turbulenzen der nächsten Jahre 
überstehen und wachsende Popularität erfahren, 
weil man die neoiiberaie Heilslehrechristian Ude: 
Privat vor Staat auf ihre praktischen Wirkungen 
untersuchen kann.Und diese praktischen Wirkun- 
gen werden so ernüchternd sein wie der Nieder- 
gang des britischen Eisenbahn- und Busverkehrs 
nach der Privatisierungoder die Kostenexplosion 
auf dem französischen Wassermarkt nach der 
erzwungenen Marktöffnung. 

spw:Vielen Dank für das Gespräch. B 

Y,.@ 

Luciano Canfora: Eine kurze 
Geschichte der Demokratie 
Von Athen bis zur Europaischen Union 

Hardcover, 404 Selten, EUR 24.90 

E.Chrilti3n Ude, 
Oberbürgermeirtervon 
 MY^<^^^ und prarident der 
Deutschen städfetagr. 

F0to:Stadt ~ ~ ~ i h ~ ~  

Inseinemepcchalen überblickentwickelt Luciano 

Canforaeinen Begriff von Demokratie, in demd'rin ist, 

wasd'rauisteht: Demokratie nicht als Fassade 

oligarchischer Macht, sondern als Gleichheiiund 

Volksherrschaii. Kein Wunder, daßihn jene nicht 

lieben, diesich heule inderdemokratischstenaller 
Welten wähnen! Das Buch entspreche nicht den 

Nomen nwesilicher Geschichtswisenschail~ - was 

immer dascein mag. Esmachedie Großindustrie 

verantwortlich% Htler, beschönigeden Stalinismus 

undve~nglimpfedieBRD unter Adenauerals 

revanchistisch undvon alten Nazisdurchsem. 

Kurzum: Einem deutschen Publikum nicht zuzumuten, 

So begründete ein großes Münchner Haus seine 

Weigerung,dieses BuchzuveröffenHichen. Nunliegt 

es trotzdem auch aui deutsch vor, und wer seinem 

eigenen Kopfvertrauen will, mag selbst beurteilen, 

wases mitderlei Nettigkeiten auf sich hat. 
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Literaturschau 1 von Reinhold Rünkei 

DieDiskussion über,.ÖffentlicheGüter"und 
,.Öffentliche Aufgaben" ist in den letzten 
Jahren in Wissenschaft und Politik modern 

geworden. Nach dem Siegeszug des Neoliberalis- 
mus und den Privatisierungswellen deriggoer und 
iggoerlahren wird nun mehr und mehrdie Frage 
gestellt, welche Aufgaben nicht über den Markt 
organisiert werden sollen. Für eine Zeitschrift in 
marxistischer Tradition war für die Analyse der 
Politischen Ökonomie immer schon zentral. wie 
und wo Aufgaben denVerwertungsmechanismen 
desMarktesunterworfen wurden.Politisch-strate- 
gisch wurden Überlegungen angestellt, wie der 
Staat selbstjenseits kapitalistischer Profitmaximie- 
rung als ökonomischer Akteur auftreten könne. 

Zwischen Staat und Markt 

Das Debattenfeld wurde seit der Krise des ent- 
wickelten Wohlfahrtsstaates erweitert.Frühereher 
randständige Diskussionslinien,die Organisations- 
formen zwischen Markt und Staat stärker in den 
Blick nahmen,gewannen an Bedeutung.Gingen 
zum Beispiel die.,HerforderThesenU (spw-Verlag 

zurück von 1997 und „Regionales Wirtschaften 
als linke Reformpolitik" von 2000. die beide im 
VerlagWestfälisches Dampfboot erschienen sind. 
Im Mittelpunkt der Debatten standen Fragen des 
sozialen und ökologischen Umbaus und damit 
auch die nach den Trägern öffentlicher Aufga- 
ben. 

U Politische Steuerung 

AnknüpfungspunktefürdieaktuelleDebatte 
findensich hiervorallem inden Überlegungenzur 
regionalwirtschaftlichen SteuerungunddemVer- 
such.vorhandeneMärktefür politischesteuerungs- 
Prozesse nutzbar zu machen. Neben spw-Heft- 
schwerpunkte.diesich grundsätzlich mit Fragen 
staatlicher Innovations- und Wirtschaftspolitik 
beschäftigten, hat es daher in den letzten zehn 
Jahren immerwieder auch kommunal- und regio- 
nalwirtschaftliche Diskussionen in spw-Schwer- 
p~nktengegeben~sozum Beispiel spwlog (1999) 
zu Problemen kommunaler Steuerung in der Be- 

1978) noch von einer~erstaatlichung&onze~tion Der spw-Schwerpunkt 137 (2004) stand deutlich 
aufdem Wegzum Sozialismusaus,wurdeinden unter dem finanziellen Problemdruck, dem die - 
,,53Thesen füreinen modernen Sozialismus" (spw 
,g8g.www.spw.de) dem Staat die Rolledes Pioniers 
zugewiesen. Vergesellschaftungsformen ökono- 
mischer Strukturen wurden und werden nicht 
mehr überwiegend im Gegensatz zwischen kapi- 
talistischem Markt- odergemeinwohlorientiertem 
Staatshandeln diskutiert. 

Diese Erweiterung wurde In der spw-Debatte 
augenfälligindercrossover-Diskussion,dieMitte 
deriggoerJahren zwischen.,radikaIreformerischen" 
KräftenausSPD,Bündnisgo/DieGrünen und der 
PDS über dieZeitschriften spw,anderezeiten und 
utopie kreativ geführt wurden. Dokumentiert 
wurde dies in einem gemeinsamen Heft 1996 
sowie gemeinsamen Buchprojekten ,.Zur Politik 

Kommunen seit vielen Jahren ausgesetzt sind. 
Ausführlich debattiert wurde das Instrument des 
..Public-Private-Partnerships" und die Kooperation 
mit beispielsweise der Bertelsmann-Stiftung,die 
zunehmendalsBeratender Akteurin kommunalen 
Aufgaben tät ig ist. 

M i t  dem Editorial der Herausgeberlnnen aus 
spw 150 haben wir uns vorgenommen, die The- 
matik,,Öffentliche Güter - Politische Ökonomie" 
als eines von vier Diskursfeldern in den Mittel- 
punkt unserer Arbeit zu rücken. Weitere Heft- 
schwerpunkte und Diskussionsveranstaltungen 
stehen als aus. 
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Kinderspiel Kapitalismus - 
Das große Preisrätsel 

v o n  Alexandra Krarnm . W 

Als Kind habe ich Detektivgeschichten ge- 
liebt. Stückfür Stück wird das Geheimnis 
wie ein riesiges Puzzle ansTageslicht ge- 

bracht.Umwege und Schwierigkeiten erhöhen die 
Spannung noch.Am Ende liegt das bunte Bild mit 
einigen Überraschungen und vielem,was wir schon 
dieganzeZeitgeahnt haben,offen.Offensichtlich 
bin ich nicht die einzige. die Recherchieren und 
Deuten. Beschatten und Verfolgen als wichtige 
Disziplinenfüreinen Meisterdetektiv kennen und 
schätzen gelernt hat. Dennzurzeittobt das neue, 
große Preisrätsel in Deutschiand.Wissenschaftler 
und Journalisten,Verbraucherschützer und Wirt- 
schaftsforscher,Marketingprofis und Finanzexper- 
ten betreiben diesesfaszinierendeSpiel.Und nicht 
zuletzt natürlich Otto-Normal-Verbraucher: Die 
Mehrwertsteuerpreiserhöhungsjagd. 

Genau i.6go.oooTreffer bietet Googlefür den 
Begriff Mehrwertsteuererhöhung.Da wird dieviel- 
falt derdetektivischen Arbeit aufden ersten Blick 
deutlich: 

Nach Berechnungen ausdem Bundesfinanzmi- 
nisterium kämen aufdieverbraucher monatliche 
Mehrbelastungen von rund 29 Euro zu. Gemäß 
dem Bundesverband der Verbraucherzentralen 
sollendem Einzelnen knappzgo Euroim Jahr,also 
im Monatsschnitt etwas mehr als 24 Euro im 
Portemonnaiefehlen.DasBundesamtfürStatistik 
kalkuliertjenach Einkommensverhältnissen neun 
bis 64 Euro im Monat pro Haushalt. Das arbeit- 
gebernahe Institut der Deutschen Wirtschaft (IW) 
kam im Auftragdes,,Handelsblatts"auf rund 2 0  

bis 40 Euro je nach Familienstand und Ausgabe- 
verhalten. 

DAlcxand,aK,amm irtrelbrtändigeKomm"nikationrbeiateiinund 
Coach in Berlin lwwwrchulter~bliikde]. 

Und wann werden die Preise erhöht? Die 
drei wesentlichenThesen lassen sich kurz 
und knapp zusammenfassen: 

Schleichende Preiserhöhungschon zoo6,wäh- 
rend der WM zum Beispiel 

M PreisschockirnJanuar2007-Sparen,bevordie 
Steuer zuschlägt 

M Rabattaktionen zum Jahresanfang-unddann 
kommt dieTeuerungswelle 

In unendlichen Preisvergleichslisten und Pro- 
dukttabellen kannderverbraucher im lnternetdie 
Preisentwicklungder letzen 12 Monateverfolgen. 
Eintoller neuer Zeitvertreib! Den wollen aber nicht 
aIlemitmachen.RundeinVierteider Leute hatdie 7 

großen Anschaffungen auf letztes Jahrvorverlegt, 
wie eine Umfrage der Gesellschaft für Konsum- 
forschung (GfK) ergab.An der Rabattschlacht von 
Saturn,Lidl &Coerfreuen sich hingegenvieleKon- 
summten-Geschenke zwischen 3 und i g  Prozent 
nimmt der Kunde gerne mit. Entsprechend voll 
waren die Kaufhäuser am ersten Samstag des 
Jahres. 

Bleibt noch die-gefühlte Inflation". Nach 
der ErfahrungvonVerbraucherpsychologen 
liegt diese deutlich höher als die tatsäch- 

lich gemessene. Experten der Universität Ham- 
burg kommen ineinerStudiezudem Schluss,dass 
unsere Kauflust nur wenig von der Abgabe ab- 
hängt. Viel wichtiger sei, wie der einzelne seine 
Lage einschätzt, ob er Angst vor Abstieg und Ar- 
beitslosigkeit hat oder eher frohgemut in die 
Zukunft schaut. Klare Sache. Deutlicher kann ein 
Ergebnis kaum sein:Es wird teurer.Auf langeSicht 
in jedem Fail.Wie teuer, hängtvon der Größedes 
Geldbeutels ab. rn 
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-J -- Stichwort: 

Länderfinanzausgleich 

Mit  demSpruch,,arm,aber sexy" reagierte 
der Berliner Bürgermeister KlausWowereit 
etwas sarkastisch auf den gescheiterten 

Versuch,vordem Bundesverfassungsgericht wei- 
tere Bundeszuschüssezur Überwindungder Haus- 
haltsnotlagezu erstreiten.Tatsächlich hätteeine 
andere Entscheidung in nicht unbeträchtlicher 
Weise in ein sehr komplexes System der Finanz- 
beziehungen zwischen dem Bund und den Ländern 
eingegriffen. 

Der Länderfinanzausgleich wurde von derers- 
ten Großen Koalition 1969 geschaffen. M i t  der 
deutschen Einigungentstanden neue Herausfor- 
derungen an die Bund-Länder-Finanzbeziehungen, 
diein den ersten Jahren durch ad hoc-Reaktionen 
und die Schaffung verschiedener Sonderfonds 

- (insbesondere der .Fonds Deutsche Einheit') auf- 
gefangen und erst 2005endgültigfür einen Zeit- 
raum bis 2019 geregelt wurden. 

[II Kooperativer Föderalismus 

Der Länderfinanzausgleich soll ermöglichen. 
dass der Bund einerseits und die Länder anderer- 
seits über hinreichende Finanzausstattung ver- 

- fügen, um die ihnen zugeteilten Aufgaben zu 
erfüIlen.Ersoll auch sicherstellen,dassdiegrund- 
gesetzlicheForderung na~h~einheitl ichen Lebens- 
verhältnissen'in der Bundesrepublik nicht allein 
anderunterschiedlichenWirtschaftskraftderBun- 
desländer gebricht und ein Mindestmaß an Ein- 
heitlichkeit und Solidarität gewährleistet bleibt. 
Schließlich musserverhindern,dass eszu einem 
ruinösen Steuerwettbewerbzwischen den Bundes- 
ländern kommt, ohne dass dabei die Anreize für 
eine Erhöhung dersteuerkraft und eine nachhal- 
tige Finanzpolitik allzu sehr geschwächt werden. 

Ein vollständiger Wettbewerbsföderalis- 
mus, der wesentlich auf einem System 
eigenständiger Besteuerungshoheit der 

verschiedenenföderalen Ebenen mit sogenannten 
Trennsteuern (diese fließen ausschließlich der 
Steuererhebenden Ebenezu) setzt. kommtdeshalb 
fürdie Bundesrepublik nicht infrage.Der heutige 
LFA kannvielmehraIs,kooperativerFöderaIismus' 
bezeichnet werden:derAnteil derVerbundsteuern 
(die allen föderalen Ebenen zustehen) an den ge- 
samten Steuereinnahmen liegt zwischen 213 (Bund) 
und 415 (Länder). außerdem sind die Ausgleichs- 
maßnahmenzwischen überdurchschnittlich und 
unterdurchschnittlich wirtschafts- und ertragskräf- 
tigen Bundesländern einerseits und den Bundes- 
ländern und dem Bund andererseits klar geregelt. 
Der Länderfinanzausgleich hat mehrere Stufen: 
~ u f  einer vorgelagerten Stufe werden zunächst 
dieaufbringungsstarken (Verbund-)Steuern-die 
Umsatzsteuer,die Lohn- und Einkommenssteuer 
und die Körperschaftssteuer - nach einem be- 
stimmtenSchlüssel aufdieverschiedenen Ebenen 
verteilt. Der eigentliche LFA tei l t  sich in einen 
horizontalen (Bund-Länder) und einenvertikalen 
(Länder-Länder)Ausgleich.wobeidervertikale LFA 
über den Bund verrechnet wird. 

Rheiniand-Pfalz 
Saarland 
Sachsen -007 
Sachsen-Anhalt 
Sihleiw Hol r te in  
Thürin en 
~ , ~ m e n  166 
Berlin 2.441 

~ e r k l e n b u r  ~ o r  ommern 428 

Niederia~hren 359 
Brandenbur 

Tab i.Nehmeriander im horizontalen LFAjStand:200s:inMio Eucoj 
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Vertikaler und horizontaler Finanz- 
ausgleich 

Der vertikale Länderfinanzausgleich beginnt 
mit einem Umsatzsteuervorwegausgleich: 25 % 
des den Bundesländern zustehenden Anteils der 
Umsatzsteuerwerden dafür~erwendet~die Steu- 
erkraftunterschiede bis zu einem Grad von 95% 
derAbweichung von der durchschnittlichen Steu- 
erkraft auszugleichen. In einem zweiten Schritt 
werden eine Ausgleichsmesszahi und eine Finanz- 
kraftmesszahl für jedes Bundesland berechnet. 
Die Finanzkraftmesszahl spiegelt dietatsächliche 
Steuerkraft eines Bundeslandes wider, die Aus- 
gleichmesszahl soll berechnen,welche Steuerkraft 
ein Bundesland hätte,wenn seine Steuereinnah- 
men den durchschnittlichen Steuereinnahmen pro 
Kopfentsprechen würden.Bei dieser Berechnung 
werden Sondersituationen,wiesiez.B.Stadtstaaten 
oder die neuen Bundesländer erleben, berücksich- 
tig.WenndieAusgleichsmesszahldieFinanzkraft- 
messzahl übersteigt,ist ein Bundesland ausgieichs- 
berechtigt,liegt die Finanzkraftmesszahl überder 
Ausgleichsmesszahi, muss ein Bundesland in den 
LFA hineinzahlen. 

Fünf Bundesländer bringen Ca. 6.9 Mrd. 
Euroauf-Bayernetwa mussrundi%seiner 
Steuereinnahmen in den LFA geben -, ii 

Bundesländern erhalten diese Summe- Bremen 
etwa bezieht ungefährio%seinerSteuereinnah- 
men ausdem LFA.Selbstverständlichführt dieser 
LFAnichtzueinervollkommenen Angleichungder 
Finanzkraft der Bundesländer: Maximal 75 %der 
überdurchschnittlichen Finanzkrafi(Grenzausgleich) 
muss ein Bundesland bereitstellen, wenn seine 
Finanzkraft bei überi2o%desdurchschnittlichen 
Niveaus liegt.Abschöpfung bei den Geberländern 
wie auch Ausgleichsberechtigungverändern sich 
progressiv,d.h.wernur knappunterhaibderdurch- 
schnittlichen Finanzkraftliegterhälteinen propor- 
tionalgeringeren Ausgleichbetragalsein Bundes- 
land mi t  sehr geringer Finanzkraft. und wer nur 
knapp über der durchschnittlichen Finanzkraft 
lieg?. muss proportional weniger einbringen, als 

Baden-Würiternber 1.209 

Hambur 
Herren 1.593 
Nardrhein~wertfalen a8> 

Tab.>~eberlander m hori2antalen ~ ~ ( 5 t a n d : m o ~ ; i n ~ o  Euro) 

'i' 
1.820 

Breme 66- - 
Bcilin 2.550 ! - 
Meik lenburg-Vorpommern 1 ~ 3 6 0  

Niederrachren 647 
Brandenburg 1 i 820 

~ ~ b . ~ . ~ ~ ~ d ~ ~ ~ ~ g a n ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ ~ ~ ~ ~ ~  (stand ioo5;in M ~ ~ . E ~ ~ ~ I  

Wenn ein Bundesland nach dem horizon- 
talen LFA immer noch unter 99.5% der 
durchschnittlichen Finanzkrafl iiegt oder 

aber Sonderlastenfestgestelltwurden.mit denen 
das Bundesland nicht allein fertig werden kann 
(5. Berlins Versuch!), werden Bundesergänzungs- 
Zuweisungen oder Sonder-Bundesergänzungszu- 
Weisungen fällig - dies ist der vertikal Länderfi- 
nanzausgleich. M i t  etwa 15 Mrd. Euro ist das 
Finanzvolurnen des vertikalen LFA etwa doppelt 
so groß wie der horizontale LFA (s.Tab.3) 

Gelegentlich wird kritisiert, dass der LFA die 
Anstrengungen der Bundesländer unterläuft,die 
Finanzkraft aus eigenem Antrieb zu stärken. Die 
letzte Revision der LFA i m  Jahre 2005 hat dies be- 
rücksichtigt,indem die Grenzabschöpfungs- und 
Grenzausgleichsbeträgegesenkt wurden.Außer- 
dem wurdefestgelegt,dasssich die Ranglisteder 
Finanzkraftdurchden LFAnichtänderndürfteund 
Nehmerländer nach dem Ausgleich nicht reicher 
sind als Geberiänder. ¤ 

einBundesiand mit extrem (übe"20%) C+ArneHeise,iriProkirorf~iVolkswirtrtrthhR~lehheanderUniwirit.t 
Finanzkraft. ~amburg .  
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Die Betteldozenten 

Während in der Öffentlichkeit über 

Bachelor, Master und die 

Exzellenzinitiative gesprochen wird, 

leben viele der universitären 

Lehrbeauftragten und Privatdozenten 

auf Hartz-IV-Niveau 

von Marcus Weber .. 

153 Euro - soviel erhielt Elisabeth Meyer- 
Renschhausen für ihr letztes Soziologie- 
Seminar an der Freien Universität Berlin. 

Und zwar nicht pro Monat, sondern im ganzen 
Semester. Darin enthalten WarenVorbereitungen 
und Nachbereitungen.dieSeminarstunden selbst, 
Prüfungen,die Kontrollevon Seminararbeiten und 
Klausuren und natürlich die Betreuung der Stu- 
dierenden. Meyer-Renschhausen mag sich den 
Stundenlohn gar nicht ausrechnen. Die Mittfünf- 
zigerin ist Privatdozentin und damit verpflichtet 
einmal im Jahreinesolche.,unbesoldete"Lehrver- 
anstaltungan ihrer Berliner Universität zu halten 
-sonst würde sie die „Venia Legendi", ihre Lehr- 
berechtig~ngverlieren~und damit die Möglichkeit 
auf eine Festanstellung oder die befristete Ver- 
tretung einer Professur. Das ist der ersteTeil des 
Problems. 

Fotol:Chrirtian Kiel 

Und nun der dritte Teil des Problems,der 
die Angelegenheit zum Skandal macht: 
Lehrbeauftragtesindfürdie Hochschulen 

unverzichtbar-oderwieesMeyer-Renschhausen 
formuliert: .,Ohne sie würden die Universitäten 
zusammenkrachen.DieStudentenüberhängewä- 
ren nicht zu bewältigen und ein ernsthaftes Stu- 
dium nichtgewährleistet."An den BerlinerUniver- 
sitäten und Fachhochschulen übernehmen die 

Billig, billiger, Lehrbeauftragter ... 

Hinzu kommt:Selbst.,besoldete" Lehraufträge 
an Universitäten sind schlecht bezahlt; an der 
Freien Universität (FU) Berlin etwa erhält ein 
Dozent rund qoo Euro proSemester.Auchdavon 
lässt sich der Lebensunterhalt nicht bestreiten. 
Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) hat das mit einer Umfrage unter Berliner 
Lehrbeauftragten bestätigt: Knapp zwei Drittel 
der Befragten habenein monatlichesEinkommen 
von weniger als i.ooo Euro. Sie leben von Stipen- 
dien, befristeten Projektverträgen.verschiedensten 
Honorartätigkeiten,Jobs.dem Schreiben von Zei- 
tungsartikeln-sowiestaatlichen Unterhaltszah- 
lungen. 72 Prozent von ihnen empfinden ihre 
soziale Situation als prekär. 
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Lehrbeauftragten zwixhenio und 50 Prozent der 
Lehre.,.Nicht nur,um,kapazitäreLöcherzustopfen'", 
wieSabinevonOppeln.5tudiendekanin an der FU 
Berlin betont.,.sondernvorallen Dingen auch.um 
einegewissevielfaltder Lehrezugarantieren.Jede 
Universität,dieein breites Fächerspektrum besitzt 
und den Anspruch hat,im Rahmen dieses Fächer- 
spektrumseine breite Paletteabzudecken,ist auf 
Lehraufträge angewiesen." 

Das Beispiel Berlin. sagt Thorsten Bultmann. 
Geschäftsführer des Bundes demokratischerwis- 
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, stehe für 
einen bundesweitenTrend.Bultmann beschreibt 
die Lehrbeauftragten als ,.Akademisches Prole- 
tariat". Der Zusammenhangsei evident:.,Mit der 
Expansionvon Lehrbeauftragten und Privatdozen- 
ten werden die Stellenstreichungen beziehungs- 
weisedas Nullwachstum bei regulären Haushalt- 
steilen an Universitäten bundesweit aufgefangen." 
Das Bundesamtfür Statistik belegt diese Einschät- 
zungtei1weise:Während die Zahl der Professoren 
in den vergangenen zehn Jahren etwa konstant 
blieb. wurden die Stellen im Akademischen Mit- 
telbau um zehn Prozent aufgestockt - die Zahl 
der Lehrbeauftragten stiegjedoch um 35 Prozent. 

D Gelehrte Lückenbüßer 

Rund 56.800 Lehrbeauftragte gab es 2005 an 
deutschen Universitäten -das i s t  einviertel des 
gesamten wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals. Und es i s t  einesehr heterogeneGruppe. 
Zu den Lehrbeauftragten gehören die bereits 
habilitierten Privatdozenten genauso wie junge 
Nachwuchswissenschaftler, die gerade promo- 
vieren und Lehrerfahrungsammeln wollen.Essind 
Dozenten ausdem Ausland oder Leute,die in Un- 
ternehmenfestangestellt sind,und Ihre Praxiser- 
fahrungen anden Hochschulen weitergeben.lhre 
Lehrerlaubnis gilt im Wertesystem der Universität 
traditionell als Ehre-doch in der Realität, so be- 
klagen inzwischen vielerwerden Lehrbeauftragte 
an den Universitäten als kostengünstige Verfü- 
gungsmasse ausgenutzt. 

Dieser Misstand ist an den Hochschulen durch- 
aus bekannt. So beschreibt Bernd Huber, Rektor 
der Ludwig-Maximilians-Universität,die Lage zu- 
mindest einiger Lehrbeauftragter an seiner Uni- 
versität als..außerordentlich misslich"-etwa an 
der Fakultät für Kulturwissenschaften. 

Dortgabes.am lnstitutfür Ethnologieund 
Afrikanistik, im Sommersemester 2006 ei- 
nen Streik. an dem sich junge Lehrbeauf- 

tragte und ältere Privatdozenten gleichermaßen 
beteiligten -sie weigerten sich, ihre Lehraufträge 
anzunehmen. Denn obwohl ihnen entsprechend 
der ,,Lehrauftrags- und Lehrvergütungsvorschrif- 
ten" desBayerischen Wissenschaftsministeriums 
eineSummezwischen 21 und 60.60 EuroproLehr- 
stundezugestanden hätte. waren-soerlaubt es 
eine Klausel derVorschrift - mit Verweis auf die 
schlechte Haushaltslage nurg Eurogezahlt worden. 
Im gesamten Semester also 270 Euro. Der Ethno- 
loge Ulrich Oberdiek war einer der Streikenden. 
..Selbst die Festangestellten fanden den Streikgut", 
sagt Oberdiek,.,bewirkt hat er nichts." Die Finan- 
zen seiner Hochschule seien eben ,.auf Kante ge- 
näht".erklärt Rektor Huber.Esgebean derludwig- 
Maximilians-Universität Ressourcen für 25.000 

Studienplätze-aberfaktisch45.oooStudierende. 
So habedie Universität bezüglich der Lehraufträ- 
ge nur zwei Möglichkeiten: Entweder sie bietet 
wenige besser bezahlte oder viele niedrig dotier- 
te Lehraufträgean. Diese Entscheidung,sagt Hu- 
ber, liege bei den Fakultäten.-Abgesehen davon 
sei es die Strategie der Universität, auch bei stei- 
genden Studentenzahlen die.,grundständige Leh- 
re mit regulären Mitarbeiterstellen zu stemmen". - 
Man könne schließlich keinen Studiengang aus- 
schließlich über Lehraufträge abwickeln. 

Ein BlickinsVorlesungsverzeichnisdeslnstituts 
für Ethnologie und Afrikanistikaberoffenbartfür 
das aktuelleWintersemester2006/2007folgendes: 
Von den 46 aufgelisteten Lehrveranstaltungen 
werden gerade i6von Festangestellten sowieeme- 
ritierten Professoren (2)geleistet.23VeranstaItun- 
gen hingegen werden von Lehrbeauftragten ge- 
halten.fünfweiterevonTutoren.-Freilich, nicht 
an allen Instituten istdieSituationsoextrem.Das 

t 
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Problem ist vor allem bei Geistes- und Kulturwis- 
senschaften deutlich.An der Münchner Fakultät 
fürPhysiketwa werden nuro,bProzent der Lehr- 
veranstaltungen von Lehrbeauftragten erbracht. 

Vielleicht liegt esan ihrervielschichtigkeit, 
dassdie Frageder Lehrbeauftragten in der 
Politik bishe;kaum wahrgenommen wurde. 

Politiker,sagt Matthias Jähne,Referent für Hoch- 
schule und Forschung beiderGEW in Berlin,gingen 
oft vom Bild eines Lehrbeauftragten aus, der in 
derfreien Wirtschaftsein Geld verdiene und sich 
ab und zu ander UniversitätdieEhregebeDieses 
Bild will die Berliner GEW an die Realitäten an- 
passen und fordert in einem Positionspapier zur 
Personalstrukturder Hochschulenvorallem eine 
Verbesserung der rechtlichen Stellung der Lehr- 
beauftragten ... Unsere Umfrage hat gezeigt,dass 
-neben der schlechten Bezahlung -vielen Lehr- 
beauftragten hierderSchuhdrückt".erzähltJähne. 
.,Eine solche Änderung würde nicht mal etwas 
kosten."-Lehrbeaufiragte.soderWunsch der GEW, 
sollen in Universitätsgremien vertretensein und 

U Vorschläge ohne Lösung 

Aber woher soll dieses Geld kommen? Eine 
Möglichkeit wäre die Umverteilung der Mittel 
innerhalbder Universitäten.Soschlägt Elisabeth 
Meyer-Renschhausen eine Halbierung oder Drit- 
teiung der festen Stellen vor - und verweist auf 
dieGründung der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft:,,ln derWeimarer Zeit haben festangestellte 
Hochschullehrer drei Prozent ihres Gehalts abge- 
geben,umdamit nichtbestalltePrivatdozentenzu 
finanzieren."-Außerdem könnten Universitäten 
versuchen,ihreMitteleher in der Lehre,ais in der 
Forschungzu konzentrieren.Auch wennsiedamit 
gegen den Strom zu schwimmen würden-denn 
in der politischen Diskussion wird die Qualität 
einer Universität -siehe,,Exzellenzinitiative"- bei- 
nahe ausschließlich an Leistungen in der Forschung 
festgemacht. 

einen besseren Zugangzur universitären Infrastruk- c-b-..rL..:....-v.-, F",">..,,, ,,,, o, ,%,c ,  

tur bekommen. lm Moment verfügen sie weder 
über einen Arbeitsvertrag, noch Arbeitnehmer- 
rechte oder Sozialversicherung. 

A 

sitäcn Lehrbeauftragte inZukunft regulär / 
beschäftigen-zum Beispie1,indemderAnteil der 
Lehre begrenzt wird, der durch Lehrbeauftragte 
erbracht werden darf.-Der Ethnologe Ulrich Ober- 
diek macht sich hier keine Hoffnungen. So lange . - 
Lehrbeauftragte billiger als Professoren und wis- 
senschaftlicheAngestellteseien.sagt er,werden 
Staat und Hochschulen kaum Vollzeitstellen ein- 
richten -sondern in verstärktem Umfang Lehrauf- 
trägeerteilenDann rechnet ~berdiekvok,dassein 
Lehrbeauftragter375oEuroproSeminarverdienen 
müsste. um dem festangestellten wissenschaft- 
lichen Personal gleichgestellt zu sein 

rpw >l200, 
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Durch solche ,.Lösungen" aber, warnt Uli 
Brand,Mitgliedder,,Assoziationfür kritische 
Geseilschaftsforschung", einem bundes- 

weiten ZusammenschlussjungerWissenschaftler, 
könnteanden Universitäten einverteilungskampf 
entstehen -während die Politiker die Hände in 
den Schoß legen.,,Wenn es in der Politikeine Pri- 
oritätfür Biidunggäbe",sagt Brand,„wärees kein 
Problem das notwendige Geld bereitzustellen". 
-Ähnlich sieht es Margret Wintermante1,die Prä- 
sidentin der Hochschulrektorenkonferenz: Das 
Problem lassesich nur Iösen,wenn Bund und Län- 

Dennoch hat es die GEW in Berlin zumindest 
geschafft, dasThema auf die politischehgesord- 
nung zu setzen - nicht zuletzt deshalb. weil die 
Sprecherin für Wissenschaft und Forschung der 
Berliner SPD-Fraktion.Jutta Koch-Unterseher,die 
Situation der Lehrbeauftragten aus eigenerTätig- 
keit am Otto-Suhr-Institut der Freien Universität 
kennt.Bis2008solldas Berliner Hochschulgesetz 
novelliertsein.Und auch wenn siesich inhaltlich 
noch nicht äußern will -,.das Problem der Lehr- 
beauftragten",verspricht sie,,,wird aufjeden Fall 
diskutiert". m 
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die Politik mi t  steigenden Studierendenzahlen 
umgehtm.sagt Wintermantel,,,ist mi t  deren eige- 
nen politischen Zielen letztlich nicht vereinbar". 

Doch ohne politischen Druckwerden Bund und 
Länder den Universitäten kaum mehr Geld zur 
Verfügung stellen. Ein erster Schritt. um  diesen 
Druck zu erzeugen, wäre eine ehrliche Statistik, 
dieaufschlüsseit.wiedie Lehreanden Hochschulen 
tatsächlich organisiert und bezahlt wird.-Gäbe 
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sierter Protest der Lehrbeauftragten.,.lch 
sag immer: Lehrbeauftragte aller Bundes- 

länder vereinigt euch", scherzt Ulrich Oberdiek - 
doch amakademischen Arbeitsmarkt schlägtsich 
jederalleindurch;solidarischeVerhaltensweisen 
werden durchdenstarken Konkurrenzkampf nicht 
gerade gefördert. - Hinzu kommt die erwähnte 
Heterogenität der Gruppe der Lehrbeauftragten 
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Lebenslanges Lernen 
ein vergessenes linkes - I 

von Ernst-Dieter Rossmann 

B B 
Foto C h r i t i a n  K:cl 

Der verdrängte Skandal lt's lifelong learning, stupid! 

Zugegeben: Wir skandalisieren in Politik und 
Publizistikvielfach all zu schnell, um Aufmerksam- 
keit zu erreichen oder bestimmten gesellschafts- 
politischen oderökonomischen Zuständen einen 
entsprechenden ,,Spinx zu geben. Dies vorweg 
geschickt. soll der Blick auf einige konkrete und 
skandalöse Sachverhalte gelenkt werden: 

In Deutschland leben mehr als 4 Millionen 
funktionale Analphabeten, wenn wirdiedigitale 

- Kompetenz in den modernen Kommunikations- 
technologien hinzu nehmen.JedersechsteJugend- 
liche bleibt ohnequalifizierten Abschluss, bei aus- 
Iändischenlugendlichen undjungen Erwachsenen 
liegt der Anteil sogar bei 35 %. 

DiesozialeSpaltung in Deutschland setzt sich 
in der Weiterbildungfort. Hochqualifizierte neh- 
men drei Mal so stark an Weiterbildung teil wie 
Menschen mit niedrigerCrundbildung.ln Deutsch- 

- land lebende Ausländer partizipieren um die Hälf- 
te weniger an Weiterbildung als Deutsche. Auch 
Kindererziehung und Alter sind Bildungshemm- 
nisse undje höherdasAlter,desto weniger beruf- 
liche Weiterbildung. Deutschland belegt bei der 
beruflichen Weiterbildung einen der letzten Plät- 
ze in Europa: sowohl bezogen auf dieTeilnahme 
an Weiterbildungsmaßnahmen als auch bei den 
realen Beträgen und den relativen Ausgaben für 
die Weiterbildung. 

Dieser Skandal muss von der Linken thema- 
tisiert und politisch aufgearbeitet werden. 

Der legendäre Weckrufvon BillClinton giltauch 
für die Weiterbildung. Wachsender Fachkräfte- 
bedarf bis hin zu den High-Potentials,wieervon 
allen Arbeitsmarkt-undBerufsforschernfürDeutsch- 
land angesichts der globalen Konkurrenz um Ex- 
port und High-Tech-Produkte prognostiziertwird. 
untermauert die Brisanz der gravierenden Defi- 
zite im Lebenslangen Lernen in Deutschland ge- 
nauso wiedie Folgewirkungen der relativ schnell 
alternden Erwerbsbevölkerung. Deshalbempfiehlt 
dieSachverständigengruppeder EU untervorsitz 
desHolländersWim Kok.Weiterbildung und Lebens- 
langes Lernen ins Zentrum der lnnovationspolitik 
Europas zu rücken. Auch der OECD-Bildungsfor- 
scher Andreas Schleicher hat schon früh darauf 
hingewiesen, dass die Steigerung von FuE-lnves- 
titionenvor allen Dingen überwiegend kurz-und 
mittelfristige Effekte auf die Wertschöpfung hat, 
während Bildungsinvestitionen nachhaltigwirken 
und nicht nur eine ökonomische, sondern auch 
eine gesellschaftspolitische und humanistische 
Wirkung entfalten. 

Geradedie politische Linkesollte ihr huma- 
nistisches Wollen dabei immer auch von 
den ökonomischen und gesellschaftlichen 

Veränderungen herobjektivieren.Und daerfordern 
nicht nur der ökonomische, sondern auch der 
demographische Wandel in Deutschland und in 
Europa das Lebenslange Lernen und die Weiter- 
biIdung.MehraIs3o%derBevölkerungwerden in 
wenigerJahren über 6oJahrealt sein.Siewerden 
dannabsehbar über durchschnittlich 25Jahre kein 
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verpflichtendes Regelangebot an formalen Bil- 
dungsmaßnahmen mehr erhalten. Für die Inno- 
vationsbereitschaft wie die lnnovationsfähigkeit 
der Gesellschafi.aber auch die persönliche indivi- 
duelleTeilhabe und Identifikation wird es in Zu- 
kunft immer wichtiger, den wachsenden Teil der 
Menschen,die nicht mehr unmittelbar im Arbeits- 
Prozess stehen, ÜberWeiterbildung an der Gestal- 
tungundVerarbeitungdesWandelszu beteiligen. 
Im Alter lernen t u t  not. Weiterbildung sorgt für 
geistige Beweglichkeit und persönlicheZufrieden- 
heit.0hne rechtzeitigaufgebauteweiterbildungs- 
fähigkeit wird dies nicht gelingen. 

Weiterbildung- 
ein Thema ohne Sex-Appeal? 

Wer voreinigerZeit noch sogenannte Haupt- 
stadt-Journalisten der führenden deutschen Zei- 
tungen auf dasThema Weiterbildung ansprach. 
musste sich die mitleidige Rückfrage gefallen las- 
sen, ob es denn kein spannenderesThema gäbe. 
Auch die Linkemusssich selbstkritischvorhalten 
lassen,diesemThema nicht die nötige Bedeutung 
beigemessen zu haben. Die Frage nach den mög- 
lichen Ursachen hierfür kann auch hilfreich sein, 
wenn zukünftigwiderstände überwunden werden 
sollen: 

Das in Deutschland tiefverwurzelte konser- 
vativeBildungsverständnisvon Anlage und 
Begabung,das noch immer die geteilten 

Schulstrukturen zementiert, hat eine Entsprechung 
in Skepsis undAbwertungvonWeiterbildung,die 
auf einem dynamischen Bildungsverständnis 
fugt  und Förderung und Entwicklungstatt Selek- 
t ion und Klassifikation kennt. Auf der anderen 
Seite gibt es oft ein Verständnis von Weiterbil- 
dung,dasdieallgemeine,kulturelle und politische 
Weiterbildungeinseitiggegenüberder beruflichen 
Weiterbildung idealisiert. Damit entfernt sie sich 
vom arbeitnehmernahen Bereich der Weiterbil- 
dung.Die Leidenschaft,mit der Bildungsurlaubs- 
gesetze in den ig7oer Jahren erstritten wurden, 
fand deshalb keine Entsprechung in dem Enga- 
gementfürden Erhalt und qualifizierten Ausbau 

der beruflichen Weiterbildung.Als dann die Bil- 
dungsurlaube nur marginal von den Beschäftigten 
genutzt werden konnten. wandte sich der ent- 
täuschte Idealismus mancher linker Bildungshu- 
manisten schnell ab.Dass Gewerkschafien,Vertrau- 
ensleute und Betriebsräte gleichzeitig mühsam 
dasTerrainfür mehrtarifvertragliche Absicherung 
von Weiterbildung bestellten -vorbildlich durch 
die iG Metall undver.di bis in die letzten Flächen- 
tarifverträge hinein-,erreichtedann nur begrenzt 
die Bildungsdebatte. Es ist überfällig,dass diese 
Arroganz einesverbürgerlichten Bildungsverst'and- 
nisses unter dem Zeichen von Gleichwertigkeit, 
Durchlässigkeit und kontextbezogenem Lernen 
endlich überwunden wird. 

Anders als die schulische und hochschu- 
lische Bildung ist die Weiterbildung in der 
Finanzierung immer auch eine Frage nicht 

nur der öffentlichen Finanzen,sondern auch der 
Beteiligungvon Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 
letztlich alsoeine Frageder Lohnnebenkosten und 
der Rechtsansprüche der Arbeitnehmer auch ge- 
genüber den Arbeitgebern. Hier haben die poli- 
tischen Tabus. die mit dem Erstarken des Kapita- 
lismus und seiner neoliberalen Bannerträger in 
den Parteien,der Publizistik und der Wissenschaft 
gegen verpflichtendeAuflagen,Finanzierungsauf- 
wendungen und Arbeitnehmerrechteaufgebaut 
worden sind, bisher noch ihreWirkunggetan.Ein 
korporatives ,.Bündnis fürWeiterbildungM,wie es 
geradeindieser Frageund unter den Bedingungen 
einer Großen Koalition nahe liegen würde. kam 
auch wegen dieses objektiven Interessengegen- 
Satzes bisher nicht zu Stande. 

Weiterbildungist mehr alsandereBildungsbe- 
reiche ein sehr komplexangelegtes Handlungsfeld. 
mit geschätzten über4o.oooAnbietern inöffent- 
licher und privaterTrägerSchaft. mit gesetzlichen 
Zuständigkeiten und Finanzierungsleistungen 
durch alle politischen Ebenen.mit einer Füllevon 
Maßnahmen,diesich zeitlich,inhaItlich.zielgrup- 
penbezogen,qualitativ und organisatorisch unter- 
scheiden. DieseVielfalt.von den einen als Ergebnis 
von Subsidiarität und Garant von Flexibilität ge- 
priesen,von den anderen als Unübersichtlichkeit 

b 
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und Beliebigkeit kr i t i~iert~machtdie Entwicklung Für Deutschland liegen mit dem Bericht der 
und Durchsetzungeines abgestimmten politischen Expertenkommission Finanzierung Lebens- 
Konzeptes über dieverschiedenen politischen Ebe- 
nenvon Bund,Ländern und Kommunen besonders 
schwer. Umso mehr kommt es darauf an, im po- 
litischen Raum langfristig klare Orientierung zu 
geben, Schlüsselbegriffe zu setzen und strategi- 
sche KonzeDte zu entwickeln. 

Weiterbildung als öffentliches Gut 

Die Weiterbildungssysteme in anderen euro- 
- päischen Ländern, vor allen Dingen in Skandina- 

vien,geben eingutesVorbildab.wieWeiterbildung 
alsöffentlichesGut begriffen undgepflegt werden 
kann;mit klaren Rechtsansprüchen.mit ausreichen- 
der Weiterbildungszeit. mi t  einem hohen Grad 
gesicherter öffentlicher Finanzierung. m i t  einer 
starken EinbindungderGewerkschaften und einer 
qualitativ hochwertigen lnfrastrukturan kommu- 
nalen Weiterbildungseinrichtungen.Nicht umsonst 
hat die EU ihre Weiterbildungsprograrnme nach 
dem großen dänischen ReformatorderWeiterbil- 
dung,,Grundtvig-Programme" genannt. 

langen Lernens aus dem Jahr zoo4,aber 
auch mit den umfangreichen Konzepten ausdem 
Bereich der DGB-Gewerkschaften,von IG Metall, 
von ver.di und der GEW wichtige und tragfähige 
Vorarbeiten füreinen fundierten Aufbruch in der 
PolitikfürWeiterbildungund LebenslangesLernen 
vor AuchdasForum BildungderSPD hat mitseinen 
Eckpunktenfürein sozialgerechtes und leistungs- 
fähiges Bildungssystem ausdem November2006 
erstmals eine umfassende sozialdemokratische 
Agenda für den Ausbau der Weiterbildung aus- 
gearbeitet. In wie weit sich diese Wirkungskraft 
entfalten undzueinergemeinsamen Richtschnur 
fürdiedrei politischen Ebenenvon Bund.Ländern 
und Kommunen werden kann,wird sich auch bei 
den Debatten umdasneueGrundsatzprogramm 
der SPD mit  entscheiden. 

DieVorschläge und die Formulierung im Ent- 
wurf für das Hamburger Programm sind jedoch 
vergleichsweise unbestimmt: ,,Wir wollen die 
lernende Gesellschaft in der Menschen sich ein 
Leben lang weiterentwickeln können." Dazu ge- 
hören der Ausbau der,,Weiterbildung zur vierten 
Säule im Bildungssystem", mi t  Freistellungsan- 
Sprüchen und der Unterstützung durch finan- 
zielle Förderung. Die besonderen Belange von 
Müttern undVätern sollen berücksichtigt werden, 
mi t  gemeinsamen Lösungen der Politik derTarif- 
Partner und der Betriebe. In den Hochschulen 
soll die berufliche Weiterbildung als eigene Auf- 
gabe entwickelt werden. Lebenslanges Lernen 
wird grundsätzlich nicht nur auf Beschäftigungs- 
fähigkeit, sondern explizit auf erfüllte persönliche 
und gesellschaftliche Lebensführung bezogen, 
auch und gerade für ältere Menschen in Beruf 
und Gesellschaft. 

Positiv fallen dem gegenüber zwei sehr kon- 
krete Setzungen aus diesen eher allgemeinen 
Zielvorstellungen heraus: Die Arbeitslosenversi- 
cherungsoll danach zu einer Beschäftigungsver- 
Sicherung weiterentwickelt werden und damit 
einen Beitrag zur Finanzierung derWeiterbildung 
leisten.Und dieVolkshochschulen werdenexplizit 



Magazin . 
als Weiterbildungsträger herausgestellt,der wie- 
der eine wichtigere Rolle spielen soli,gerade wenn 
es um die wichtige Bedeutung der allgemeinen, 
politischen und kulturellen Weiterbildung geht. 
Für ein linkes Projekt der Weiterbildung und des 
Lebenslanges Lernens wirdes hierbei nichtstehen 
bleiben können. Wenn Weiterbildung wie die an- 
deren Bildungsbereiche aucheinöffentlichesGut 
istwirdes hierzugesicherterstaatlich gestalteter 
und demokratisch verantworteter Strukturen be- 
dürfen und damit gesetzlicher Normierungen. 
Ansprüche und Finanzierungsleistungen. 

Die Perspektive der Beschäftigungsversi- 
cherung als solidarisches Konstrukt von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmernfürwei- 

terbildung bedarf dabei der Absicherung durch 
Steuermittel,diefinanzielle Förderungder Einzel- 
nen muss i m  Bedarfsfall auch bis zu einer voll- 
ständigen Kostendeckung gehen. wenn es um 
eine zweite Chance für Schulabschlüsse und 
berufliche Erstausbildungsabschlüsse bzw. ent- 
sprechende Grund- und Aufbauqualifikationen 
geht.Dem liberalen Konzeptvon Bildungssparen 
und individueller Bildungsfinanzierungist dabei 
das sozialdemokratische Konzept einer solidari- 
schen Finanzierung über Steuern und Versiche- 
rungsabgaben undeinesGrundrechtsauföffent- 
lich geförderte Weiterbildung entgegenzusetzen. 
Wenn dieVolkshochschulen unddieHochschulen 
eine wichtigere Rolle für die Weiterbildungais in 
der Vergangenheit übernehmen sollen.ist dieses 
als Bekenntnis zur öffentlichen und öffentlich 
geförderten Weiterbildung nur zu begrüßen.& 
fentliche Güter bleiben schließlich nur solange 
glaubwürdig unterschieden von kommerziellen 
Tauschwerten,wie sie allgemein zugänglich. über- 
all zugänglich sowie demokratisch-politischver- 
antwortet und gestaltet sind. 
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Erwartungen an die deutsche 

EU-Ratspräsidentschaft 

von Axel  Schäfer 

- 

Seit demi.Januar hat das wiedervereinig- 
te Deutschland zum dritten Mal den Vor- 
sitzinnerhalbder nunmehrauf27Staaten 

angewachsenen EU inne.Zuletzt iggg  unterder 
Kanzlerschaft Gerhard Schrödersführte Deutsch- 
land einesehr erfolgreiche Präsidentschaftdurch. 
Die Erwartungen an den deutschen Vorsitz sind 
achtJahredanach auch geradedeshalbsehrgroß. 
da sich die EU in einer insgesamt schwierigen 
Phase befindet.Sostehteine Reihevon ungelösten 
Themen auf der europäischen Agenda,die sowohl 
in der österreichischen als auch der finnischen 
Präsidentschaftoffen geblieben sind. DieEU wird 
vongroßenTeilender Bevölkerung nicht mehrals 
daswahrgenomrnen,waszu ihrem politischen und 
wirtschaftlichen Erfolg geführt hat,sondern nur 
noch als rein ökonomisches und bürokratisches 
Gebilde.DlesinkendeZustimmung lässt sich (lei- 
der) in nahezu allen Mitgliedsländern nachweisen. 
Im Unterschied zurAufnahmederacht mittel- und 
osteuropäischen Staaten im Jahre 2004 i s t  heute 
die Zahl der Erweiterungsbefürworter innerhalb 
der EU deutlich zurückgegangen.Zweifelsohne hat 
das „Nein" der französischen, aber auch der nie- 
derländischen Bevölkerung zumverfassungsver- 
trag(in beiden Ländern wurde im Frühjahr 2 0 0 5  

in Referenden hierüber abgestimmt) eine solche 
Entwicklung verstärkt. Vor diesem Hintergrund 
sind die Erwartungen an Deutschlandssechsmo- 
natige Präsidentschaft besonders hoch. 

Europa den Menschen 
wieder näher bringen 

Mit  der inhaltlichenVorstellungdes deut- 
schen EU-Vorsitzes im Europäischen Parla- 
ment in Straßburgdurch die Bundeskanz- 

lerin am 17. Januar, werden die entscheidenden 
politischen Akzentegesetzt. Ein Höhepunktfindet 
bereits EndeMärzstatt.Anlässlich des go.Jahres- 
tagesderRÖmischenVerträge,deram25.März2007 
gefeiert wird, kommen die 27 Staats- und Regie- 
rungschefs der EU in Berlin zusammen. um eine 
gemeinsame politische Erklärung zu verabschie- 
den. Mi t  der Unterzeichnung dieser ,,Erklärung 
von Beriin" könntesich einegroßegestalterische 
ChancefürdendeutschenVorsitzergeben.Damit 
ließe sich die Zustimmung der Staaten zum In- 
tegrationsprozess mit der Zustimmung in den 
Bevölkerungender EU verbinden.Diegemeinschaft- 
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IichenWerte unddie Zukunftsperspektiven der EU 
könnten hiereinstimmigvonsämtlichen Mitglied- 
staatenformuliertwerden.DieEU kannalsGemein- 
schaft weltweit eineeinzigartige Biianzvorweisen. 
sie ist eine einmalige Erfolgsgeschichte: Frieden. 
Wohlstand undZusammenhalt zwischen seinen 
Mitgliedsländern sind verwirklicht. Gleichzeitig 
gilt es.diegroßen Herausforderungen gemeinsam 
anzugehen. die sich vor ailem durch die Globali- 
sierungfür Europa in dersozialen Dimension.der 
wirtschaftlichen Dynamik, der Bildung und der 
Forschung stellen. Die deutsche Ratspräsident- 
schaft wird deshalbvierSchwerpunkteaufweisen, 
die in den kommenden sechs Monaten auf der 
politischen Agenda stehen werden: 

I. Handlungsfähige Gemeinschaft 

EinTeilder ungelösten Probleme lässt sich auf 
das FehleneinereuropäischenVerfassungzurück- 
führen. Die EU hat sich in den vergangenen Jah- 
ren nicht nur quantitativ verändert, sondern vor 
allem auch qualitativ. Auf die drängenden Her- 
ausforderungen kann sie mi t  dem bestehenden 
vertraglichen Aufbau (Stichwort:,,Nizzam) nurteil- 
weise die notwendigen Antworten liefern. Spä- 
testensjetzt wird deutlich, dass es die EU in den 
vergangenen Jahrenversäumt hat,längst notwen- 
dige institutionelleReformendurchzuführen.Dass 
es in einer größer werdenden EU immer schwie- 
rigerwird,Einstimmigkeitzwischen deneinzelnen 
Mitgliedstaaten herbeizuführen,ist mehralseine 
0insenweißheit.Mit dieser Zustandsbeschreibung 
wird zugleich die Hoffnungverbunden.dass auch 
in den anderen EU-Ländern erkannt wird,welche 
europäische (Mit-)Verantwortung wahrgenommen 
werden muss. 

Den durch die Ablehnungdesverfassungs- 
vertragsin Frankreich und den Niederlanden 
ins Stocken geratenem Prozess der euro- 

päischen Konstitution wieder neuen Schwungzu 
geben,ist eineder Hauptaufgaben derdeutschen 
Ratspräsidentschaft. UnserAusgangspunkt ist klar: 
DieVerfassung,diein der Zwischenzeit von 18der 
27Mitgliedstaaten ratifiziert wurde,muss in ihrer 

politischen Substanzerhalten, aber so modifiziert 
werden,dass siefür alleakzeptabel ist.Eswäreein 
großerErfolg.wenn zum Abschluss derdeutschen 
Ratspräsidentschaft Einigkeit über die Orientie- 
rung,dasVerfahren und den Zeitrahmenfürden 
Abschluss desVerfassungsprozesses bestünde. Das 
Zeitfenster hierfür wird sehr klein sein,zumal in 
unserem Nachbarland Frankreich,Wahlenfürdas 
Präsidentenamt und zur Nationalversammlung 
im Mai und Juni stattfinden werden. 

Zwischen Integration und Erweiterung darf 
kein Junktim hergestellt werdemEin solches 
~ÜrdedieGiaubwürdigkeitderEU in Frage 

stellen.Mit dem jüngsten Beitritt Bulgariens und 
Rumäniens ist die Aufnahmerunde um die mittel- 
undosteuropäischen Länderzunächst abgeschlos- 
sen. Hier befindet sich die EU in einerargumenta- 
tiven Bringschuld gegenüber den Menschen,denn 
sie muss deutlich machen, weshalb der Beitritt 
weiterer Staaten nach wie vor offen ist. Die EU 
muss hier ihreVerantwortung gegenüber Kroatien 
und derTürkei (mit beiden wird über Beitritt ver- 
handelt) sowie den West-Baikan-Ländern deutlich 
artikulieren.DieErfahrungen ausden beiden Auf- r 

nahmerunden 2004 und 2007 haben aber auch 
gelehrt,dass weitere Beitritte nur dann erfolgen 
können.wenn sämtlichevertragskriterien erfüllt 
werden. 

z. Gestaltung der wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen Zukunft 
Europas 

- 
Bei den Menschen macht sich die Sorge breit, 

dassdie EU keinen Schutzgegen diezunehmende 
Giabaiisierung bieten kann. Die Angst vor dem 
Verlust des Arbeitsplatzes und damit der sozialen 
Sicherheit ist gewachsen.Hier mussdieSozialde- 
mokratie deutlich ihreAkzentesetzen und diewich- 
tigkeit der sozialen, aber auch der ökologischen 
Dimension herausstellen. 
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Es kommt daraufan,dieGrundpfeiierdes 
europäischen Wirtschafts- und Sozialmo- 
dells zu stärken und so zu modernisieren. 

dassdieChancen derGlobalisierungim Interesse 
Europas besser genutzt und die Herausforderun- 
gen des weltweiten Wettbewerbs gemeistert wer- 
den könnenDeshalb bleibt die Lissabon-Strategie 
mit dem Ziel,Europazum wettbewerbsfähigsten 
Wirtschaftsraum der Weit mi t  hohem Beschäfli- 
gungsgrad zu machen, Richtschnurfürdie Energie- 
und Wirtschaftspolitik.die Innovationsförderung 
und die Beschäfiigungsmaßnahmen.DieseThemen 
werden die erste Hälfte der deutschen Präsident- 
schaft beherrschen und den Frühjahrsgipfel am 
8. und 9. März in Brüssel prägen. Klar heraus ge- 
strichen wird - im ,.Europäischen Jahr der Chan- 
cengleichheit''- die soziale Dimension Europas: 
Beschäftigungsförderung durch Chancengleich- 
heit.Qua1ifizierun.g und Mobiiitätsförderung, Inte- 
grationvonÄIteren inden Arbeitsmarkt sowiedie 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf.Den sozialen 
Schutzgilt es im Wettbewerb mit den unterschied- 
lichen sozialen Sicherungssystemen in Europa zu 
verbessern. Die europäische Gesetzgebung muss 
durcheinverfahren derAbschätzung ihrer Folgen 
für die Gesellschaft ergänzt werden. 

3. Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts 

Die Errichtung eines einheitlichen Raums der 
Freiheit,derSicherheit unddes Rechts isteineder 
zentralen Aufgaben der EU. Europa muss sich ge- 
gen den internationalenTerrorismusverteidigen 
können,ohnedie Freiheit und dieSicherheit ihrer 
Bürgerzu beeinträchtigen.HiererwartendieMen- 
schen in den 27Mitgliedstaaten ein entschlosse- 
nesHandein.lm Mmelpunktstehen dieStärkung 
der polizeilichen Zusammenarbeit, ein besserer 
Schutzderneuen Außengrenzen der EU undeine 
aufeinander abgestimmteeuropäischeAsyl- und 
Migrationspolitik. 

Antworten wird die EU aber auch geben 
müssen, inwieweit die Bürgerrechte ge- 
stärkt undgeschütztwerden können.Dies 

bezieht sich nicht nuraufdieSchaffungvon Min- 
deststandards etwa in der Strafgesetzgebung, 
sonderngeradeauch im Bereich der Rechtssicher- 
heit innerhalb der Mitgiiedsiänder für die Men- 
schen in der EU. 

4. Gestaltung der gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik und 
der Entwicklungszusammenarbeit 

Die außenpolitischen Herausforderungen be- 
dingen eine noch engere Kooperation der EU-Staa- 
ten. So müssen die in den vergangenen Jahren 
entwickelten Mechanismen zur Friedenssicherung 
und Konfliktbewäitigung weiterentwickelt wer- 
den. Das Konzept der Nachbarschaftspolitik muss 
weitervorangebracht werden,um politische und 
wirtschaft liche Stabilität zu erreichen. Die EU be- 
nötigt eine stärkere Differenzierungzwischen den 
an sie grenzenden Staaten (innerhalb Europas, 
Asiens und Nordafrikas).Zugieich sind instrumen- 
te undverfahren zu entwickeln, umjenen europä- 
ischen Staaten eine Perspektive zu geben,dieeine 
stärkere Kooperation und Anbindung beinhaltet. 
mit denen aberVerhandlungen übereinen Beitritt 
kurz- und mittelfristig nicht anstehen. 

Die EU muss ihre Roile als globaler Ener- 
gieakteur entwickeln. Nur sie kann eine 
dauerhafte undverlässliche Partnerschaft 

mi t  wichtigen Lieferanten-,Transit- undverbrau- 
cherländergewährleisten.Nicht zuletzt aufgrund 
seiner Größe und geographischen Lage ist Russ- 
landfürdieEUsowohl energiepolitisch,wirtschaft- 
lich als auch politisch ein besonderer Partner. Es 
ist deshalbwichtig,dassdas Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen zwischen EU und Russ- 
land möglichst rasch neuverhandelt wird.umzu 
einem erfolgreichen Ergebnis zu kommen. 
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DieUSAsindtraditionellderwichtigstePartner findendeTrilog-PräsidentschaftInengerAbstim. 
der EU. Deshalb wird sich Deutschland für eine mungmit Portugal (EU-Vorsitz 2.Hälfteaoo7) und 
Stärkungdertransatlantischen Beziehungeinset- Slowenien (1. Hälfte 2008) besteht für Deutsch. 
Zen. M i t  derzentralasienstrategieverbindet die land die Möglichkeit.die Initiative für Projekte zu 
EU zum einen energiewirtschaftliche Interessen, 
zum anderen aber auch die Er~artungen~dasssich 
politische Stabilität und der damit verbundene 
Modernisierungsschub positiv auf die Nachbar- 
regionen auswirkt. Schließlich muss die EU sich 
auch ihrer globalen Gestaltungsmacht bewusst 
sein und beispielsweiseeineentscheidende Rolle 
in der Umweltpolitik einnehmen. 

Alldiegenanntenvorhaben lassensich nur 
dann unterdemdeutschenVorsitzrealisie- 
ren bzw.anschieben,wenn auch die übri- 

gen Mitgliedsländer sich ihrer Verantwortung 

ergreifen,die übereinen sechsmonatigen Zeitraum 
andauern werden. Die Ratspräsidentschaft ist so- 
mit nicht nureine hervorragendeGelegenheitfür 
Deutschland,dieeuropäische ldeevoran zu bringen 
undeinenschritt weiter in dieZukunft zuführen. 
sondern zugleich kann die EU den Menschen nä- 
her gebra~ht~fühlbarer und damit sichtbarer ge- 
macht werdemWenn unsdiesalle~gelingt~dann 
wird diedeutsche EU-Ratspräsidentschaftzoo7ein 
Meilenstein im europäischen Integrationsprozess. 
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Ein Jahr noch ... insbesonderein Niedersachsen triumphalgewon- 
nen, kein Wahlkreisginggegenüber2002verloren. 
Der Prozentanteil der niedersächsischen SPD war 

Die SPD in Niedersachsen der höchste aller Landesverbände. Gute Voraus- 
setzungen also, sollte man meinen. Die nächste 

vor der Landtagswahlzoo8 Etappestand im Herbst 2006 mi t  der Kommunal- 
wahl ins Haus. 

von Stephan Klecha 

Die Landtagswahl2003 ist Niedersachsens 
SPD noch gut in Erinnerung.Ein ausgespro- 
chenteuerfinanzierterwahlkampfundein 

katastrophales Wahlergebnis katapultierten die 
Partei,welchedievorangegangenen Wahre regiert 
hatte,aufdieOppositionsbänke. Derdamals unter- 
IegeneMinisterpräsident Sigmar Gabriel kündig- 
t e  an, dass 2008 das Rückspiel stattfände. Mi t -  
tlerweile hat sich die SPD auf den Weg dorthin 
konsolidiert. Die Bundestagswahl 2005 wurde 

CI Kommunalwahlen in Niedersachsen, 
bleibt alles anders 

Das mit 36,6% schlechteste Kommunaiwahl- 
ergebnis seit 1952 für die SPD und das mit 41~3% 
schlechteste CDU-Ergebnis seit 1968 offenbaren. 
dassdievolksoarteien in Niedersachsenetwasan 
Bindungskräftenverlieren.Diesjedoch isteinTrend, 
der schon in den vorangegangenen vier Kommu- 
nalwahlen abzulesen war und der im Lichte der 
eklatant niedrigen Wahlbeteiligung besonders 
deutlich ist.Gleichwohl zeichnet sich Niedersach- 
sen bei Kommunalwahlen durch eine ungewöhn- 
liche Konstanz beiderVolksparteien aus. 

Im Grunde genommen ändert sich bei 
Kommunalwahlen im Land seltenviel.Die 
SPD hält die Mehrheiten i m  Süden und 

Nordwesten des Landes sowie die Landeshaupt- 
stadt Hannover, die CDU als seit 1976 stärkste 
kommunalpolitische Kraft dominiert den Nord- 
osten und katholischen Südwesten. Die Grünen 
können außerhalb der Universitätsstädte Olden- 
burg und Göttingen sowieder Region um das Atom- 
zwischenlager Gorleben zwar stabile und gute 
Ergebnisse. meistens deutlich oberhalb von fünf 
Prozent, einfahren. sind jedoch ein beachtliches 
Stück von ihrem eigentlichen Ziel entfernt. näm- 
lich landesweit zweistellige Ergebnisse zu erzielen. 
DieGrünen verfügenaußerdem über einestabile 
Wähierschaft, so dass sie steigende Anteile bei 
sinkender Wahlbeteiligung ohne nennenswerte 
Stimmenzuwächse registrieren konnten. 
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Am vorgenannten Befund hat sich allen Ver- 
schiebungen im Einzelfall zumTrotz wenigverän- 
dert:DieVerlustederSPDetwa konzentrieren sich 
im Wesentlichen auf Braunschweig und Oldenburg, 
woein populärer CDU-Oberbürgermeister bezie- 
hungsweise ein zur CDU gewendeter Ex-Grüner 
der SPD die Oberbürgermeisterposten streitig 
gemacht und obendrein bei den Ratswahlen zu 
erheblichenverlusten beigetragen haben.Ansons- 
ten gilt-dass SPD wieCDUviele Stellungen gehal- 
ten haben.Wahlsiege der einen Seite gingen mit 
Verlusten an anderer Stelle einher. 

Ein besonderer Blickgilt dabeiden Wahlen 
der Bürgermeister und Landrätesowiedes 
hannoverschen Regionspräsidenten. Hier 

wurden fast flächendeckend neu gewählt und 
erstmals amtieren sie nun für acht Jahre. Auch 
hier Iässt sich gegenwärtig das faktische Kräfte- 
gleichgewicht zwischen SPD und CDU gut illus- 
trieren: Beiden Wahlen hat die SPD in Oldenburg 
und Salzgitter die Oberbürgermeisterposten ver- 
loren,während siein Göttingen,Delmenhorst und 
Hameln diesen zurückgewinnen konnte. Bei den 
Bürgermeistern konnten in Northeim und Uslar 
sozialdemokratischeTraditionsgebiete zurücker- 
obert werden.ln derWedemarkwurdeeineschwar- 
ze Hochburggeschliffen, während auf der anderen 
Seite BuchholzlNordheide verloren ging und die 
klassischen SPD-Hochburgen Brake und Hann. 
Münden der CDU zufielen. In traditionell sozial- 
demokratischen Holzminden wurde sogar die 
Stichwahl verpasst. Der CDU konnte der Posten 
des Landrats in Lüneburg abgenommen werden. 
Auch in Lüchow-Dannenberg musste die CDU 
den Landratspostenfüreinen parteilosen Landrat 
räumen.Gehaiten hat dieSPD-trotzwechseider 
Amtslnhaber-dieoberbürgermeisterämter von 
Osnabrück und - besonders wichtig - das von 
Hannover, außerdem bleibt ein Sozialdemokrat 
Regionspräsident inder Region Hann0ver.h Emden 
konnte sich der SPD-Amtsinhaber durchsetzen 
und stützt sich zudem nun auf eine absolute 
Mehrheit im Stadtrat. 

C+Stephan Klccha lebt in Gohingen und irtMitglied der SPD-Bezirks 
vomfand Hannover 

Auch aus Jamaika Iässt sich 
nichts ablesen 

DieCDU hingegen konntegegen dieSPD und 
deren schon 2003 gewählten Oberbürgermeister 
eine Jamaika-Ratsmehrheit in Wilhelmshaven 
bilden.CDU. FDP und Grüne haben übrigens in 
einigen Regionen desLandeszusammengefunden 
soetwa in EinbeckoderHann.Münden.Aberauch 
eine Reihe von schwarz-grünen Kooperationen 
haben sich nach der Wahl gebildet oder konso- 
lidiert,etwa im Kreistag von Göttingen oder im 
Oldenburger Stadtrat. Doch hieraus ein Modell 
abzuleiten wäre vermessen,immerhin haben SPD 
und Grüne In den Städten Göttingen, Hannover 
und Osnabrücksowiein der Region HannoverZu- 
sammenarbeiten vereinbartwährend das sozial- 
liberale Bündnis in Oidenburgüber keineMehrheit 
mehr verfügt, haben SPD und FDP solch eine Ko- 
operation in Northeimvereinbart.ln Hameln wur- 
de eine Ampelkoalition geschmiedet.Alles in der 
Regel aus lokalen Erfordernissen erwachsen und 
nur wenig deutet auf Modellcharakter für die 
Landesebene hin. 

In einem Jahr ist endlich Rückspiel 

Aus den Kommunalwahlen Iässt sich also nur 
wenigfürdie Landtagswahl herauslesen.DieEnde 
Januar2008abzuhaitenden Wahlen wird dieSPD 
mit dem früheren LandesumweltministerWolfgang 
Jüttneran der Spitze bestreiten.Diegegenwärtigen 
Umfragen sehen dieCDU etwas über 4o%.dieSPD 
bei ungefähr3o% und damit sogar leicht schwä- - 
cherals bei derWahl 2003,die FDP liegtetwasvor 
den Grünen mit knappzehn Prozent unddieLinks- 
Partei bei immerhin4%.DochauchdieseUmfragen 
dürften noch nicht das letzte Wort des Wählers 
sein,immerhin lag zu einem vergleichbaren Zeit- 
punkt Anfang 2002 die SPD mit 43 zu 39 Prozent 
noch vor der CDU und die Grünen gleichauf mit 
der FDP bei ungefähr 5%. Es kann also noch viel 
passieren bis zum Rückspiel. 
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Stell Dir vor, es is t  Programm- 
diskussion, und keiner diskutiert!! 

Anmerkungen zur „SPD-Programmdebatte" 

in spw Hefi i5i,5/zoo6 

v o n  Horst  Heimann,  H. Peter Rose D. 

Andrea Nahles und Joachim Schusterstel- 
len im Oktober 2006die,.SPD-Programm- 
debatte" in spw i5 i  zutreffend fest:..Die 

Grundsatzprogrammdebatte geht in ihre letzte 
Phase."(S.i4) Das bedeutet aber:Sie.,geht in ihre 
letzte Phase". bevor sievon einer innerparteilichen 
und gesamtgesellschaftlichen Öffentlichkeit wahr- 
genommen und beeinflußt wurde. 

D Die SPD muss inhaltlich überzeugen 
und motivieren wollen 

Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
kämpft um die Mehrheit für den politischen Ge- 
staltungsauftrag in Bund. Ländern und Gemein- 
den. Wenn sie den realen politischen Konstella- 
tionen glaubwürdig gerecht werden will, müssen 

- ihre Grundpositionen für die gesamte Partei auf 
allen Ebenen gleichermaßen Gültigkeit haben.Das 
ist nicht mehrder Fall.lm Höhenrausch der Regie- 
rungsübernahme im Bund vor der lahrtausend- 
wende hattesich dieSPD-Führungdazu hinreißen 
lassen,Regierungspolitik mi t  Parteipolitikgleich- 
zusetzen und damit die Partei in eine Identitäts- 
undVertrauenskrisemanövriert.Wederdie.,Neue 
Ökonomie"von Blair und Schröder noch dieversu- 
chevon Müntefering und Clement, ihre organisa- 
torischen wie inhaltlichenVorstellungen der Partei 
in Nordrhein-Westfalen aufzuzwingen, waren er- 
folgreich. im Gegenteil: Nach dem Wahlsieg mi t  

dem Duo Schröder-Lafontaine bei den Bundestags- 
wahlenigg8 unddem Rücktritt von Lafontaineim 
Frühjahrigggginges mi t  derSPD kontinuierlich 
bergab. Und obwohl noch nie in der Geschichte 
der Bundesrepublik die pauschale Unzufriedenheit 
der Bevölkerungsmehrheit (rund 80%) mit den 
politischen Akteuren und Verhältnissen so stark 
angestiegen ist, ist zugleich noch nie die Bereit- 
schaft zur aktiven Mitarbeit in den Parteien sostark 
zurückgegangen. Während in den ig6oer und 
ig7oerJahren die politische Unzufriedenheit zur 
aktiven Mitarbeit motivierie,verstärkt heutediese 
Unzufriedenheit noch die Entpolitisierung und 
Resignation der Bürger 

Vielefühlen sich von.,ihrer"Partei imStich 
gelassen; sie verstehen die Politik in den 
Regierungen. Parlamenten und Räten so- 

wie in den Parteigremien nicht mehr.Von einer 
„AktivbürgerschafY der Mitglieder und ihrer de- 
mokratischen Mitwirkung an der politischen Ge- 
staltungdes Gemeinwesens ist wenig zu spüren. 
Fragende Mitgliederwerden ,.von oben herab" als 
lästige Störenfriede abgetan, den kritischen Bür- 
gern wird m i t  Skepsis begegnet. Und so ist auch 
das Interesse an der Programmdiskussion in der 
SPD und in der Gesellschaft sehr gering. 



Magazin H H H 

Die SPD als linkevolkspartei 

Wenn dieSPD linkevolkspartei bleiben will (vgl. 
den Schwerpunkt spw 145; 2oo4), wird sie inhalt- 
lich überzeugen müssen,um Mitgliederzu werben 
und dauerhaft an die SPD zu binden. Sie muss 
deutlich machen,was sie mit Blickauf die politische 
Zukunftsgestaltung konkret zu bieten hat. wenn 
Parteimitglieder an der Basis nicht mehr nachvoll- 
ziehen können,wasihre Mandatsund Funktions- 
träger politisch entscheiden, dann werden und 
können sie es auch nicht als Multiplikatoren ge- 
genüberdenwählerinnen undwählernvertreten. 
Dieseargumentative Hilflosigkeit ist ganz beson- 
ders dort verbreitet. wo jahrzehntelange stabile 
Mehrheiten zu Machtstrukturen geführt haben. 
die nur nochvom Daumen-Prinzip(Fingerdrin und 
Daumen drauf) und von der topdown-Methode 
(Daumen rauf oder runter) bestimmt sind. 

Und nun,daMacht und Einflussgeschwun- 
den sind, stellt man plötzlich fest, in wel- 
chem desolaten Zustand sich die Partei- 

Organisation mit ihrerMitgliederstruktur befindet: 
schwindende inhaltliche ~ubstanzsowie Mitglie- 
derschwunddurchÜberaIterung.Massenaustritte, 
Nachwuchsmangel etc. 

Immerhin hat der letzte Bundesparteitag in 
Karlsruheerste Akzentegesetzt, um das Gehabe 
einer„Staatspartei"abzulegen unddieSPD-end- 
lich wieder - als die gesellschaftliche .,Kraft der 
Erneuerung"zu profilieren.0bdiesgelingen wird, 
hängt nicht zuletzt von der Art und Weiseab,wie 
die Chanceeiner breiten und offenen Diskussion 
um ein neues Crundsatzprogramm genutzt wird. 

Eine Zielperspektive in der Tradition 
des Berliner Programms 

Die zum Auftakt der Diskussion vorgelegten 
..Leitsätze auf dem Weg zum neuen Crundsatz- 
Programm derSPD sind in ihrer epischen Breite 
und redundanten Geschwätzigkeit nur schwer 
zu lesen und zu verstehen. Dem neuen ,,Bremer 
Diskussionsentwurf" mangelt es an kritischer 
Cesellschaftsanalyse und$rogrammatischem 
Überschuss. Nahles und Schuster hoffen gleich- 
wohl, die Programmdiskussion könne den resig- 
nativen Entpolitisierungstendenzen entgegenwir- 
ken. Sie nennen auch Voraussetzungen für eine 
solche positive Wirkung:,,insgesamt braucht die 
SPD ... wieder eineZielperspektive,die sich deutlich 
vom neoliberalen Zeitgeist abgrenzt." (5. 15). Zu 
diesem Zweckdarfsich die SPD nicht,,fröhlich in 
die Kontinuität der Schröder-Regierung stellen", 
sondern in ,,die Kontinuität des Berliner Pro- 
gramms".Denndies,,beinhalteteineausgeprägte 
gesellschafilicheUmveiteilung" sowie.,eineDurch- 
setzung des Primats der Politik gegenüber der 
Wirtschaft". (5.15) 

Realistische Cesellschaftsanalyse 
notwendig 

Realismus bedeutet,diegesellschaftlicheWirk- 
lichkeit annähernd objektiveinzuschätzen,ohne 
ideologische Verzerrungen oder zweckoptimisti- 
sche Beschönigungen.Zudiesem Realismusgehört 
zunächst die Einsicht in die Faktoren, die eine 
Erneuerung einer sozialdemokratischen Zielspers- 
pektiveerschweren,fast unmöglich machen: Die 
große Mehrheit der Normalbevölkerung dürfte 
zwar die .,Durchsetzung des Primats der Politik 
gegenüber der Wirtschaft" und.,eine ausgeprägte 
(genauer:andere) gesellschaftliche Urnverteilung" 
unterstützen. Aber eine große Mehrheit in der 
kleinen Minderheit der Machteliten, nicht nur in 
der Wirtschaft, sondern auch in Wissenschaft, 
Publizistik.KuIturund Politik, beharrtoffensivauf 
dem neoliberalen Credo: Der noch zu große Ein- 
fluss der Politik und des Sozialstaates - Hauptur- 
sachefür mangelnde ökonomische Dynamik und 

t 
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Wettbewerbsfähigkeit muss durch mutige Refor- 
men weiter zu rückgedrängt werden.DieseMacht- 
eliten - eine neue Oberschicht - haben kein in- 
teresse, den brutaler und asozialer werdenden 
Raubtierkapitalismus wieder zu zähmen oder zu 
ziviiisieren.Sieverstehensichvielmehrals..Schwert 
und SchildVjener neuen Oberschicht, um die,,füh- 
rende Rolle der Wirtschaft" vor allem gegen die 
lnteressen der von abhängiger Arbeit lebenden 
Bevölkerungsmehrheitzu sichern.Diese kleineMin- 
derheit hat trotz..Volksherrschaft" (Demokratie) 
die Macht gegen die Interessen der Bevölkerungs- 
mehrheit und desGemeinwohls-weiterhin.,die 
Verteilungvon Einkommen und Vermögen ... zu 
Lasten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
und der kleinen Selbständigen (zu verschieben)". 

Gegen diese kleine Minderheit der neolibera- 
len Machteliten bleibt die große Mehrheit der 
Normaibevölkerungauch in der Demokratieohn- 
mächtig. wenn nicht sozial engagierte .,Gegen- 
elitenUeineaiternativeZielperspektiveentwickein 
und mehrheitsfähig machen.Ohnmächtig bleiben 
aber auch diezahlreichen Einzelkämpfer,diesich 

- engagiert für die Interessen der Bevölkerungs- 
mehrheit und des Gemeinwoh1seinsetzen.Denn 
die Befürworterdes..Besitzindividualismus" und 
Gegner des Sozialstaats bekämpfen diesen gut 
organisiert, konzertiert,zielstrebigund..solidarisch", 
also effizienter als ihn seine individualistischen 
Anhänger zu verteidigen vermögen. Gegen den 
vorzüglich dirigierten Chor von Neoliberalen ver- 
hallen die nicht koordinierten Solostimmen der 
Verteidiger des Sozialstaatsfast ungehört. 

Zum Realismus, der für die Erneuerung 
einer mehrheitsfähigen sozialdemokrati- 
schen Zielperspektive not~endigist~gehört 

es auch. die gesellschaftliche Wirklichkeit realis- 
tisch einzuschätzen,frei von zweckoptimistischen 
Verharmlosungen und Beschönigungen.Selbst im 
kritischen Rückblickauf,,die Regierungspolitikder 
SPDder letzten JahreC'wird im Beitragvon Nahles 
und Schuster,gewiss ungewollt. eineTendenz zur 
zweckoptimistischen Verharmlosung sichtbar: 
Wenn siezutreffend mit dem Berliner Programm 
,,eineausgeprägtegesellschaftliche Umverteilung" 

verbinden undder Regierungspraxisder SPDeine 
Modernisierungspolitik„unterVernachlässigung 
notwendiger Umverteilung"vorwerfen,soist das 
indirekt eine beschönigende Fehleinschätzung. 
Denn alleempirischen Daten,Statistiken undder 
„Reichtums und Armutsbericht" belegen eindeutig, 
die rotgrüne~eformpolitik„beinhalteteeineaus- 
geprägte gesellschaftliche Umverteilung",aller- 
dings nicht im Sinnedes Berliner Programmsvon 
oben nach unten,sondern im Sinne der FDP-Pro- 
grammatikvon unten nach oben.Eine erneuerte 
sozialdemokratischeZielperspektivewäreesdaher, 
konkrete Maßnahmen für eine realistische und 
damit glaubwürdige Politik zuformulieren,näm- 
lich:Zunächstdie massiveUmverteilungvon unten 
nach oben zu verlangsamen. und dann vielleicht 
sogarzu stoppen,dasweitereAbsinken der Lohn- 
quote zu verhindern, und schließlich vielleicht so- 
garwieder die soziale Ungleichheit zu reduzieren. 

Die.,Zielperspektive.diesichdeutiichvom 
neoliberalen Zeitgeist abgrenzt",istfürdie 
SPD überlebensnotwendig. Die SPD kann 

nur dann wieder zur mehrheitsfähigen Kraft ge- 
gen den Rückfall in frühkapitalistischeverhältnis- 
se werden. wenn sie die intellektuellen Anstren- 
gungen für diese erneuerte Zielperspektiveauch 
nach Verabschiedung des Programms fortsetzt 
und als ,.ständige Aufgabe" ansieht. Und die Be- 
fürworter dieser erneuerten Zieiperspektivesollten 
nicht jene Tendenz ignorieren, das neue Grund- 
satzprogramm dem noch herrschenden neolibe- 
ralen Zeitgeist zu unterwerfen und die lästige 
,,Erblast" und ..Erbsünde" des Demokratischen 
Sozialismus endgültig aus dem historischen Ge- 
dächtnis zu löschen. 
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Politische Merkpunkte zu einem Jahr 
Große Koalition 
Positionspapier der Parlamentarischen Linken in der SPD-Bundestagsfraktion 

I vom 15. Dezember 2006 . H 

I .  Vertrauen durch Programm, Profil z. Arbeitnehmeranliegen im Zentrum 
durch Konflikt einer klaren lnteressenpolitik 

PolitischeOrientierungundVertrauenskapitaI 
in Partei und Wählerschaft der SPD gründen auf 
unserem Grundsatzprogramm unddem aktuellen 
Wahlprogramm.Die Koalitionsvereinbarungmuss 
demgegenüber immerwieder kenntlichgemacht 
werden als nicht mehr, aber auch nicht weniger 
als ein Kompromiss auf Zeit. Entsprechend muss 
die SPD sich immerwiederdurch Kampf insSpiel 
bringen.Wir brauchen die SPD erkennbar als ak- 
tive. treibende Kraft in der Großen Koalition. Das 
macht sie für ihre Wähler wahrnehmbar, durch- 
setzungsfähig, und motivierend. 

(...) Ohne klares Profilführen programmatische 
Breite und Unverbindlichkeit dazu. dass die SPD 
- an Bindungskraft verliert und die anderen Par- 
teien in der großen Koalition gestärkt werden. 
Ohne Konfliktstrategie und Perspektive über die 
Große Koalition hinaus werden viele in der SPD 
demotiviert.Wir wollen den Erfolg in unserer Sa- 
che mit derGroßen Koa1ition.nichtfürden Erfolg 
der Großen Koalition an sich. 

Oie Idee der sozialen Demokratie lebt vom 
Bündnis und Zusammenwirken aller Menschen, 
unabhängigvon ihrer Herkunft und sozialenStel- 
lung.diesich auf unsereGrundwertegründen und 
die Lebensverhältnisse für alle Menschen durch 
gemeinschaftliches Handeln verbessern wollen. 
Cesellschaftsreformen ohne breite Unterstützung 
auch derMittelschichten,die sozialeGerechtigkeit 
i n  derGesellschaft zu ihrerSache machen und als 
ihr eigenes Interesse begreifen, werden nicht er- 
folgreich und nachhaltig sein können. 

Die SPD muss dabei immer auch einen 
klaren lnteressenstandpunkt einnehmen 
als Partei der Arbeitnehmerinnen und Ar- 

beitnehmer Um deren Interessen muss sie sich 
erkennbar in der langen Linie und im Detail küm- 
mern. Die lnteressenvertretung von Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmern. Rentnern, Auszu- 
bildendenlstudenten musseingebunden sein in 
einesystematische Auseinandersetzungmitden 
vier großen SPD-Themen (Arbeitslosigkeit,Armut, 
Alter,Ausländerintegration).,.Arbeitfüralle"und 

..mm-..3:r..ur - ~ 7-=.,-p-rm ~.,.-- sozialeGerechtigkeit bleiben unsere Leitthemen, - -.,m-- 

Umverteilungvon oben nach unten und staatliche 7 
Leistungs- und Handiungs-fähigkeit bleiben un- 

. verzichtbare Instrumente unsererPolitik.Auch der 
vorsorgende Sozialstaat, den wir unterstützen, 
macht Verteilungsfragen keinesfalls überflüssig. 
Die SPD kann ohne ein besseres Verhältnis und 
abgestimmtesZusammenwirken mit denGewerk- 

schaftendauerhaft nichtausdem 25-30%-Turm 
herauskommen. (...) 

Foto C i i r i t a i i  Kiel 

rpwii2ao7 
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3. Kernthemen und Grunddiskurse 
gegen Themenhopping und Tages. 
aktualität 

Die SPD darf nicht den Eindruck vermitteln, 
Themenhoppingzu betreiben,sondern bestimm- 
te Kernthemen und Grunddiskurse müssen inder 
Legislaturperiode immerwieder neu aufgegriffen 
und systematisch politisiert werden, z. B. Bekämp- 
fungder Armut und Inklusion der Unterschicht. 
z.B.Anerkennungder Leistungsträgerdurch Stär- 
kungund Garantievon Arbeitnehmereinkommen 
(gesetzlicher Mindestlohn und Erhöhungder Lohn- - . 
quote),z.B. Unternehmenssicherunggegen,,Heu- 
schrecken" durch Transparenz und Kapitalregu- 
lierung. Die SPD muss insbesondere auch den 
Leitgedanken der Innovation in vier Richtungen 
immer wieder neu durchbuchstabieren, nämlich 
Forschung und Entwicklung (Nachhaltigkeitder 
Wirtschaft; Zukunftstechnologien), Bildung und 
Weiterbildung (von der frühkindlichen Bildung 
bis zum Lebenslangen Lernen),Familienförderung 
(Ausbau der Infrastruktur,Kinderschutz und Kin- 
derförderung,Gleichstellungvon Frau und Mann) 
undökologie und Klimaschutz(Energiewende und 
Ressourcenstrategie: keinwackeln beim Ausstieg 
ausder Kernenergie;Arbeitsmarktpotentialevon 
Umweltschutz). (...) 

4. Die SPD als die große linke Volks- 
partei 

Die SPD muss den Anspruch beibehalten, so 
stark zu werden, dass sie in einer Koalition mi t  
einer kleinen anderen Partei in der nächsten Legis- 

p 
laturperiode eine Regierung bilden kann. Hierzu 
muss sich die SPD als die linkeVolkspartei positio- 
nieren.dievom strategischen Ansatz herauch bei 
der nächsten Bundestagswahl die Linkspartei über- 
flüssig machen will und mussrauch um auf Dauer 

- die Fixierung auf eine Große Koalition oder eine 
lager- und richtungsübergreifende 3-Parteien- 
Koalition zu durchbrechen. Das Gerede von der 
Drei-Parteien-Konstellation schwächt im Zweifels- 
fall die SPD. (...) 

5. Strategisches Vorgehen 
und Kampagnenfahigkeit der SPD 

Die SPD muss als Partei auf allen politischen 
Ebenen wieder mit einer Gesamtstrategie wahr- 
genommen werden, in der die SPD für sich Ge- 
meinschaftsaufgaben definiert,die in Bund,Län- 
dern und Kommunengemeinsamverfolgwerden. 
Ohne eine solche erkennbare Strategie gibt es 
wachsende Entfremdung. Ohne Schub aus den 
Kommunen und den Ländern ist die SPD prinzi- 
piell nicht im Bund mehrheitsfähig.DieSPDmuss 
erkennbar deutlich machen,dass sie die 5 bevöl- 
kerungsstärksten Länder wie NRW, Bayern, Baden- 
Württemberg, Niedersachsen und Hessen zurzen- 
tralen Herausforderungaller Ebenen erklärt und 
auf den Zugewinn in diesen zentralen Ländern 
strategisch hin arbeitet, und das mi t  dem Einsatz 
der gesamten Partei, der SPD-Regierungskräfte 
und der Bundestagsfraktion. Hierzu braucht es 
zugespitzte Themen, die auf allen politischen 
Ebenengemeinsamvorangetrieben undumgesetzt 
werden können.Beispielefür solche Kampagnen- 
Themen können sein z. B. die Kinderbetreuungs- 
strukturen,derEinsatzfürMindestlöhne.der Ener- 
gieumbau etc.. 

DieSPDmusssystematisch politischeKöp- 
fe aufbauen, ausdrücklich auch in den 
Politikbereichen und Ressorts,die augen- 

blicklich von der CDUICSU verwaltet werden. Die 
SPD mussauch ihre wenigenverbliebenen Länder- 
Ministerpräsidenten offensiveinsetzen und ihnen 
Gewicht geben. 

rpw iiiooi 
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0 11. Jahrestreffen der ostdeutschen 0 Programmdebatte in Baden- 
Parteilinken Württemberg 

Zum ii. Regionaltreffen der ostdeutschen SPD- 
Linken waren ami3.Januarin Berlinvertreterlnnen 
aus allen ostdeutschen Landesverbänden vertre- 
ten, um miteinander zu diskutieren. Einleitend 
referierte Wolfgang Thierse zur aktuellen Pro- 
grammdebatte. Grundtenor der Diskussion war, 
dassder Entwurf besser sei alszunächst befürch- 
tet.AndererseitsseienvieleFragen neutral beant- 
wortet und nicht richtiganalysiert:z.B.inder Frage 
der Heuschrecken und der Fonds.Auchstellensich 
Fragen nacheinemeuropäischen Programm und 
europäischen Steuerharmonisierungen. 

Ein wichtiger Bestandteil derTreffen sind immer 
dieeinzelnen Länderberichte. Besonders erfreulich 
in diesem Jahr war die wachsende Präsenzvon 
SPD-Linkenaus Brandenburger,dievoreinigerZeit 
einen parteilinken Kreis DL2i gegründet haben, 
der schon eineenorme Beachtunggefunden hat. 
Ausgehendvon DLzi-Diskussionen im regionalen 
DL2i-Zusammenhang stimmte ein Kreis von 7-8 
Brandenburger Genossen im Landtaggegen das 
äußerst problematische Brandenburger Polizeige- 
setz. Eine weitere regionale DLzi-Gründung gab 
es ausThüringen zu berichten. Interessante Hin- 
tergründezur rot-roten Koalition berichteteMark 
Rackles aus Berlin. 

Am Sonntaggingen wieder etlicheTeilnehmer 
desTreffens mit der SPD-Fahne zur Rosa-und-Karl- 
Manifestation in Friedrichsfelde, wo wieder be- 
stimmt 80.000 (1) Menschen -freiwillig - den 
ganzen Vormittag schweigend an den Gräbern 
vorbeiliefen. Der Friedrichsfelde-Verein, in dem 
maßgeblich Sozialdemokraten mitarbeiten. hat 
jetzt eine Ausstellung sowie eine lnternetseite 
zum Friedhof der Sozialisten erarbeitet. 
[Burkhard Zimmermann] 
b Infos: www.soziaIistenfriedhof.de 

Die Baden-Württemberger SPD-Linke,.B-W-C' 
diskutierte am 23. Januar 2006 in Stuttgart mi t  
dem SPD-Bezirksvorsitzenden Hessen-Süd,Gernot 
Grumbach,überden EntwurffürdasSPD-Grund- 
satzprogramm. Damit will die B-W-Leinen weite- 
ren Beitrag dazu leisten, dass das Programm mit 
der Basis undander Basis breitdiskutiertwird.Die 
B-W-L hatte sich bereits in einer ersten Stellung- 
nahme zu den Leitlinien positioniert und wird 
weitere Debattenbeiträge als lrnpulsfür die Dis- 
kussion in den Ortsvereinen und Kreisverbänden 
veröffentlichen. 
[Reinhold Rünker] 
t Infos: Reeional-Seiten bei www.forum-dl2i.de 

Personelle Veränderungen 

t Björn Böhning,spw-Redakteur und Juso-Bun- 
desvorsitzender, ist zumJahresbeginnvon der DGB- 
Grundsatzabteilung in die Berliner Senatskanzlei 
gewechselt,woer die Leitungdes Planungsstabs 
übernommen hat. 
b spw-Herausgeber Benjamin Mikfeld ist neuer 
Abteilungsleiter Kommunikation beim SPD-Partei- 
vorstand und dort u.a.zuständigfür Planungs-und 
Grundsatzfragen. 
t ZumlahreswechselsindSteffiGerszewski.Tanja 
Breuer und Svea Reiners aus der spw-Redaktion 
ausgeschieden.Wirdanken ihnenfür ihre langjäh- 
rige Mitarbeit.Neueingetreten in dieRedaktion sind 
Claudia Bogedan und Bettina Kohlrausch,dieder- 7 
Zeit beide an der Univesität Bremen promovieren. 

Die Jahresregister sind ab sofort im lnternet 
verfügbar,einzelne Beiträgeaus früheren Heften 
können hierebenfalls heruntergeladen werden. 
t Infos:www,spw.de 
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5 Fragen an ... 
Michael Donnermeyer 

.. 
C+Mi<haei Donncrmeyer:llnkil ig82auf ener Deßa.!rerhtil heute 
Fota ip r iva t .  

Michael Donnermeyer,Jahrgangig6o,stu- 
dierte Publizistik.Germanistik,Geschichte 
und Politikwissenschaften auf Lehramt:Er 

warin derJuso-Hochschulgruppe Münster und im 
Juso-Unterbezirkaktiv.späterauch Juso-Sekretär 
im Westlichen Westfalen (WW). Nach freiberuf- 
lichen Erfahrungen alslournaiist undals Referent 
in WW begann er iggo seine Karriere als Presse- 
sprecher des SPD-Landesverbandes Berlin. Dann 
wechselteer zur SPD-Landtagsfraktion nach Bran- 
denburg. wurde Sprecher des SPD-Parteivorstan- 
des, Leiter der Abteilung Presse- und Öffentlich- 
keitsarbeit des Bundesverkehrsministeriums und 
schließlich 2 0 0 2  Pressesprecher des Berliner Se- 
nats. Er lebt mit seiner Frau und zwei Kindern in 
Berlin-Mitte. 

spw: Was waren für Dich persönlich die wich- 
tigsten Meilensteinein Deinem politischen Leben 
und bei den Jusos? 

F Michael Donnermeyer: Für mich persönlich 
und politisch zugleich der Mauerfal1,denn 
der hat mich letztlich beruflich nach Berlin 

verschlagen. wo ich seither diesen spannenden 

- ProzessdesZusammenwachsens hautnah miter- 
leben kann. Durchaus als sinnvollen Lernprozess 
darüber, wie eine revolutionäre Umwälzung die 
deutsche Linkeauffalschem Fußerwischen konn- 
te (wo wir in diesen Fragen das doch alles immer 
viel besser zu wissen meinten). 

Bei den Jusos hat mich die frauenpoiitische 
Debatteam meisten beschäftigt.Ais ich imluso- 
Unterbezirk in Münster aktiv war, haben wir mit 
dafür gesorgt,dass dieSPD in Münster als erster 
UB die Quote beschlossen hat - eine wichtige 
Debatte.gegen vieleWiderstände,aber richtig und 
erfolgreich. 

spw: Dich hates mehrfach zwischen NRW und 
Berlin hin- und hergezogen.Wosiehst Du politische 
Unterschiede und wo persönlichVorteile? 

Michael D0nnerrneyer:Berlin ist ganzanders, 
diespurender Geschichtesind krasser und 
die Prozessegehen schneller.Hiersind in den 

goern Hundertiausende Industriearbeitsplätze in 
wenigenJahrenaufgrunddesWegfaIlsderMärkte 
im Osten einfach verschwunden. In NRW hat es 
bei Kohle und Stahl dafürjahrelange sozial ver- 
träglichere Umstrukturierung gegeben. Zudem 
sind in Berlin gesellschaftliche Entwicklungenfrü- 
herzu spüren,wasdenVorteil hat,dass manauch 
mitden Lösungen schnellersein mussund-wenn 
sie gut sind-in die Rolle des Pioniers kommt. In 
Sachen Bildung und Integration sind wir in Berlin 
weiter als die anderen Länder. 

spw: Als Senatssprecher verkündest Du, was 
anderedenkenwiegroßist Dein Einflussaufdas, 
was Du sagen darfst? 
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Michael Donnermeyer:Mein Job ist das Wie, Mlchael Donnermeyer: Es hat sich nicht er- 
nicht das Was. In unserer Mediokratie eine geben,ich bin auch sozufrieden,weil ichja 
spannende Aufgabe. Erfolge hat man da 

allerdings nur,wenndasWie schon beim Wasmit 
bedacht wird. Kommunikation ist zentral in der 
Politik und wird noch immer viel zu oftvernach- 
1ässigt.MeineAufgabe ist esauch,ständigdaran 
zu erinnern, dass die Kommunikation eine wich- 
tigeRollespieit.Dasist weit mehralseineseman- 
tischeAufgabe.Es ist durchaus wichtig,obetwas 
zufällig,.Hartz IV" heißt odervielleicht doch einen 
reflektierten. inhaltlich sinnvollen Begriff erhält, 
doch der Erfolg hängt auch davon ab, wie,wann, 

trotzdem ganz nah an den Prozessen dran 
bin. Da liegtauch eine Gefahr: Fürviele in meinem 
Job ist dieVersuchung groß,den Grundsatz ..Ge- 
wählte zuerst" zu vergessen. 

Ich kann mir natürlich auch vorstellen für ein 
Unternehmenzuarbeiten.Denn ich bin mirsicher, 
dassdie Politikdie besteSchulefür professionelle 
Kommunikation ist. 

spw: Michaei,vieien Dank für das Gespräch. . - 

wound mitwelchen Instrumenten ein politisches W 
Projekt aufallen Ebenenerfolgreich kommuniziert , 
werden kann. 

. "  , 
spw:Gibt es eine politische Entscheidung,die aerneentgegen. 

Du bereust? 

Michael Donnermeyer: Bere~en rl ngt so 
mora iscn l r r t ~ m  sr der bessere Begriff,denn 
aas is: ia mensch cn und man kann aaraLs 

lernen.Und Irrtümer hat es ebensogegeben wie 
Dinge,wo man richtig lag und liegt.Fehleinschät- 
Zungen gab es sicher, bei einigen inhaltlichen 
Themen,abervorallemfinde ich es hilfreich,eine 
gewisse negative Grundhaltungzu überwinden: 
LinkePolitik kommt ausder Kritikan den Zustän- 
den.das gerät gelegentlich zu unangemessenem 
und darüber hinaus wenig motivierenden Pessi- 
mismus.lch amüsiere mich heute beispielsweise 
noch überden Eifer,mit dem wirgegen dieVolks- 
zählungagitiert habenKritikdaran konnte man 
gewissüben.aberOrweil ist nicht überunsgekom- 
men und die Demokratie hat es auch überlebt. 

spw: Zieht es Dich manchmal in die erste Rei- 
he der gewählten Politiker? 

1984 wurde auf dem Bundeskongress 
derJusosder Grundsatzbeschiuss überdie 
Einführung einer Frauenquote gefallt. Da- 
nach müssen alle gewählten Vorstände, 
Gremien und Delegationen mit mindestens 
40 Prozent Frauen besetzt sein.DieEntschei- 
dung war das Ergebnis einer intensiven 
Diskussion um die Feminisierung desver- 
bandes.Dieinden7oerund vorallem8oer 
Jahren entwickeitenferninistischen Forde- 
rungen und Positionen der Frauenbewe- 
gungfanden damit auch Niederschlag im 
Juso-Verband.DieJusos waren derSPDmir 
ihrem BeschlussqJahre voraus. denn erst 
1988 konnte sich die Parteifür die Einfüh- 
rungeiner Geschlechterquote(!) entschei- 
den.igg7verschärften die Jusos die Rege- 
IungfürDelegationenzum Bundeskongress 
zueinersogenannten„harten"Quote,nach 
der freie Frauenplätze nicht mehr mi t  Män- 
nernaufgefülltwerden können.alsounquo- 
tierte Delegationen Mandate zurückgeben 
müssen. 




